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225. Sitzung 

Bonn, den 19. September 1990 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsidentin Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/7879 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Innern. 
Die Frage 1 des Abgeordneten Häuser wird schrift-

lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers der Verteidigung. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Wimmer steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 
Die Frage 2 des Herrn Abgeordneten Diller ist zu-

rückgezogen. 
Dann rufe ich die Frage 3 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Kübler auf: 
Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die neue, friedliche 

Lage in Europa ihre Praxis aufgeben, Lagerorte von atomaren 
Waffen nicht bekanntzugeben, und wie ist in dieser Frage die 
Praxis in den Mitgliedstaaten der NATO? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Kollege Kübler, die Bundesre-
gierung wird ihre bisherige Praxis nicht aufgeben, die 
insoweit auch der der anderen NATO-Partner ent-
spricht. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, gilt diese Pra-
xis für alle NATO-Länder oder nur für bestimmte? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Im Zuammenhang 
mit der hier besonders angesprochenen Kategorie nu-
kleare Waffenlager, ja. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Kübler (SPD): Wir wollen nicht das Spiel wie bei 
den chemischen Waffenlagern wiederholen. Deshalb 
frage ich Sie, ob Sie nicht doch in absehbarer Zeit 

gehalten sein werden, dies ganz normal bekanntzu-
geben, vielleicht spätestens nach dem 3. Oktober. 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Ich kann meiner er-
sten Antwort nichts hinzufügen, Herr Kollege. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Sie haben 
doch noch eine eigene Meinung?) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Sie-
laff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, daß 
den Kongreßabgeordneten in den Vereinigten Staa-
ten im Gegensatz zu den Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages die Orte bekannt sind? 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Ja, sicher! — 
Duve [SPD]: Und zwar die Orte in der Bun

-

desrepublik!) 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann für den amerikanischen Kongreß dazu keine 
Aussagen treffen. 

Vizepräsidentin Renger: Da kann man nichts ma-
chen. 
Herr Abgeordneter Duve, noch eine Zusatzfrage. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen bewußt, 
welche umständlichen Schritte über Karlsruhe das 
Parlament zur Aufdeckung der Lager in Rheinland

-

Pfalz, die sich mit Giftgas gefüllt hatten, hat unterneh-
men müssen, und könnte man das Verfahren nach 
Ihrer Meinung nicht etwas abkürzen? Ich denke, daß 
Karlsruhe heute anders entscheiden würde. 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
wir diesen Tatbestand im Zusammenhang mit den 
chemischen Waffen, die bisher in Rheinland-Pfalz la-
gerten, ganz aktuell diskutieren, dann wissen Sie ge-
nausogut wie ich, daß wir auf Grund der aktuellen 
Situation weltweit erhebliche Probleme im Zusam-
menhang mit den Transporten quer durch die Repu-
blik nach Nordenham hatten. Alles das, was sich in 
diesem Kontext abspielen könnte, ist natürlich auch 
im Zusammenhang mit den Lagerstätten für nukleare 
Waffen anzumerken. Deswegen werden Sie verste- 
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hen, daß wir der Sicherheit unseres Landes in diesem 
Zusammenhang die oberste Priorität einräumen. 

(Sielaff [SPD]: Gab es da überhaupt Pro-
bleme?) 

Vizepräsidentin Renger: Wir kommen zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Post und Tele-
kommunikation. Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Rawe steht zur Beantwortung zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 4 der Frau Abgeordneten Würfel 

auf : 
Wie viele Postsendungen gingen 1988 und 1989 verloren, und 

wie viele davon blieben trotz Nachforschungen unauffindbar? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Post und Telekommunikation: Frau Kollegin Würfel, 
da absolute Verlustzahlen wenig aussagefähig sind, 
wird bei der Deutschen Bundespost Postdienst die re-
lative Verlustquote, d. h. das Verhältnis der Zahl der 
in Verlust geratenen Sendungen zu der der eingelie-
ferten Sendungen, statistisch erfaßt. Sie beträgt für 
die Jahre 1988 und 1989 ca. — ich bitte um Verständ-
nis, daß ich das etwas umständlich vortragen muß —
0,0124 %. Das hießt, bezogen auf 1 Million Postsen-
dungen gehen etwa 12 Sendungen verloren. Fälle von 
angeblich verlorengegangenen Sendungen, bei de-
nen die Einlieferung und die Auslieferung durch 
schriftliche Unterlagen nachzuweisen sind, lassen 
sich darüber hinaus bis zu 78 % aufklären. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete. 

Frau Würfel (FDP) : Da ich mit absoluten Zahlen in 
der Regel mehr als mit Vergleichen anfangen kann, 
möchte ich auf die Beantwortung folgender Frage be-
stehen: Wieviel Pakete hat die Bundespost 1988 und 
1989 verloren? Wieviel sind es denn, die verlorenge-
hen, nicht wiederaufgefunden werden können und 
deren Verlust bei denen, die die Verlustmeldungen 
abgeben, größtes Entsetzen hervorruft? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich bitte sehr um Nach-
sicht, aber die Bundesregierung kann sich natürlich 
nur auf das verlassen, was das Unternehmen Deut-
sche Bundespost/Postdienste uns mitgeteilt hat. Sie 
haben uns leider keine absoluten Zahlen mitteilen 
können — so deren Angaben. Sie haben hier aber 
Prozentzahlen genannt. 

(Duve [SPD]: Hat nicht jemand einen Ta-
schenrechner dabei?) 

— Entschuldigung, ich kann Ihnen nur das mitteilen, 
was mir mitgeteilt worden ist, Herr Kollege Duve. Ich 
habe sehr viel Verständnis dafür, daß Ihnen das eben-
sowenig schmeckt wie mir. Wenn ich aber auf Nach-
fragen die Antwort bekomme, man habe diese Erfas-
sungen leider nicht mehr vorliegen, dann muß ich das 
zunächst einmal akzeptieren — ob uns das paßt oder 
nicht; ich kann das nicht ändern. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Würfel (FDP): Herr Staatssekretär, da ich eine 
gymnasiale Bildung habe, kann ich durchaus beurtei

-

len, daß ich erst absolute Zahlen brauche, um nachher 
die Prozentzahlen ausrechnen zu können. Also liegen 
diese Zahlen vor. 
Ich möchte Sie deshalb fragen, ob es möglich ist, mir 

diese Zahlen in der nächsten Fragestunde zu nen-
nen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich will es 
gerne erneut versuchen. Aber Sie können sich vorstel-
len, daß ich das schon versucht habe; denn dazu 
braucht man nicht einmal eine gymnasiale Bildung, 
wie Sie sagen. 

(Frau Würfel [FDP] : Okay!)  

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Lüder. 

Lüder (FDP) : Herr Staatssekretär, wenn Ihnen nur 
die Prozentzahlen aufgeschrieben worden sind, die 
sich aber von Hundert errechnen, muß ich Sie fragen: 
Welche dienstrechtlichen Konsequenzen haben Sie 
gegenüber dem gezogen, der Ihnen die absolute Zahl 
nicht gibt, wo doch die Frage — auch wenn Sie Pro-
zente erwähnen — auf absolute Zahlen gerichtet 
war? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Lieber Herr Kollege Lü-
der, was sollen hier dienstrechtliche Überlegungen? 
Ich wende mich an das Unternehmen Deutsche Bun-
despost/Postdienste um Auskunft; diese habe ich Ih-
nen gerade vorgetragen. Ich habe doch keine dienst-
rechtlichen Überlegungen anzustellen. Ich bin doch 
nicht der Dienstherr des Unternehmens Deutsche 
Bundespost/Postdienste. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, ich dachte nicht 
daran, daß Sie persönlich sich an die Post wendeten. 
Ich frage deswegen, ob Sie wenigstens denen gegen-
über, die Ihnen die Zahlen unkommentiert weiterge-
geben haben und die wir bezahlen, die absolute Zahl 
abgefragt haben. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Verehrter Herr Kollege, 
ich kann Ihre Neugierde verstehen; ich habe sie sel-
ber gehabt. Ich habe Ihnen gerade ausdrücklich vor-
getragen, daß unsere Beamten bei der Deutschen 
Bundespost/Postdienste sehr wohl nachgefragt ha-
ben, leider aber noch keine konkreteren Auskünfte 
bekommen haben. Ich kann es nicht ändern. 

(Duve [SPD]: Wenn man öffentliche Unter

-

nehmen auf den Markt schickt, dann passiert 
so etwas!) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Jäger 
aus Wangen. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, liegen Ih-
nen Unterlagen vor, aus denen sich die Entwicklung 
der letzten zehn Jahre ergibt, so daß erkennbar ist, ob 
dieser Prozentsatz, den Sie für die Jahre 1988 und 
1989 genannt haben, tendenziell ein Absinken oder 
ein Ansteigen der Verluste bedeutet? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, mir liegen dazu 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Erkenntnisse 
vor. Ich bitte, noch einmal zur Kenntnis zu nehmen, 
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was ich zu Beginn gesagt habe: Wenn auf eine Million 
Sendungen — einschließlich der Briefe — zwölf Sen-
dungen verlorengehen und wenn dort, wo nachge-
forscht wird, noch 78 To  aufgeklärt werden, dann ist 
die Verlustquote doch nicht so immens, daß man sich 
hier allzusehr zu erregen hätte. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, Sie kennen die 
absolute Zahl nicht und behaupten jetzt, das alles 
könne nicht so schlimm sein. Meine Frage: Haben Sie 
den Eindruck, daß die Bundespost Ihnen gegenüber 
die absolute Zahl bewußt verschweigt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, den Eindruck 
habe ich natürlich nicht; sonst hätte ich mich dagegen 
ganz anders zur Wehr gesetzt. 

(Duve [SPD]: Die Zahlen der verlorengegan-
genen Pakete sind Teil des Statistischen 

Jahrbuchs!) 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. — Das war, wie gesagt, nicht bef riedigend 
beantwortet; aber Sie konnten es nicht besser. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Es tut mir so leid. 

Vizepräsidentin Renger: Offensichtlich. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. 
Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Echternach 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Jäger 

auf: 
Wird die Bundesregierung auch 1991 und darüber hinaus mit-

telfristig die finanzielle Förderung der Stadtsanierung im selben 
Umfang aufrechterhalten wie 1990, und trifft es zu, daß aus die-
sen Bundesmitteln im Jahr 1991 auch die neuen Bundesländer 
der DDR ohne Erweiterung des Finanzvolumens der Förderung 
bezuschußt werden? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Jäger, die Bundesregierung mißt den 
Bundesfinanzhilfen für die Städtebauförderung ei-
nen hohen politischen Stellenwert bei. In den Jahren 
1988 bis 1990 hat der Bund Finanzhilfen in Höhe von 
jährlich 660 Millionen DM zur Förderung städtebauli-
cher Sanierungsentwicklungsmaßnahmen nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuchs zur Verfügung ge-
stellt. Hinzutreten die Fördermittel des Strukturhilfe-
gesetzes für städtebauliche Maßnahmen, die im Jahre 
1989 einen Betrag von rund 385 Millionen DM er-
reichten. 
Der auch heute noch bestehende Erneuerungsbe-

darf in den Städten und Dörfern des Bundesgebiets 
und der außergewöhnliche Nachholbedarf für Maß-
nahmen der Stadt- und Dorferneuerung in den künf-
tigen Ländern auf dem jetzigen Gebiet der DDR las-
sen Finanzhilfen des Bundes für die Städtebauförde-
rung auch weiterhin erforderlich erscheinen. Ihre 
Größenordnung und Ausgestaltung zu dem Rahmen  

der anstehenden Haushaltsentscheidung für das ver-
einigte Deutschland ist noch zu klären. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da ich da-
von ausgehe, daß die Bundesregierung, wenn sie den 
Nachholbedarf, wie Sie es hier getan haben, auch 
künftig für gegeben erachtet, und die Bundesregie-
rung in diesem Fall eigene Vorstellungen hat, möchte 
ich Sie fragen: Welche Größenordnung werden Sie 
denn dem Parlament vorschlagen? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, im Haushaltsentwurf 1991 hatte die Bundesregie-
rung 660 Millionen DM an Bundesfinanzhilfen für die 
Länder der bisherigen Bundesrepublik vorgesehen. 
Hinzu kommen die Mittel aus dem Strukturhilfege-
setz, von denen ich schon sagte, daß sie im letzten Jahr 
385 Millionen DM für städtebauliche Maßnahmen be-
trugen, und wir haben vorgesehen, die Mittel aus dem 
Strukturhilfegesetz unverändert auch im nächsten 
Haushaltsjahr einzuplanen. Der Haushaltsentwurf ist 
nicht wegen Bedenken in diesem Punkt, sondern we-
gen der Notwendigkeit zurückgezogen worden, jetzt 
einen gemeinsamen Haushaltsplan für das vereinigte 
Deutschland aufzustellen. Ich kann jetzt nicht sagen, 
wie die Bundesrepublik diesen Haushaltsentwurf 
endgültig gestalten wird. Die letzte Entscheidung 
liegt beim Parlament, d. h. beim Parlament des wie-
dervereinigten Deutschland. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie Ihre 
Vorstellungen über die Größenordnungen im Hin-
blick auf die Strukturhilfemaßnahmen dargestellt ha-
ben, möchte ich Sie fragen, ob die Mittel für die nor-
male Stadtsanierung, die bisher mit jährlich 660 Mil-
lionen DM angesetzt waren, ebenfalls den Vorstellun-
gen der Bundesregierung für das nächste Haushalts-
jahr entsprechen. 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat im Juli in der Tat für das Jahr 1991 660 Mil-
lionen DM für die elf Länder des Bundesgebietes, vor-
gesehen. Ich kann natürlich nicht vorhersagen, was 
die Bundesregierung für den neuen Haushaltsentwurf 
beschließen wird, nachdem der alte Haushaltsentwurf 
zurückgezogen worden ist. 

Vizepräsidentin Renger: Keine weiteren Fragen. 
Danke schön, Herr Staatssekretär. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters der Justiz. Die Frage 6 des Abgeordneten Jä-
ger und die Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Dr. 
Hirsch werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Finanzen auf. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Carstens steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 
Ich sehe aber, daß der Fragesteller, der Herr Abge-

ordnete Cronenberg, nicht da ist. Er sitzt im Ausschuß 
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Deutsche Einheit. Seine Fragen 9 und 10 sollen 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Auch die Fragen 11 und 12 des Abgeordneten Mün-
tefering werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Schönen Dank, daß Sie gekommen sind, Herr 
Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Gel-
dern steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 13 des Abgeordneten Häuser 
auf: 

Warum lehnt es der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten ah, für Personalrats- bzw. Hauptpersonalrats-
mitglieder seines Geschäftsbereiches Dienstreisen in die DDR 
zu genehmigen, die die Beratung der Beschäftigten (gemäß BMI 
Erl. I 4 — 11210032/1 vom 30. Juli 1990) zum Ziel haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Häuser, ein Beamter des BML, der Vor-
sitzende des Hauptpersonalrats ist, hat auf dem Form-
blatt für Dienstreiseanträge auf dem Fachabteilungs-
dienstweg eine Dienstreise beantragt, erstens zur Be-
ratung, zur Vorbereitung und Durchführung der Per-
sonalratswahlen in den dem BML spiegelbildlich zu-
zuordnenden Verwaltungsbereichen der DDR und 
zweitens zur Leitung eines Personalvertretungs-
rechtsseminars der Gewerkschaft ÖTV. Diese Dienst-
reise ist von der Verwaltung des BML aus den folgen-
den Gründen abgelehnt worden. 

Erstens. Die Dienstreise sollte nach uns vorliegen-
den Kenntnissen zu einer Forschungseinrichtung des 
Ministeriums für Ernährung, Land- und Forstwirt-
schaft der DDR und nicht zu einer Verwaltungsein-
richtung führen. Im Hinblick auf die angespannte Ar-
beitssituation im BML wurde dies für nicht erforder-
lich gehalten, da der Forschungsbereich — im An-
schluß an die Übergangsfrist — nach Art. 38 Abs. 2 
des Einigungsvertrags als Einrichtung der Länder 
fortgeführt werden soll und die Auffassung besteht, 
daß es in diesem Bereich entsprechend der 
Kompetenzzuordnungen des Grundgesetzes vorran-
gig Angelegenheit der Länder sein muß, solche Bera-
tungshilfe zu leisten. 

Zweitens. Nach dem Dienstreiseantrag war im übri-
gen geplant, das Personalvertretungsrechtsseminar 
der ÖTV zu leiten. Es gehört aber nicht zu den Oblie-
genheiten eines Beamten des BML, ein Gewerk-
schaftsseminar während der Dienstzeit zu leiten. Ent-
sprechendes gilt für den Vorsitzenden des Hauptper-
sonalrats, der ja Teil der Verwaltung ist. 

Zur Vorbereitung auf die künftigen Aufgaben des 
örtlichen Personalrats beim BML ist dessen Vorsitzen-
den am 13. September 1990 im Rahmen einer Dienst-
reise Gelegenheit gegeben worden, mit Vertretern 
der Zentralabteilung des Ministeriums an Personal-
versammlungen der Beschäftigten des Ministeriums 
für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft sowie der 

Anstalt für landwirtschaftliche Marktordnung in Ost

-

Berlin teilzunehmen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Häuser. 

Häuser (SPD): Ist es richtig, daß Sie die Institute und 
Forschungseinrichtungen nach Art. 38 bis zum 
31. Dezember in Verantwortung des BML weiter fort-
führen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Die Einrich-
tungen im Forschungsbereich sollen nach Art. 38 
Abs. 2 des Einigungsvertrags bis zum 31. Dezember 
1991 als Einrichtungen der Länder fortbestehen. 

(Häuser [SPD]: Da aber keine Länder beste

-

hen, geben Sie mir da recht, daß es notwen

-

dig ist, die Kollegen dort durch irgend jeman

-

den zu beraten?) 
— Es ist sicher erforderlich, daß sie beraten werden. 
Die Entstehung der Länder ist ja in vollem Gange. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Duve, 
eine Zusatzfrage. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, Sie erwähnten die 
angespannte Arbeitssituation in Ihrem Hause. Wären 
Sie bereit, mir Auskunft darüber zu geben, wieviel 
Mitarbeiter — von der Spitze bis zum Sachbearbei-
ter — und wieviel Schriftstücke entstanden sind, um 
jenen Personalratsvorsitzenden daran zu hindern, in 
die DDR zu fahren? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich habe nicht 
den Eindruck, daß die Frage ernstgemeint war. 

(Duve [SPD]: Doch, sie war ganz ernstge

-

meint! Ganz viele Leute bei Ihnen haben 
Schriftstücke angefertigt und hatten nichts 
anderes zu tun, als diese Sache zu bearbei

-

ten! Sonst wäre das doch gar nicht in dieser 
Weise beantwortet worden!) 

— Jedenfalls kann ich darauf jetzt keine Antwort ge-
ben. 

(Duve [SPD]: Auch interessant!) 

Vizepräsidentin Renger: Gibt es eine weitere Zu-
satzfrage? — Herr Abgeordneter Sielaff, bitte. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie sa-
gen, wieviel andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus Ihrem Ministerium sich zur Zeit in der DDR befin-
den, um dort Hilfestellung zu leisten? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Auch das 
kann ich, was die genaue Zahl betrifft, nicht aus dem 
Stegreif beantworten. Ich weiß aber, daß wir nicht nur 
auf der Ebene des Ministeriums für Ernährung, Land- 
und Fortwirtschaft in Ost-Berlin, sondern auch schon 
vorbereitend in den fünf in Entstehung befindlichen 
Ländern dabei sind, entsprechende Verwaltungshilfe 
durch Mitarbeiter des BML zu leisten. 

Vizepräsidentin Renger: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? — Danke schön, Herr Staatssekretär. 
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Die Fragen 14 und 15 des Herrn Abgeordneten Kir-
schner sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Die Frage 16 des Abgeordneten Stiegler wird auf 

Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich danke Ihnen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit auf. Der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Pfeifer steht zur 
Beantwortung zur Verfügung. 
Die Frage 17 der Abgeordneten Frau Würfel wird 

auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Sie-

laff auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des Pflegenotstan-

des und der zu erwartenden katastrophalen Engpässe im sozia-
len Bereich Zivildienstleistenden die gleichen Möglichkeiten 
wie Bundeswehrangehörigen einzuräumen, so daß die freiwil-
lige Verlängerung des Zivildienstes im Pflegedienst dann auch 
mit monatlich 1 536 DM vergütet wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Präsidentin! Herr Kollege Sielaff, der Zivildienst ist 
ein Pflichtdienst, der an die Stelle des rechtmäßig ver-
weigerten Wehrdienstes tritt. Im Zivildienst ist daher 
kein dem Berufs- und Zeitsoldaten vergleichbares 
Dienstverhältnis, das auch eine Verpflichtung über 
die gesetzliche Dauer des Grundwehrdienstes hinaus 
ermöglicht, rechtlich möglich. Der Zivildienst hat al-
lein die Aufgabe, die anerkannten Kriegsdienstver-
weigerer für die gesetzliche Dauer des Zivildienstes 
aufzunehmen. 
Im Zusammenhang mit der in Vorbereitung befind-

lichen Verkürzung des Grundwehr- und Zivildienstes 
auf zwölf bzw. 15 Monate sollen auch alle Zivildienst-
leistenden, die am 30. September 1990 15 Monate 
oder länger gedient haben, vorzeitig entlassen wer-
den. Den betroffenen Zivildienstleistenden wird je-
doch durch das Gesetz die Möglichkeit eingeräumt, 
auf Antrag ihre ursprünglich festgesetzte Zivildienst-
dauer einzuhalten. Dabei handelt es sich aber um Zi-
vildienst im Sinne des Zivildienstgesetzes mit allen 
Rechten und Pflichten. Somit bleibt für diesen Perso-
nenkreis der Schutz durch das Arbeitsplatzschutzge-
setz uneingeschränkt erhalten, und auch die Leistun-
gen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz werden 
weiterhin gewährt. 
Damit scheiden aber finanzielle Zuwendungen 

über die gesetzlich vorgesehenen Geld- und Sachbe-
züge hinaus aus. Die Möglichkeit des Zuendedienens 
ist ein Ausdruck des Vertrauensschutzes allein gegen-
über den Zivildienstleistenden, die sich in ihrer Le-
bensplanung auf die längere Dienstzeit eingestellt 
hatten. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, befürworten Sie weiterhin 
eine ungleiche Behandlung — insbesondere eine un

-

gleiche finanzielle Behandlung — von Zivildienstlei-
stenden und Bundeswehrangehörigen, da die Zivil-
dienstleistenden nicht — wie die Bundeswehrangehö-
rigen — die Möglichkeit haben, eine höhere Bezah-
lung zu erreichen, wenn sie sich freiwillig — und nur 
darum handelt es sich — für diesen wichtigen Dienst 
zur Verfügung stellen. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sielaff, 
ich habe soeben gesagt: Der Zivildienst ist ein Pflicht-
dienst, der allein die Aufgabe hat, die anerkannten 
Kriegsdienstverweigerer für die gesetzliche Dauer 
des Zivildienstes aufzunehmen. Um nun den Ver-
gleich zur Bundeswehr zu ziehen: Der Soldat auf Zeit 
ist seiner Funktion und seiner Rechtsstellung nach ein 
Berufssoldat auf Zeit. Im Zivildienst in ähnlicher 
Weise eine Art „Beruf auf Zeit" zu schaffen, halte ich 
nicht für einen guten Weg. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, würden nicht 
auch Sie es für eine gute Sache halten, wenn Zivil-
dienstleistende freiwillig bereit wären, ihren Dienst 
unter den genannten Voraussetzungen fortzusetzen, 
und wäre das nicht auch eine Hilfe, um dem Pflege-
notstand entgegenzuwirken? Welche anderen Mög-
lichkeiten, dem Pflegenotstand, der andernfalls dar-
aus entsteht, entgegenzutreten, sehen Sie denn 
sonst? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich habe soeben ge-
sagt, daß ich das, was Sie unter dem Gesichtspunkt 
„Zivildienst auf Zeit" ansprechen, nicht für den rich-
tigen Weg halte, um die Probleme im Pflegebereich 
Pflegepersonal für pflegebedürftige Mitbürgerinnen 
und Mitbürger zu lösen. Dies muß in meinen Augen 
über eine generelle Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen, über eine bessere Attraktivität und über ein 
besseres Ansehen der sozialen Berufe, vor allem der 
Pflegeberufe, erreicht werden. 

Vizepräsidentin Renger: Manchmal möchte man 
von hier aus auch etwas sagen. 
Frau Kollegin Roitzsch. 

Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, könnten Sie sich vorstellen, daß eine 
ausgebildete Krankenschwester angesichts der An-
forderungen, die an das Pflegepersonal gestellt wer-
den, ebenso bezahlt wird wie ein Assistenzarzt? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Es ist immer schwierig, 
Vergleiche zu Angehörigen anderer Berufe, also in 
diesem Fall des ärztlichen Heilberufs, zu ziehen. Aber 
ich bin in der Tat der Meinung, daß die Attraktivität 
der Pflegeberufe in der Zukunft erstens von der 
Attraktivität der Ausbildung und zum zweiten auch 
von der Bezahlung abhängig sein wird. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Danke!) 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Ich teile zwar alle Ihre 
schönen Wünsche, aber die Erfüllung von Wünschen 
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dauert manchmal ziemlich lange. Das heißt: Was ge-
denken Sie dann zu tun, bis diese Attraktivität erreicht 
ist, und könnte man da nicht eine Überbrückungszeit 
finden, in der man Zivildienstleistenden die Möglich-
keit einer freiwilligen und vernünftig bezahlten Län-
gerbeschäftigung einräumen würde? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Zum letzten Teil der 
Frage habe ich hier Stellung genommen. 
Was den ersten Teil der Frage angeht, möchte ich 

darauf hinweisen, daß wir dem Parlament auch in die-
ser Legislaturperiode hinsichtlich eines Teils der 
Pflegeberufe bis in die jetzige Zeit hinein Vorschläge 
unterbreitet haben bzw. unterbreiten. Ich erinnere nur 
an den Gesetzentwurf zur Ausbildung in den Berufen 
im Bereich der Altenpflege, den die Bundesregierung 
dem Bundesrat zugeleitet hat. 

Vizepräsidentin Renger: Die Frage 19 des Abgeord-
neten Lowack wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 20 der Abgeordneten Frau Walz 

auf: 
Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland Forschungsvorha-

ben über „Gewalt gegen Ältere", die der Anwendung von Ge-
walt gegen ältere Menschen sowohl im familiären Pflegebereich 
als auch in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen 
nachgehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Walz, 
bisher gibt es in der Bundesrepublik keine systemati-
sche, umfassende Forschungsarbeit zum Thema „Ge-
walt gegen ältere Menschen", die den Anspruch auf 
Repräsentativität erfüllt und das Dunkelfeld, in dem 
dieser Bereich nach wie vor liegt, ausreichend er-
hellt. 

Dies gilt sowohl für das umfassendere Gebiet der 
Gewalt gegen ältere Menschen als auch für die spe-
ziellen Bereiche familiärer Gewalt gegen Ältere und 
Gewalt im familiären, ambulanten und stationären 
Pflegebereich. Dagegen liegen Einzelfallstudien, 
punktuelle Mitteilungen und Erhebungen im Sinne 
von Expertenbefragungen zu Teilbereichen des For-
schungsthemas vor. 
Auf dieses Forschungsdefizit weist der Vierte Fami-

lienbericht hin, ebenso die unabhängige Regierungs-
kommission zur Verhinderung und Bekämpfung von 
Gewalt in ihrem 1990 vorgelegten Gutachten. Die 
Bundesregierung plant, Forschungsvorhaben zu die-
sem wichtigen Bereich voranzutreiben. Die Vorarbei-
ten hierzu sind im Gange. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Walz? — Keine. 
Ich rufe die Frage 21 der Abgeordneten Frau Walz 

auf: 
Sind der Bundesregierung Untersuchungen über Gewalt ge-

gen alte Menschen aus den Vereinigten Staaten von Amerika 
bekannt, die vor allem die Zusammenhänge zwischen aktiver/ 
passiver Gewaltanwendung und der Überforderung des Pflege-
personals offenlegen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Auch der in Frage 21 
angesprochene Forschungsbereich ist erst in den letz-
ten Jahren, vorwiegend in den USA, aber noch nicht 
sehr umfassend zum Gegenstand wissenschaftlicher 
Arbeit geworden. Hinweise auf die in der Frage ge-
nannten Zusammenhänge sind der Bundesregierung 
nicht nur aus der amerikanischen Fachliteratur be-
kannt. Sie sind beispielsweise auch in dem erwähnten 
Gutachten der Kommission, die ich zu Frage 20 ge-
nannt habe, enthalten. 
Auf die Fülle der Belastungen für Pflegende, insbe-

sondere auch in der Pflege von älteren Angehörigen, 
weist der erste Teilbericht der Sachverständigenkom-
mission zur Erstellung des ersten Altenberichts der 
Bundesregierung darüber hinaus hin. 

Vizepräsidentin Renger: Haben Sie dazu eine Zu-
satzfrage? — Keine. Schönen Dank, Herr Staatssekre-
tär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Die Fragen 22 und 23 des Abgeord-
neten Richter sowie die Frage 24 des Abgeordneten 
Hinsken werden auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Gröbl 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 
Die Fragen 25 und 26 der Abgeordneten Frau 

Garbe und die Fragen 27 und 28 des Abgeordneten 
Dr. Wernitz werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 29 der Frau Abgeordneten 
Wollny auf: 

Kann die Bundesregierung Aussagen im Bericht der Tages-
themen/ARD vom 13. September 1990 bestätigen, wonach die 
zulässigen jährlichen Strahlengrenzwerte im AKW Greifswald 
bei weitem überschritten werden, und hält die Bundesregierung 
angesichts der im Tagesthemen-Bericht aufgezeigten anderen 
gravierenden Sicherheitsmängel eine sofortige Stillegung aller 
Reaktorblöcke in Greifswald für erforderlich? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau 
Kollegin, die Bundesregierung kann die von Ihnen 
zitierte Aussage nicht bestätigen. Auf Grund der Er-
gebnisse der gemeinsamen Sicherheitsüberprüfun-
gen sind die Blöcke II bis IV des Kernkraftwerks 
Greifswald bereits seit längerer Zeit abgeschaltet. 
Block I wird nach anderweitiger Bereitstellung des 
benötigten Dampfes abgeschaltet. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Bedeuten diese Abschaltun-
gen endgültige oder vorläufige Abschaltungen? Ich 
erinnere an die Pressekonferenz des Herrn Ministers, 
der noch immer offenhält, daß sich Leute für Nachrü-
stungen bereitfinden würden. Meine Frage bezieht 
sich ja auf eine endgültige Abschaltung. 
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Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich kann hierzu nur 
Bundesminister Professor Töpfer zitieren, der in dieser 
Pressekonferenz, von Ihnen erwähnt, damals ausge-
führt hat: 

Spekulationen über die Chancen der Verwirkli-
chung der Nachrüstmaßnahmen oder gar über 
eine Wiederinbetriebnahme haben derzeit keine 
Grundlage. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Wollny (GRÜNE): Aber es kommt darin „der-
zeit" vor. Das ist nicht endgültig. 

Gröbl, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, erstens 
sind wir noch nicht zuständig, und zweitens pflegen 
wir solche Entscheidungen nach sorgfältiger Über-
prüfung zu treffen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 30 der 
Abgeordneten Frau Wollny auf: 

Auf Grundlage welcher Sicherheitsbewertungen und Radio-
aktivitätsmessungen im AKW Greifswald kommt die Bundesre-
gierung zu der Auffassung, daß nach der Vereinigung Deutsch-
lands am 3. Oktober 1990 die von der EG-Kommission gefor-
derte sofortige Stillegung der DDR-Reaktoren nicht zwingend 
geboten ist, und hält es die Bundesregierung für möglich, daß 
die vom Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz 
gelieferten Radioaktivitätsdaten nicht den Tatsachen entspre-
chen? 

Gröbl, Parl. Staatssekretär: Seit dem 1. Juli 1990 
gelten die Strahlenschutzvorschriften der Bundesre-
publik Deutschland auch in der DDR. Die Anforderun-
gen sind strenger als die entsprechenden Regelungen 
nach Euratom-Vertrag. Die Einhaltung der Vorschrif-
ten ist Aufgabe des jeweiligen Genehmigungsinha-
bers. Er unterliegt hierbei der Aufsicht der jeweils 
zuständigen Behörde, d. h. hier des Staatlichen Amts 
für Atomsicherheit und Strahlenschutz der DDR 
(SAAS). 
Das SAAS hat festgestellt, daß die in der Bundesre-

publik geltenden Grenzwerte für Ableitungen radio-
aktiver Stoffe eingehalten werden. Der Bundesregie-
rung liegen keine Erkenntnisse vor, daß diese behörd-
lichen Angaben nicht zutreffen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Wie halten Sie es denn dann 
für möglich, daß in der Sendung „Tagesthemen" be-
hauptet wurde, daß bei von den Leuten selbst durch-
geführten Messungen eine wesentlich höhere Strah-
lendosis gefunden wurde? Ich zögere auch sehr, den 
Angaben, die da gemacht worden sind, Glauben zu 
schenken, nämlich daß in vier Stunden jemand die 
Strahlendosis eines strahlenexponierten Arbeiters er-
hält. Ich bin sehr zögerlich, das zu glauben. Aber sind 
Sie davon überzeugt, daß die Angaben des SAAS 
nachprüfbar und glaubwürdig sind? 

Gröbl, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich kann 
nur wiederholen: Wir haben keine Veranlassung, an 
den Aussagen des SAAS zu zweifeln. Ich kann auch 
nichts zu den Recherchen sagen, die das Fernsehen 
hier angestellt hat. Aber ich kann gern aus dem jüng

-

sten Bericht zitieren, den wir vom SAAS dazu erhalten 
haben. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das können Sie sich 
sparen! Den kenne ich!) 

Das bestätigt inhaltlich diese Aussage. 

Frau Wollny (GRÜNE): Sie sehen keine Veranlas-
sung, diese Aussagen anzuzweifeln? 

Gröbl, Parl. Staatssekretär: So ist es. 

Vizepräsidentin Renger: Aber vielleicht interessiert 
Sie der Bericht, Frau Kollgin Wollny. Der Herr Staats-
sekretär ist bereit, Ihnen den Bericht zu geben, wenn 
ich das richtig gesehen habe. 
Danke schön, Herr Staatssekretär. 
Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-

schäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen. 
Zur Beantwortung steht Frau Staatsminister Dr. 
Adam-Schwaetzer zur Verfügung. 
Die Frage 31 des Abgeordneten Zierer wird schrift-

lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten 

Schreiner auf: 
Welche Schritte hat die Bundesregierung inzwischen unter-

nommen, um die in der 210. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 10. Mai 1990 (vgl. Plenarprotokoll 11/210, S. 16509) in Aus-
sicht gestellte einvernehmliche Aufhebung von Abschnitt II des 
Zusatzabkommens zum deutsch-iranischen Niederlassungsab

-

kommen zu erreichen? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, im Anschluß an 
die Sitzung des Deutschen Bundestages vom 10. Mai 
1990 hat das Auswärtige Amt die Botschaft Teheran 
angewiesen, die iranische Antwort anzumahnen. Am 
6. Juni 1990 hat das iranische Außenministerium mit 
Verbalnote mitgeteilt, daß die iranische Seite den Vor-
schlag einer einvernehmlichen Aufhebung der Zif-
fer II des Zusatzprotokolls zum Niederlassungsab-
kommen ablehnt. 
Iran begründete dies damit, daß die Aufhebung des 

Abschnitts II des deutsch-iranischen Niederlassungs-
abkommens Iraner, wie Iran es nennt, berechtigen 
würde, insbesondere ohne Ableistung ihres Wehr-
dienstes und ohne Genehmigung des Ministerrats die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu erwerben. 
Das Auswärtige Amt hat deshalb die Botschaft Te-

heran gebeten, die iranische Seite darauf hinzuwei-
sen, daß durch die vorgeschlagene Aufhebung das 
innerstaatliche iranische Recht in keiner Weise be-
rührt würde, und diese um Überprüfung ihrer Haltung 
zu bitten. Hierzu hat die iranische Seite noch nicht 
Stellung genommen. 

Vizepräsidentin Renger: Keine Zusatzfrage. Dann 
rufe ich die Frage 33 des Abgeordneten Schreiner 
auf: 

Wann gedenkt die Bundesregierung die für den Fall einer 
nicht erreichbaren einvernehmlichen Aufhebung bereits in der 
Fragestunde vom 10. Mai 1990 signalisierte einseitige Kündi-
gung des genannten Zusatzabkommens auszusprechen? 

Frau Staatssekretärin, bitte. 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr  
Abgeordneter, Ihre Frage ist vorerst nach wie vor hy-
pothetischer Natur. Wie Sie wissen, handelt es sich um  
eine Frage, die das politische Verhältnis beider Staa-
ten zueinander berührt, das angesichts der gegenwär-
tigen Lage in der Golfregion besonders sensibel ist.  
Sie wird im Lichte der noch zu erwartenden iranischen  
Antwort im Sinne meiner Ausführungen vor diesem  
Hause am 10. Mai dieses Jahres sorgfältig geprüft  
werden.  

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schreiner.  

Schreiner (SPD): Frau Staatsministerin, ich habe  
Ihre Ausführungen vom 10. Mai dieses Jahres so emp-
funden, daß Sie damals gesagt haben — ich darf wört-
lich zitieren — , daß die Bundesregierung innerhalb  
der nächsten Wochen auch die Fragen einer mögli-
chen Kündigung des Zusatzabkommens wieder prü-
fen wird. Nachdem ich jetzt höre, daß daraus nichts  
geworden ist, frage ich, welchen Wert die Aussagen  
von Staatssekretären hier im Parlament haben.  

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr  
Abgeordneter, ich habe in meiner Antwort auf Ihre  
Frage 33 ja indirekt darauf hingewiesen, daß die Bun-
desregierung dies nicht nur geprüft hat, sondern daß  
sie es nach wie vor prüft. Es handelt sich hier wirklich  
nicht darum, einen Vorgang hinauszuzögern, sondern  
darum, diesen Vorgang, der — da waren wir uns ja in  
unserer Beurteilung auch einig — so nicht stehenblei-
ben kann, zu einem Abschluß zu bringen. In bezug auf  
die Antwort, die uns die iranische Regierung am  
6. Juni mitgeteilt hat, haben sich Rückfragen ergeben.  
Diese Fragen haben wir gestellt. Die Angelegenheit  
wird von uns weiter geprüft; darauf habe ich hinge-
wiesen.  

Vizepräsidentin Renger: Keine Zusatzfrage, Herr  
Schreiner?  

Schreiner (SPD): Doch, ich habe noch eine. — Frau  
Staatssekretärin, es ist ja ermutigend zu wissen, daß  
die Bundesregierung unentwegt weiter prüft. Könnte  
denn das Ergebnis der Prüfung möglicherweise gegen  
Abschluß der nächsten Legislaturperiode vorliegen  
und im besonderen Lichte einer Notiz erfolgen, die  
der „Welt" vom 12. September dieses Jahres zu ent-
nehmen war, wonach Ihr Kollege Schäfer bei der Ver-
abschiedung des iranischen Botschafters hier in Bonn  
in einer Tischrede die enge und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit betont habe, die sich auch in schwieri-
gen Zeiten bewährt habe? Könnte diese Formulierung  
darauf hindeuten, daß der langatmige Prüfungsvor-
gang, den die Bundesregierung nun unternimmt, mit  
dem Ergebnis enden wird, daß eine einseitige Kündi-
gung nicht in Betracht gezogen wird?  

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr  
Abgeordneter, ich kann das Ergebnis der Prüfung  
durch die Bundesregierung nicht vorwegnehmen,  
möchte aber zwei Dinge dazu sagen.  
Erstens. Es kommt uns wirklich darauf an, das  

Schicksal der betroffenen Menschen zu erleichtern.  
Ich bitte Sie deshalb, sich auch einmal vor Augen zu  

halten, was wir hier im Deutschen Bundestag im Zu-
sammenhang mit der Neuordnung des Ausländer-
rechts beschlossen haben, die nämlich eine erleich-
terte Einbürgerung auch unter Aufrechterhaltung von  
Doppelstaatsangehörigkeit vorsieht. Dieser Regelung  
haben u. a. die Schwierigkeiten zugrunde gelegen,  
die wir gerade mit den Bürgern aus dem Staat, der hier  
in Rede steht, in den vergangenen Jahren gehabt ha-
ben. Diese Regelung des Ausländergesetzes besagt  
zwar nicht, daß sich ein Bürger des Iran nicht nach den  
Regeln, die dafür aufgestellt sind, um Ausbürgerung  
bemühen müsse; aber es gibt zusätzliche Möglichkei-
ten, die Probleme des betroffenen Bevölkerungskrei-
ses zu lösen.  
Zweitens. Zur Tischrede meines Kollegen Schäfer  

möchte ich Ihnen folgendes sagen. Gerade im Lichte  
der jetzigen Situation, die durch den Aggressor Sad-
dam Hussein mit seinem Überfall auf Kuwait hervor-
gerufen worden ist, wird ja besonders deutlich, wie  
wichtig es insgesamt für die Durchsetzung der Sicher-
heitsratsresolutionen in diesem Konflikt ist, mit allen  
Staaten der Region zusammenzustehen und dem  
Aggressor Einhalt zu gebieten. Zu diesen Nachbarn in  
der Region zählt auch der Iran, der sich den Sank-
tionsmaßnahmen angeschlossen hat. Ich denke, allein  
diese Vorgänge machen deutlich, wie richtig die Au-
ßenpolitik der Bundesregierung in den vergangenen  
Jahren auch gegenüber dem Staat Iran gewesen ist.  

(Schreiner [SPD]: Noch eine Zusatzfrage,  
Frau Präsidentin!)  

Vizepräsidentin Renger: Es waren zwei Fragen. Da-
mit ist dieser Punkt erledigt. Ich sehe keine weiteren  
Wortmeldungen.  
Dann rufe ich die Frage 34 des Herrn Abgeordneten  

Duve auf:  
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, inwie-

weit die chilenische Regierung oder auch andere Verfassungs-
organe der Republik Chile auf die herabsetzenden Äußerungen 
des ehemaligen Diktators und jetzigen Oberbefehlshabers der 
Armee Chiles, Gustavo Pinochet, reagiert haben? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, die chilenische Regierung hat sowohl 
durch ihren Botschafter in Bonn als auch durch das 
chilenische Außenministerium gegenüber unserer 
Vertretung in Santiago die Ausführungen General 
Pinochets bedauert und sich von ihnen distanziert. 
Das chilenische Abgeordnetenhaus hat über diese 
und andere Äußerungen General Pinochets aus jüng-
ster Zeit in einer Sondersitzung am 12. September 
1990 debattiert und in zwei Entschließungsanträgen 
u. a. das Verhalten Pinochets zurückgewiesen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Duve. 

Duve (SPD): Nein. 

Vizepräsidentin Renger: Keine? 

Duve (SPD): Es sind ja zwei Fragen. 

Vizepräsidentin Renger: Gut, dann rufe ich 
Frage 35 des Herrn Abgeordneten Duve auf: 
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Vizepräsidentin Renger 
Liegt der Bundesregierung bereits eine Reaktion des Staats-

präsidenten von Chile zu den absurden Äußerungen von Gene-
ral Pinochet über die deutsche Bundeswehr vor? 

Frau Staatssekretärin. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, eine Reaktion des Staatspräsidenten 
Aylwin liegt noch nicht vor. Der Staatspräsident hat 
General Pinochet für den 20. September, also für mor-
gen, zu einer Unterredung einbestellt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage. 

Duve (SPD): Frau Staatsminister, ist es die Absicht 
der Bundesregierung, in dieser Angelegenheit Chile 
gegenüber noch einmal im Lichte der nunmehr guten 
Beziehungen der beiden Staaten tätig zu werden? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung ist davon über-
zeugt, daß die Verfolgung ihrer Interessen auch in 
dieser Angelegenheit bei der demokratisch gewähl-
ten chilenischen Regierung in guten Händen ist. 

Duve (SPD): Anlaß für die Äußerung von Pinochet 
war ja die beabsichtigte Zusammenarbeit von Militärs 
auf dem Gebiet der Inneren Führung und auf dem 
Gebiet der anderen, demokratisch kontrollierten Mili-
tärverfassung in der Bundesrepublik Deutschland; 
wird die Bundesregierung an der Absicht, den Bitten 
der chilenischen Regierung in diesem Zusammen-
hang zu folgen, festhalten? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Mir ist 
innerhalb der Bundesregierung keine gegenteilige 
Auffassung bekannt. Ich gehe also davon aus, daß es 
dabei bleibt. 

Duve (SPD): Danke. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage? — 
Nein. 
Frau Staatsminister, ich glaube, ich habe immer 

„Staatssekretärin" gesagt: Ich bitte um Entschuldi-
gung, wenn das der Fall gewesen sein sollte. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Mein 
Titel ist Staatsministerin, aber das ist kein Problem. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, daß es kein 
Problem ist. 
Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Kübler auf: 
Wie ist die politische Beurteilung der Bundesregierung zu den 

Massenhinrichtungen in der Volksrepublik China, denen nach 
Angaben von amnesty international seit Beginn des Jahres mehr 
als 500 Menschen, unter ihnen auch politische Gefangene, ohne 
rechtsstaatlichen Prozeß zum Opfer fielen, und welche Folge-
rungen zieht die Bundesregierung daraus im Hinblick auf die 
politischen, wirtschaftlichen und entwicklungshilfepolitischen 
Beziehungen zur Volksrepublik China? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung kann aus eigener 
Kenntnis die von Ihnen genannte Zahl, die von der 
chinesischen Regierung bestritten wird, nicht bestäti-
gen. Die Bundesregierung ist der Auffassung — mit 
vielen anderen — , daß die chinesischen Gerichte To-
desurteile häufig in Verfahren verhängen, die rechts-

staatlichen Grundsätzen nicht entsprechen. Die Bun-
desregierung mißbilligt diese Praxis, die die Men-
schenrechte nicht achtet. 
Die Bundesregierung ist überzeugt, daß es auch im 

Interesse der chinesischen Bevölkerung liegt, wenn 
die Volksrepublik China außenpolitisch nicht isoliert 
wird. Die Wirtschaftsbeziehungen zu China sind in 
unserem marktwirtschaftlichen System Sache der in-
teressierten deutschen Unternehmen. 
Hinsichtlich der Entwicklungspolitik gegenüber 

China sind für die Bundesregierung die Entschließun-
gen des Deutschen Bundestages vom 15. und vom 
23. Juni 1989 maßgebend. 

Vizepräsidentin Renger: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Frau Staatsministerin, erwägt die 
Bundesregierung, gegebenenfalls als Signal ein An-
gebot an die chinesische Regierung zu machen, etwa 
in der Form, daß politisch zum Tode Verurteilte oder 
zu langjährigen Haftstrafen Verurteilte Aufnahme in 
der Bundesrepublik finden könnten? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Solche 
Überlegungen, Herr Abgeordneter, hat die Bundesre-
gierung derzeit nicht. Es ist nach meiner Kenntnis 
allerdings auch kein Fall bekannt, wo um Aufnahme 
gebeten worden ist. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Noch eine Zusatzfrage, Frau 
Staatsministerin: Erwägt die Bundesregierung, auf 
EG-Ebene eine Initiative oder eine Demarche ge-
meinsamer Art gegenüber China zu unternehmen? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Ich bin 
sicher, Herr Abgeordneter, daß das Thema China auf 
einer der nächsten Tagungen des politischen Kommi-
tees behandelt werden wird, wie das auch immer wie-
der in den vergangenen Monaten der Fall war. Ich 
denke, daß auch der Europäische Rat auf einer seiner 
nächsten Tagungen sich wieder mit diesen Fragen 
beschäftigen wird. Verletzungen von Menschenrech-
ten sind so schwerwiegende Vorgänge, daß die Euro-
päische Gemeinschaft klar aufgefordert ist, hierzu 
Stellung zu beziehen. 

Dr. Kübler (SPD): Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Renger: Die Frage 37 des Abgeord-
neten Stiegler wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich danke Ihnen, Frau Staatsministerin. 
Damit ist auch die Fragestunde beendet. 
Ich wollte gerne gleich in die Aktuelle Stunde ein-

treten; ich muß aber erst einmal fragen, ob alle in 
Frage kommenden Redner schon anwesend sind. 
Sonst warten wir einen Moment. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Die 
erste Runde können wir schon machen! — 
Such  [GRÜNE]: Noch nicht, ich muß einen 

Moment  telefonieren!)  
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Vizepräsidentin Renger 

—Sie sind noch nicht vollzählig, Herr Such? Wie lange 
dauert es bitte noch? Können Sie sagen, ein paar Mi-
nuten? 

(Such [GRÜNE]: Ja, fünf Minuten!) 

—Dann müssen wir fünf Minuten warten. Ich warte, 
bis die Redner eingetroffen sind, weil wir ja die Aktu-
elle Stunde jetzt vorgezogen haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wegen der 
Redner der GRÜNEN müssen wir warten!) 

—Das ist egal, die haben die gleichen Rechte wie Sie, 
Herr Kollege. 
Ich unterbreche für kurze Zeit. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.45 bis 
13.47 Uhr) 

Vizepräsidentin Renger: Die unterbrochene Sitzung 
ist wieder eröffnet. 
Ich rufe Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Planungen für terroristische Anschläge der 
RAF und der Hamburger Hafenstraße auf füh-
rende Politiker und Wirtschaftsführer 

Die Fraktion der CDU/CSU hat gemäß unserer Ge-
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem genann-
ten Thema verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die RAF-
Funde in der Hamburger Hafenstraße beweisen, was 
Fachleute schon seit vielen Jahren wissen: Die Ham-
burger Hafenstraße war und ist ein Terroristennest. 
Mord und Totschlag stehen bei der RAF, wie wir wis-
sen, weiterhin auf der Tagesordnung. Sie holt zu 
neuen Anschlägen aus. Von einer Verschärfung der 
Situation im Bereich der inneren Sicherheit müssen 
wir ausgehen. 
Nicht nur Stadtpläne mit Mordplänen an unserem 

Bundeskanzler und zahlreichen anderen führenden 
Repräsentanten unseres Staates wurden dort gefun-
den; gefunden wurden auch moderne technische 
Ausstattungen wie z. B. Computer, ein Photolabor, 
Funkgeräte, Kopiergeräte und anderes. 

(Such [GRÜNE]: Was hat denn das mit Ter-
rorismus zu tun?) 

In drastischer Weise wurde wieder einmal deutlich, 
wie eng die Bewohner der Hafenstraße mit den pro-
fessionell organisierten RAF-Terroristen verbunden 
sind. Es kann keinen Zweifel daran geben, daß in der 
Hafenstraße eine der wichtigen Logistik-Zentralen 
der RAF bestand. 
Was wir dort auch heute noch vorfinden, sind die 

Folgen verfehlter Politik. Jahrelang ist die SPD in 
Hamburg konsequent vor dem Rechtsbruch zurück-
gewichen. Diese Politik beschädigt die Erfahrung der 
auf inneren Frieden ausgerichteten Demokratie, und 
zwar mit bundesweiten Konsequenzen. Wenn in ei-
nem Bundesland immer wieder Terroristen in genau 
bekannten Häusern Zuflucht finden, dann untergräbt  

dies das Rechtsbewußtsein der Bürger im gesamten 
Bundesgebiet. Gewaltbereite Gruppierungen an an-
deren Orten des Bundesgebietes werden durch die 
geduldeten rechtsfreien Räume zur Nachahmung ein-
geladen. Ein Beispiel ist die Düsseldorfer Kiefern-
straße. 

(Such [GRÜNE]: Rechtsfreie Räume haben 
wir in der Rüstungsindustrie und der Atomin

-

dustrie!) 

Die aufgefundenen Papiere über die beabsichtigte 
Ermordung von Bundeskanzler Kohl sind der traurige 
vorläufige Endpunkt einer Politik, die über Jahre hin-
weg die Augen vor den Fakten verschlossen hat. Für 
das sogenannte Wunder an der Hafenstraße hat sich 
die SPD seinerzeit feiern lassen, obwohl die Hambur-
ger Fachbeamten schon 1987 vor der Unterzeichnung 
des Hafenstraßen-Vertrages warnten. Voscherau und 
von Dohnanyi haben diese Informationen beiseite ge-
schoben und gegenüber der Öffentlichkeit von verirr-
ten Kindern gesprochen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Sie machen doch nur 
Wahlkampf!) 

Sehenden Auges hat die SPD die notwendigen Kon-
sequenzen nicht gezogen. Sie sorgte im Gegenteil 
sogar noch dafür, daß von Dohnanyi kurz nach Ver-
tragsunterzeichnung mit dem Theodor-Heuss-Preis 
für sein sogenanntes Friedenswerk öffentlich ausge-
zeichnet wurde. 

Die Vorkommnisse in Hamburg zeigen, wohin wir 
kommen würden, wenn sich die SPD mit diesen Vor-
stellungen im Bereich der inneren Sicherheit auch an 
anderer Stelle durchsetzen könnte. Frei nach Goethe 
könnte man sagen: Der Richter, der nicht strafen 
kann, wird endlich selber zum Verbrecher. — Jede 
weitere Duldung der Situation in der Hafenstraße muß 
wie eine staatliche Subventionierung des Terrorismus 
wirken. Hier sollte die SPD endlich handeln. 

Der jetzt eingeschlagene Weg des Hamburger SPD-
Senats zur Lösung der Probleme ist ein Irrweg. Der 
Versuch, das Problem mit Mitteln des Mietrechts zu 
lösen, ist das nunmehr letzte Glied in einer Kette zahl-
reicher Fehlentscheidungen. Damit streut der Ham-
burger SPD-Senat der Öffentlichkeit Sand in die Au-
gen. Eine rechtskräftige Entscheidung kann im Zwei-
fel erst in einigen Jahren vorliegen. So sicher wie das 
Amen in der Kirche werden die Entscheidungen der 
Gerichte von den Hafenstraßen-Vertretern durch alle 
möglichen Instanzen geleitet werden. 

Wer wollte die zwischenzeitlich von dort geplanten 
Gewalttaten eigentlich verantworten? 

(Such [GRÜNE]: Wo sind denn Gewalttaten 
geplant worden? Sagen Sie es doch!) 

— Ich glaube, Herr Such, Sie hätten damit keine Pro-
bleme. 

Allein eine polizeirechtliche Lösung kann dem 
Spuk ein Ende bereiten. Im Klartext heißt dies: Die 
Häuser müssen geräumt werden, als nächstes müssen 
die baurechtswidrigen und baufälligen Gebäude um-
gehend von der Erdoberfläche verschwinden. Die 
Baugesetze enthalten hierzu die nötigen Rechts-
grundlagen. Lieber den Abbruch ohnehin vergam- 
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melter Bausubstanzen als die Duldung von Mordvor-
bereitungen! 

Die CDU/CSU-Fraktion fordert den Hamburger 
SPD-Senat auf, endlich seine Pflicht zu tun. Dieses 
Terroristennest muß endlich ausgehoben werden. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Such  [GRÜNE]: Das war es schon?) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Paterna. 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist denn der Spran-
ger?) 

Paterna (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wenn man den Sprecher für innere Sicher-
heit 

(Such [GRÜNE]: Für sogenannte innere Si
-cherheit!) 

der CDU/CSU-Fraktion so hört, dann kann es einem 
grausen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben keine Ahnung; denn mit den Erkenntnissen 
der dafür zuständigen Behörden geht Ihre Behaup-
tung, es handele sich um eine Logistikzentrale, nicht 
überein. Sie wissen, daß die RAF ganz anders arbeitet. 
Sie wissen genau, daß von dort keine Gewalttaten 
— jedenfalls im Terrorismusbereich — geplant wer-
den, daß die RAF völlig andere Methoden hat. Mit 
Ihrer platten Aufforderung, die Hamburger Polizei 
sollte endlich handeln, werde ich mich inhaltlich noch 
einmal ein bißchen genauer auseinandersetzen. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Was 
ist denn daran platt?) 

Ich sage Ihnen, Herr Kollege Gerster: Dies ist ein 
glatter Mißbrauch des Instruments der Aktuellen 
Stunde. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

An dieser Stunde ist nichts anderes aktuell, als daß Sie 
gemerkt haben, daß der Wahlkampf beginnt. Denn es 
handelt sich hier um einen Vorgang, der Mitte Mai in 
Hamburg stattfand. Das einzige, was vielleicht noch 
aktuell ist, ist eine „Stern"-Veröffentlichung über Zu-
sammenhänge mit diesem Vorgang, der vier Monate 
zurückliegt. 

Diese Aktuelle Stunde ist deshalb eine besondere 
Zumutung, weil Sie als innenpolitischer Sprecher 
wohl am besten über die Beratungslage in diesem 
Hause Bescheid wissen. Wenn Sie einmal in der Ta-
gesordnung des Innenausschusses von heute nach-
schauen, dann stellen Sie fest, daß wir 15 Gesetze, 
13 Anträge und drei Tätigkeitsberichte des Bundes-
datenschutzbeauftragten auf der Tagesordnung ha-
ben. Dieses Plenum dann dazu zu mißbrauchen, uns 
die dringend benötigte Beratungszeit im Innenaus-
schuß für dieses miese Theater zu stehlen, finde ich 
ausgesprochen peinlich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie glauben doch wohl selbst nicht ernsthaft daran, 
daß in dieser Debatte irgendeine neue Erkenntnis zu-

tage gefördert werden könnte, die uns in irgendeiner 
Weise helfen könnte, das schreckliche Terrorismus

-

problem einer Lösung näherzubringen. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Sehr richtig!) 

Wenn Sie unsere Beratungszeit derart mißbrauchen, 
dann tragen Sie geradezu zur Verniedlichung dieses 
Problems bei, statt bei der Lösung mitzuhelfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Glaubt denn einer von Ihnen ernsthaft, daß es nach 
einer sofortigen Räumung, die Sie dem Hamburger 
Innensenator hier anempfehlen, einen Terroristen we-
niger in der Bundesrepublik geben wird? Glauben 
Sie, daß es einen einzigen Sympathisanten weniger 
geben wird nach dieser Räumung? — Im Gegenteil. Es 
spricht doch sehr viel dafür, daß Sie mit solchen Hau-
ruck-Methoden die Schafe den Böcken zutreiben. Je-
der, der um innere Sicherheit besorgt ist — und das 
nicht nur von sich behauptet — , sollte so etwas ver-
meiden. 

Niemand leugnet doch, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, daß von Bewohnern der Hafen-
straße Gefahren für Sicherheit und Ordnung ausge-
hen. Jedenfalls kein Sozialdemokrat leugnet das. Der 
Hamburger Senat leugnet auch nicht den Verdacht, 
daß Hafenstraßenbewohner in Kontakt mit der  Kom-
mandoebene der RAF sein und an der Vorbereitung 
von Verbrechen beteiligt sein könnten. Aber es ist 
eben ein Verdacht, dem nachzugehen Sache des Ge-
neralbundesanwalts ist. Es ist Sache der Hamburger 
Polizei, dem Generalbundesanwalt bei dieser Auf-
gabe zu helfen, so wie sie das im Mai getan hat und 
wie es von Ihnen offenbar überhaupt nicht kritisiert 
worden ist. Ich weiß also gar nicht, was Sie wollen. 

Was soll also Ihre Aktuelle Stunde? Wollen Sie kri-
tisch unter die Lupe nehmen — das wäre ja vielleicht 
ein Thema für den Bundestag, obwohl ich mir nicht so 
sicher bin, ob sich das für Plenardebatten eignet —, 
warum denn vier Monate verstrichen sind, um dieses 
Beweismittel zu sichten und diese Markierungen auf 
den Stadtplänen zu finden? Über diese vier Monate 
könnte man ja reden, wenn Sie das für notwendig hal-
ten. Ich halte es hier nicht für den geeigneten Ort. Sie 
könnten auch darüber reden, inwieweit eine solche 
Indiskretion gegenüber dem „Stern" den Ermittlungs-
ergebnissen förderlich ist. Auch das wäre vielleicht 
ein ganz interessantes Thema, aber auch darauf ha-
ben Sie sich bemerkenswerterweise überhaupt nicht 
eingelassen. 

Wollen Sie dem Bundestag tatsächlich zumuten, 
eine Entscheidung darüber zu treffen, ob der vom 
Hamburger Senat eingeschlagene rechtsstaatliche 
Weg der geeignete ist oder ob hier Polizeirecht anzu-
wenden sein könnte? Dies ist doch auf Grund der 
Beratungs- und Faktenkenntnis hier überhaupt nicht 
zu entscheiden. Das heißt, Sie wollen nichts anderes 
als Stimmung machen und, so wie Sie es auch getan 
haben, den Sozialdemokraten einen Bontje ans Hemd 
kleben, 

(Abg. Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Klebt 
doch schon!) 

nach dem Motto, wir seien unfähig oder vielleicht 
sogar unwillig, für innere Sicherheit zu sorgen. 
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Herr Kollege Gerster, einmal ernsthaft. Sie können 
doch nicht ohne Räumungstitel 100 Leute aus den 
Hafenstraße-Häusern werfen, weil 10 von den 100 in 
Verdacht stehen, mit dem harten Kern in Verbindung 
zu stehen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Es sind viel 
mehr!) 

—Nein. Lesen Sie doch einmal nach, was der Gene-
ralbundesanwalt dazu sagt! — Diese 10 können Sie 
nicht verhaften, ohne daß Sie mit Sicherheit davon 
ausgehen können, daß der Haftrichter sie nach späte-
stens 24 Stunden wieder auf freien Fuß setzt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Woher wissen 
Sie das denn?) 

— Jedenfalls vom Generalbundesanwalt, so wie er 
sich öffentlich dazu äußert. — Was haben Sie dem 
Rechtsstaat denn dann für einen Gefallen getan? 

Ich schließe und ermuntere im Namen der SPD-
Fraktion den Hamburger Senat, Recht und Gesetz mit 
rechtsstaatlichen Mitteln zu schützen, das in der Tat 
gescheiterte Wohnmodell Hafenstraße mit Hilfe der 
dafür zuständigen Gerichte so schnell wie möglich zu 
beenden und bei der Fahndung nach Terroristen so-
wie bei der Vereitelung zukünftiger Anschläge den 
Generalbundesanwalt, wie in der Vergangenheit ge-
schehen, auch in Zukunft nach Kräften zu unterstüt-
zen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch. 

(Abg. Dr. Penner [SPD]: Jetzt bin ich aber 
gespannt, Herr Hirsch!) 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In der vergangenen Wo-
che hat sich der Kollege Lutz blamiert, als er eine 
Debatte über Stasi-Mitarbeiter des BND ankündigte 
und es eine Wahlkampfdebatte über Herrn Diestel 
und Brandenburg wurde. Heute schlägt sozusagen 
das Imperium zurück, und es wird die altbekannte 
Hafenstraße hochgezogen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Morgen werden wir im „Stern" eine umfangreiche, 
gut gemachte Reportage mit zahlreichen Informatio-
nen lesen, die mit Sicherheit aus dem Bundeskrimi-
nalamt stammen. Der Generalbundesanwalt hat am 
15. Mai die Verbindung der im Dezember vergange-
nen Jahres verhafteten Hladki und Beilke und der 
dann im Mai 1990 verhafteten Gerum und Kammer-
meier zu elf Personen in der Hafenstraße und die Tat-
sache dargestellt, daß dort Durchsuchungen vorge-
nommen worden sind. Wir wissen seit Anfang Sep-
tember öffentlich, daß dabei umfangreiches Karten-
material gefunden worden ist, das in der Tat den 
Schluß zuläßt, daß von denen, die das angelegt haben, 
systematisch Gelegenheiten für Anschläge gegen 
eine Reihe von Personen ausgespäht worden sind. Wir 
wissen nicht, von wann die Karten stammen. Ich weiß 
es nicht. Ich weiß nicht, wann die Daten aufgebracht 

worden sind, aber die Tatsache als solche ist nicht 
bestreitbar. 

Ich frage mich, warum das jetzt hochkommt. Das 
Bundeskriminalamt muß aufpassen, welche Informa-
tionspolitik es betreibt. Bei dem Generalbundesan-
walt reicht es mir nicht aus, daß er auf die Strafbarkeit 
solcher Veröffentlichungen von Vernehmungsproto

-

kollen hinweist. Die Parteien und die Fraktionen müs-
sen aufpassen, ob sie bereit sind, eine gemeinsame 
Sicherheitspolitik zu betreiben, oder ob bei uns jeder 
für sich die Gelegenheit nutzt, den anderen damit 
anzugreifen. 

Es gibt Punkte, über die wir reden sollten. Jeder von 
uns weiß, daß es im Rahmen der Verwaltung intensive 
Diskussionen über die Frage der Haftbedingungen 
gibt. Es hat gar keinen Sinn, das zu verdecken. Es gibt 
darüber intensive und auch unterschiedliche Diskus-
sionen. Es wäre gut, wenn wir uns dazu eine gemein-
same Meinung bildeten, ehe wir damit auf einen öf-
fentlichen Prüfstand gestellt werden. 

Zur Hafenstraße: Es hat Bemühungen aller hier im 
Hause vertretenen Seiten, und zwar von jeweils her-
vorragenden Persönlichkeiten, gegeben, das — ich 
sage einmal — Experiment Hafenstraße in geordnete 
Bahnen zu bringen. Ich bewundere die Geduld, die 
Toleranz und die Offenheit, mit der das — ich wieder-
hole — von hervorragenden Vertretern aller Seiten 
dieses Hauses versucht worden ist. 
Aber es wird Zeit, nun klar zu sagen: Es gibt keinen 

rechtsfreien Raum, auch nicht in der Hafenstraße, 
kein Staat darf und kann akzeptieren, daß eine Art 
Gegengesellschaft aufgebaut wird und Straftaten vor-
bereitet oder gebilligt werden. Jeder Staat muß darauf 
achten, daß er nicht über die Grenze der Toleranz zur 
Ohnmacht geschoben wird, und jeder muß wissen, 
daß die Antreiber solcher Entwicklungen immer ein-
zelne sind, die andere motivieren, mitreißen, animie-
ren und damit zum Scheitern eines vielleicht sonst 
beherrschbaren Vorganges vorsätzlich, fahrlässig, be-
wußt oder wie auch immer beitragen. 

(Dr. Penner [SPD]: Dieser Grundsatz gilt lük

-

kenlos!) 

Ich denke, daß man dem Hamburger Senat sagen 
muß, daß er in der Tat in unserem gemeinsamen Inter-
esse dafür sorgen muß, daß sich die Verhältnisse in 
der Hamburger Hafenstraße nun normalisieren. Es ist 
nicht unsere Aufgabe, dem Land Hamburg zu sagen, 
welche städtebaulichen, ordnungspolitischen, polizei-
rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen das Land 
Hamburg ergreifen muß. Aber sie müssen wissen, daß 
sie mit dem Anschein der Tolerisierung solcher Ent-
wicklungen unserer gemeinsamen Sache, nämlich 
der Sicherheit und dem demokratischen Bewußtsein 
in unserem Lande, einen schlechten Dienst erwei-
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Eich. 

Eich (GRÜNE):: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wahlen stehen bevor, nicht nur im Bund 
und in den Ländern der DDR, sondern auch in den 
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Ländern hier und im Mai in Hamburg, wo es die CDU 
besonders schwer hat. Zum einen ist da die personelle 
Unprofiliertheit, die dadurch bedingt ist, daß Karriere-
wünsche von der anderen Volkspartei, die seit 40 Jah-
ren regiert, abgedeckt werden. Zum anderen läßt die 
Hamburger SPD, die CSU des Nordens, auch wenig 
Manövrierraum an ihrer rechten Seite. So überlebt die 
CDU in Hamburg als Zwei-Punkte-Partei: Erstens. 
Die Lehrer und Schulräte quälen die Schüler mit so-
zialistischen Experimenten. Zweitens. Mag man der 
Außendarstellung der CDU folgen, sind das einzige 
alles überragende Problem in Hamburg die Häuser 
der Hafenstraße. 

(Uldall [CDU/CSU]: Richtig, genau!) 

Nun mag man sich fragen, warum eine aktuelle 
Dringlichkeit für den Deutschen Bundestag besteht, 
hierüber zu beraten. Aber ich spreche ja gern über 
Hamburgensien. 

Kern des Problems ist, daß die Hafenstraße lukrati-
ver Baugrund für Spekulanten aller Art ist und Anlaß 
ist, daß man die Häuser nicht abreißen kann, solange 
sie von den Mietern bewohnt werden. 

Der Senat hat nun seiner Klientel versprochen, die-
ses Problem zu lösen, einer Klientel, der er sehr ver-
bunden ist; denn in Hamburg machen Betroffene Poli-
tik. Einer der größten Grundstückspekulanten sitzt im 
Senat. 

(Duve [SPD]: Herr Kollege, sagen Sie mal, 
wen Sie meinen, der da im Senat sitzen soll! 

Wen meinen Sie denn?) 

— Ich meine Herrn Vogel. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Sie mei-
nen Herrn Vogel? Das ist der Landesvorsit-
zende der FDP! — Duve [SPD]: Seit wann ist 
der denn Senator? — Such [GRÜNE]: Laß 
dich doch nicht aus dem Konzept bringen! 

Hören Sie doch erst mal zu!) 

Unter Lösung sozialer Konflikte versteht die tech-
nokratische Großstadt SPD nur eines: Polizeieinsatz, 
Räumung, Abriß. 

Nun stellt sich aber heraus, daß die Schauerge-
schichten über die Menschen, die in den störenden 
Häusern wohnen, zwar von der „Bild-Zeitung" begie-
rig aufgegriffen werden und daß auch andere Blätter 
der Hamburger Boulevardpresse ihrer journalisti-
schen Sorgfaltspflicht glauben Genüge zu tun, indem 
sie Polizeiberichte nachdrucken. Aber da, wo diese 
dann als Kündigungsgründe herhalten sollen, halten 
sie der gerichtlichen Nachprüfung nicht stand und 
können in der Regel sogar widerlegt werden. 

Es wird knapp; die Wahlen nahen; es müssen här-
tere Geschütze her: der Terroristenvorwurf. Im deut-
schen Herbst 1977 wurde er erprobt und damals ge-
gen jeden Ungehorsam und Querdenker gerichtet. 
Nun wird eine sehr viel kleinere Gruppe ausgegrenzt. 
Ausgerechnet in der bestüberwachten Meile der Bun-
desrepublik, der Hafenstraße, soll die RAF ihr Quar-
tier und ihren Planungsstab haben, da, wo regelmäßig 
Hausbegehungen mit und ohne Polizeibegleitung 
stattfinden, da, wo sich der Verfassungsschutz zuar-
beiten läßt, dort, wo Polizeibeamte in Zivil die Häuser 
beobachten, wovon seit drei Jahren die „Bild-Zei-

tung" meldet: Hier wohnt die RAF. Wenn diese Orga-
nisation, die den politischen Mord in der Bundesrepu-
blik für das geeignete politische Mittel hält, wirklich 
so blöde wäre, gäbe es wohl etliche Grabsteine in die-
ser Republik weniger. 

Aber lassen wir doch die Menschen zu Wort kom-
men, die Objekt dieses fraktionsübergreifenden Has-
ses sind; denn solange GRÜNE in diesem Parlament 
vertreten sind, müssen Sie damit rechnen, daß 
authentische Stellungnahmen von denen eingebracht 
werden, die Sie mit Ihrer Propagandamaschinerie 
überrollen wollen, auch wenn wir nicht so analysieren 
oder formulieren würden. Hier die Presseerklärung 
der Bewohner und Bewohnerinnen der Hafenstraße: 

Wir wissen, daß aus Lügen, vom Staatsschutz lan-
ciert, Urteile gezimmert werden, die jahrelangen 
Knast unter Isolationshaftbedingungen zur Folge 
haben. Das ist für uns der Grund, uns dazu zu 
äußern. 

Wer hier lebt, ist nicht RAF, nicht 130, nicht 30, 
nicht 10. Niemand von uns hat irgend etwas in 
irgendeinen Stadtplan gemalt, um jemanden 
— sei es Kohl, Reuter oder sonstwer — in die Luft 
zu sprengen oder abzuschießen. Wir sind kein 
Ausspähungsunternehmen für niemanden. Ha-
fenstraße ist Hafenstraße ist Hafenstraße ... Und 
genau als Hafenstraße wollen sie uns treffen als 
diejenigen, die es mal geschafft haben, gegen sie 
zu gewinnen, für jede und jeden sichtbar. 

—Das war 1987. 

(Duve [SPD]: Ist Herr Vogel nun im Senat?) 
—Nein, er ist Vorsitzender der FDP in Hamburg. Sie 
haben ja recht. 

(Such [GRÜNE]: Es gibt so viele Vögel in die

-

sem Senat, schräge Vögel und andere!) 
In dieser Presseerklärung heißt es weiter: 

Dahinter steckt das Kalkül, die Weichen zu stel-
len für die Anwendung des ganzen Sonderinstru-
mentariums — ... Staatsschutzsenate der Ge-
richte, § 129 a als Gesetzesgrundlage, Isolations-
haft — : verrechtlicher Ausnahmezustand gegen 
uns. Damit schaffen sie sich die „rechtsstaatliche 
Grundlage", uns zu vernichten, was allein über 
die Anwendung des Mietrechtes mit dem Ziel der 
Räumung nicht möglich wäre. 

Vernichtung meint auch die Erinnerung an das, 
was wir tatsächlich sind, auszulöschen: eine Ge-
schichte von inzwischen fast zehn Jahren und die 
gemeinsame Erfahrung von all denen, die an 
1987 beteiligt waren . . . 

Hafenstraße am 14. 9. 1990 
Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Senator 
für Inneres der Freien und Hansestadt Hamburg, Herr 
Hackmann. 

Senator Hackmann (Hamburg): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Auseinandersetzung 
mit dem Terrorismus, mit der politisch motivierten 
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Gewalt sollte keine parteipolitische Auseinanderset-
zung sein und nicht zu Wahlkampfzwecken miß-
braucht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Was benötigt wird, ist die Solidarität der Demokraten 
im Kampf gegen Terrorismus und Gewalt in unserem 
Lande und die unzweideutige Verurteilung von Ter-
ror und Gewalt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ja, dann be-
weisen Sie das einmal in Hamburg!) 

— Herr Gerster, ich komme auf Ihren wenig qualifi-
zierten Beitrag noch zurück. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Senator, es erübrigt 
sich, darauf einzugehen!) 

Hamburg hat die Auseinandersetzung mit dem Ter-
rorismus und die Verfolgung von Terroristen immer 
mit Entschiedenheit geführt. 

(Gerstern [Mainz] [CDU/CSU]: Na!) 

Die Erfolge, die wir in der Vergangenheit bei der 
Bekämpfung des Terrorismus gehabt haben, waren 
immer Erfolge der engen Zusammenarbeit der Poli-
zeien der Länder und des Bundes, also auch der Ham-
burger Polizei. Auch die Durchsuchungsaktion am 
15. Mai 1990 in der Hafenstraße, bei der die bekann-
ten Stadtpläne aufgefunden wurden, sind zurückzu-
führen auf lang anhaltende Ermittlungen der Ham-
burger Polizei. 

Soweit mir bekannt ist, ergeben diese Unterlagen 
keine Hinweise auf eine neue Strategie der RAF. Die 
jüngsten Presseberichte sind offenbar eine Vermi-
schung der letzten Bekennung zu erfolgten Anschlä-
gen und des Briefes des Gefangenen Pohl sowie der 
Funde in der Hafenstraße. 

Richtig ist, daß die Hamburger Polizei bereits im 
Jahre 1988 intensiv ermittelt hat, um mögliche Ver-
bindungen zwischen RAF und Hafenstraße nachzu-
weisen. Die damaligen Ermittlungen führten zwar zu 
einer Einleitung eines Ermittlungsverfahrens durch 
den Generalbundesanwalt, wurden aber Mitte letzten 
Jahres eingestellt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wir haben in Hamburg nie verschwiegen, daß An-
hänger der Rote Armee Fraktion auch in den Häusern 
der Hafenstraße ein- und ausgehen. Ich bedanke mich 
bei Ihnen, Herr Gerster, ausdrücklich, daß Sie mich als 
Fachbeamten bezeichnet haben; denn ich bin es 1987 
gewesen, der den Senat auf die Zusammensetzung 
und Struktur der Bewohner in der Hafenstraße hinge-
wiesen hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Such [GRÜNE]: 
Sie müssen einmal erläutern, was „Anhän-

ger" der RAF sind!) 

Die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Län-
der gehen davon aus, daß in der Bundesrepublik ca. 
250 Personen dem engeren Umfeld der RAF zuzu-
rechnen sind. Von diesen 250 halten oder hielten sich 
zehn in den Häusern der Hafenstraße auf. Die Sicher-
heitsbehörden wissen nicht nur, wo sich zehn Perso-
nen aufhalten, sondern sie wissen von allen 250, wo 
sie sich aufhalten: in Hamburg, in Wiesbaden, in 

! Stuttgart, in Frankfurt, überall in dieser Republik. Das 
führt weder in Frankfurt noch in Stuttgart dazu, daß 
die Wohnungen oder Häuser, in denen diese Personen 
wohnen, auf Dauer geräumt werden. Es führt auch 
nicht dazu, daß diese Personen verhaftet werden. 

(Dr. Penner [SPD]: Nur in Mainz haben sie 
sich totgelacht!) 

Denn der Rechtsstaat verlangt den Beweis und den 
Nachweis — das müßten Sie doch ganz genau wis-
sen —, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Es gibt keinen 
rechtsfreien Raum in Frankfurt und  Stutt

-

gart!)  

daß über die politische Unterstützung hinaus zumin-
dest die Werbung für eine terroristische Vereinigung 
betrieben werden muß. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Es gibt in 
Stuttgart keine Hafenstraße!) 

— Aber es gibt das engere Umfeld der RAF. Oder 
wollen Sie das bestreiten, Herr Gerster? Sie müßten es 
doch wissen. 

Das Ermittlungsverfahren, das zur Durchsuchung 
am 15. Mai geführt hat, liegt beim Generalbundesan-
walt. Er ist Herr des Verfahrens. Es steht mir nicht zu, 
aus laufenden Ermittlungsverfahren zu berichten. Ich 
finde es aber außerordentlich bedauerlich, daß Einzel-
heiten dieses laufenden Verfahrens in den Medien 
nachzulesen sind. Ich unterstreiche ausdrücklich, was 
der Abgeordnete Hirsch in diesem Zusammenhang 
gesagt hat. 

Ich will aber nicht verkennen, daß der Vertrag mit 
den Bewohnern der Hafenstraße, der im November 
1987 abgeschlossen worden ist, auch aus meiner Sicht 
ein Fehler gewesen ist. 

(Uldall [CDU/CSU]: Aha!) 

Politik wird von Menschen gemacht, Herr Uldall, und 
Menschen machen Fehler. Also macht auch die Politik 
Fehler, übrigens über die Parteigrenzen hinweg. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Frau Hämmerle [SPD]: Gott sei 

Dank!) 

Der Hamburger Senat hat dennoch die politische Ver-
antwortung für dieses Problem Hafenstraße. Er muß 
mit diesem noch nicht endgültig behobenen Fehler 
arbeiten. 

(Frau Beer [GRÜNE]: „Noch nicht endgül

-

ti'' ?) 

— Noch nicht endgültig, genau. — Der Hamburger 
Senat hat allerdings den Vertrag gekündigt und das 
Wohnprojekt für beendet erklärt. Aber es muß rechts-
staatlich beendet werden. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Richtig!) 

Genauso, wie es ein Fehler gewesen ist, im November 
1987 vor Gewalt zurückzuweichen und zu glauben, 
der innere Frieden in einer Stadt wie Hamburg könne 
durch Verträge mit Rechtsbrechern erhalten werden, 
wäre es ein ebenso schwerer Fehler, wenn der Staat 
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und in seinem Namen die Polizei Rechtsbruch durch 
Rechtsbruch beantwortete. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit mir wird es daher eine rechtswidrige Räumung 
der Hafenstraße nicht geben. 

Herr Abgeordneter Hirsch, ich habe ein bißchen das 
Gefühl gehabt, Sie werfen dem Hamburger Senat vor, 
er erwecke den Anschein, Gewalt zu tolerieren. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Über lange 
Jahre!) 

Ich weise das mit Entschiedenheit zurück und bitte 
eindringlich darum, diesen Vorwurf dem Hamburger 
Senat nicht zu machen. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Über lange Jahre geduldet!) 

„Die Hafenstraße", Herr Gerster — Ihr Beitrag hat 
wirklich bewiesen, daß Sie vom Problem nichts wis-
sen —, 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: So ist es! 
— Such [GRÜNE]: Das war das Platteste, was 

ich je gehört habe!) 

ist nicht die Kommandozentrale der RAF. „Die Hafen-
straße" plant auch keine Anschläge. Das tun die RAF, 
das Kommando und ihre Unterstützer. Die Arbeits-
weise dieser terroristischen Vereinigung ist nicht so, 
wie Sie, weil Sie offensichtlich nur bestimmte Medien 
lesen, uns glauben machen wollen, sondern diese 
Leute arbeiten anders. Sie arbeiten in konspirativen 
Wohnungen und nicht offen für uns erkennbar. Das ist 
leider Fakt. Denn wenn sie so arbeiteten, wie Sie uns 
glauben machen wollen, dann wären den Sicherheits-
behörden in der Vergangenheit größere Erfolge ver-
gönnt gewesen. 

(Such [GRÜNE]: Dann gäbe es sie schon 
lange nicht mehr!) 

Aber ich verschweige ja nicht, daß die Hafenstraße 
Symbol geworden ist, auch für die RAF und für poli-
tisch motivierte Gewalttäter in Deutschland und in 
Hamburg. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Für Boris Becker 
auch!) 

Auch deshalb muß das Projekt beendet werden. Sollte 
der Generalbundesanwalt oder das BKA aus dem lau-
fenden Verfahren über Sachverhalte verfügen, die mir 
nicht bekannt sind, die die dauerhafte Räumung 
— nicht eine Räumung nach Polizeirecht für 24 Stun-
den, sondern die dauerhafte Räumung — und den 
anschließenden Abriß rechtlich ermöglichen würden, 
so wäre ich dankbar, wenn diese Erkenntnisse und 
Sachverhalte und die juristischen Bewertungen mir 
übermittelt werden könnten. Wir werden dann nach 
ihnen handeln. Nach den Interviews des Generalbun-
desanwaltes und des Präsidenten des BKA sieht es 
aber nicht danach aus, als gebe es solche Hinweise. 
Solange das nicht der Fall ist, so lange bleibt allein der 
schmerzliche Weg — ich bekenne das — über die Zi-
vilgerichte, um dieses den Rechtsfrieden störende 
Symbol zu beenden. Seien Sie versichert, wir werden 
den Weg zu Ende gehen; das Projekt wird durch die-
sen Senat beendet werden. 

Ich habe zu Beginn appelliert, den Kampf, die Aus-
einandersetzung mit dem Terrorismus nicht partei-
politisch zu mißbrauchen. Dieser Versuch ist schon 
einmal gemacht worden, vor genau zehn Jahren. Es 
mag vordergründig dazu führen, die eine oder andere 
Wählerstimme zu bekommen, aber, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU, es schadet der inneren 
Sicherheit in unserem Lande. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zeitlmann. 

Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

(Such [GRÜNE]: Was weiß ein Bayer schon 
über Hamburg?) 

— Kollege Such, ein Zwischenruf, bevor ich über-
haupt einen Satz gesagt habe, ist eine Kunst. Ich kann 
daraus nur schließen: Du hast heute wirklich zu tief in 
die Flasche geschaut, die ich dir eben verkauft 
habe. 

(Heiterkeit) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 

eben den Innensenator von Hamburg gehört, der ganz 
offen zugegeben hat, daß die Vertragsgestaltung für 
die Hafenstraße ein Fehler war und daß der Senat 
bemüht ist, diesen Zustand zu beenden. Das habe ich 
mit Genugtuung zur Kenntnis genommen. Wenn je-
mand einen rechtswidrigen Zustand über viele Jahre 
duldet, dann gilt nach unserem Recht immer die Ver-
mutung, daß es ihm um Wesentliches schwerer fällt, 
diesen Zustand zu beenden. Ich habe also Zweifel, ob 
dieser Weg, ohne daß Sie Ihr Gesetz über öffentliche 
Sicherheit ändern, über die rein zivilrechtliche 
Schiene erfolgreich sein wird. 

(Paterna [SPD]: Das Sprengkommando vom 
Celler Loch bestellen!) 

Ich kann nur sagen: Nach einer Veröffentlichung 
des „Spiegel" aus dem Jahre 1988 haben in der Zeit 
zwischen November 1987 und Juni 1988 210 Ermitt-
lungsverfahren bezüglich der Bewohner der Hafen-
straße stattgefunden. Das ist eine Sache, die zwei 
Jahre zurückliegt. Es ging um Rechtsverstöße in ei-
nem Umfang, der doch ganz bemerkenswert ist. Wenn 
ich dann in Presseorganen, die uns nicht nahestehen, 
lese, daß der Senat bis 1988 insgesamt 11,4 Millionen 
DM aufwenden mußte, um dieses Modell Hafenstraße 
überhaupt zu halten, dann wird es immer unverständ-
licher. Nicht mitgerechnet sind über 4 Millionen DM 
für das Herrichten der Gebäude, die Sie jetzt offen-
sichtlich abreißen wollen. 
Wenn hier jetzt Streit über die Quelle der Indiskre-

tion besteht — Herr Kollege Hirsch sagt, er vermute 
sie beim Generalbundesanwalt oder beim Bundeskri-
minalamt — , kann man, nachdem der Innensenator 
gesagt hat, die Ermittlungen, die zu den Durchsu-
chungen im Mai geführt haben, seien von Ihrer Polizei 
ausgeführt worden, genausogut vermuten, daß die 
Indiskretionen aus einer Polizei kommen, die mit Ihrer 
Amtsführung vielleicht nicht so ganz einverstanden 
ist. 



17778 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlpe riode — 225. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. September 1990 

Zeitlmann 

Aber ich möchte sagen: Niemand will hier eine 
rechtswidrige Beendigung fordern. 

(Such [GRÜNE]: Hier wurde doch von „Platt-
machern" gesprochen!) 

Nur, Sie müssen sich hier gefallen lassen, daß in der 
Öffentlichkeit Unruhe entsteht, wenn dort Karten ge-
funden werden, aus denen sich wohl zweifelsfrei die 
Vermutung ergibt, daß dort Pläne für neue terroristi-
sche Anschläge gemacht worden sind, 

(Duve [SPD]: Was ist eine „zweifelsfreie Ver-
mutung"?) 

und daß man in diesem Hause darüber spricht und, 
wie ich dazu sage, mit Genugtuung zur Kenntnis 
nimmt, daß Sie es beenden wollen. 

Ich glaube aber, daß Sie nicht die richtigen Mittel 
einsetzen; denn über die zivilrechtliche Schiene wer-
den Sie wegen Ihrer jahrelangen Duldung des dorti-
gen Zustands schwerlich zum Erfolg kommen. Sie 
müssen nach meinem Dafürhalten die Sicherheitsre-
gelungen in Ihrem Gesetz verändern, um über diese 
Normen des öffentlichen Rechts zu einer Beseitigung 
kommen zu können. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Nach bayerischem 
Vorbild etwa?) 

— Warum nicht auch einmal ein bayerisches Vorbild, 
Herr Kollege Emmerlich? Es kann nicht schaden. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Aber nicht auf diesem 
Gebiet!) 

Insgesamt ist es zutiefst unbefriedigend, daß seit 
zehn Jahren ein rechtsfreier Raum herrscht und Sie 
nach so vielen Jahren so tun, als ob das Problem erst 
seit diesen Tagen bestehe. 

(Paterna [SPD]: Was macht der Gauweiler 
eigentlich im Augenblick?) 

Ich finde, Sie hätten längst Zeit gehabt, hier zu han-
deln, und Sie können nicht jahrelang die Fehler vor 
sich herschieben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Sonntag -Wolgast. 

Frau Dr. Sonntag -Wolgast (SPD): Herr Zeitlmann, 
Ihre Ausführungen fand ich im ersten Teil eher kaba-
rettistisch, dann schwer nachvollziehbar. Aber das 
bleibt Ihr Geheimnis. 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es gibt 

an den Ergebnissen der Durchsuchungsaktionen am 
15. Mai in der Hamburger Hafenstraße nichts zu be-
schönigen. Markierungen auf Stadtplänen und ande-
res, das alles muß den Verdacht auf terroristische Pla-
nungen begründen — aber eben auch nicht mehr. 
Doch die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Bis dahin darf es keine Entwarnung, aber ebensowe-
nig vorschnelle Schlußfolgerungen geben. 

Der Deutsche Bundestag kann nicht Ermittlungsbe-
hörde spielen. Er ist auch nicht dazu da, ein landes

-politisches Problem zu lösen. Es muß uns vielmehr die 
Frage interessieren, wie denn der inneren Sicherheit 

am besten gedient wäre; denn innere Sicherheit um-
faßt wohl mehr als das Beseitigen von Konfliktherden 
mittels Polizeieinsatz. 

(Beifall bei der SPD) 

Die innere Sicherheit schließt den Blick auf die Folgen 
staatlichen Eingreifens auch für mittelbar und nicht 
Beteiligte ein. 

Es gibt nicht beliebig viele Möglichkeiten bei der 
Bewältigung des Problems. Es gibt zur Haltung des 
Hamburger Senats nur eine Alternative — Herr Ger-
ster hat sie genannt — : die sofortige Räumung. Diese 
ist unter Wahrung der Rechtsstaatlichkeit zum gegen-
wärtigen — ich betone: gegenwärtigen! — Zeitpunkt 
nicht möglich. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die war schon 
vor fünf Jahren möglich!) 

Bei den Bewohnern der Häuser handelt es sich nicht 
um eine in sich homogene Gruppe, nicht um eine fest

-

gefügte, sozusagen auf bestimmte politische Ziele 
eingeschworene Gemeinschaft. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Gerster will eine 
neue Verwendung der NVA!) 

Die Zusammensetzung wechselt. 

Um so schwerer ist es — das ist ein wesentlicher 
Punkt — , einzelnen Menschen individuelle Schuld 
und Verantwortung zuzurechnen. Danach aber hat 
jeder Haftrichter zu fragen, wenn ihm Festgenom-
mene vorgeführt werden. Gelingt dieser Nachweis 
nicht, dann sind die Betroffenen alsbald wieder auf 
freiem Fuß. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Darum geht es 
doch gar nicht!) 

Polizeibeamte wären mit dieser Aufgabe der Beweis-
führung und des Nachweises mit hoher Wahrschein-
lichkeit überfordert. Daraus ist ihnen auch kein Vor-
wurf zu machen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Darum geht es 
doch gar nicht!) 

Zurück zu unserem konkreten Anlaß: Bis zum heu-
tigen Tage ist nicht einmal klar, ob diejenigen, die die 
Stadtpläne von Ludwigshafen, Stuttgart, Bremen oder 
München markierten, sich unter den Hafenstraßen

-

Mietern befinden. 

So ist die Situation nun einmal, auch wenn Sie, 
meine Kollegen aus der CDU/CSU-Fraktion, sich die 
Welt und die dazugehörenden Feindbilder gern etwas 
simpler zurechtzimmern. Sie haben bislang auch 
keine Mühe gescheut, die tatsächlichen Zustände in 
der Hafenstraße durch Halbwahrheiten und Verzer-
rungen derart zu vernebeln, daß besonders zur Fe-
rienzeit an sonnigen Wochenenden schaulustige Tou-
risten extra an der Häuserzeile vorbeiflanieren, um 
diese aus ihrer Sicht exotische Trutzburg des Terroris-
mus zu begaffen. 

(Uldall [CDU/CSU]: So ist Hamburg herun

-

tergekommen!) 

Vielen Menschen außerhalb Norddeutschlands, 
Herr Uldall, ist nicht einmal bekannt, daß der Pacht-
vertrag seitens der Stadt schon im vergangenen Jahr 
gekündigt wurde. Die Mieter haben Widerspruch ein- 
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gelegt. Das Urteil kommt am 1. Oktober und vermut-
lich wird die unterlegene Seite in die Berufung gehen. 
Dieser Zustand dauert also fort. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Noch ein paar 
Jahre!) 

Daß das Projekt „Alternatives Wohnmodell" ge-
scheitert ist, bezweifelt kaum noch jemand. Ich erin-
nere aber daran, daß der damals zuständige Bürger-
meister von Dohnanyi in einer zugespitzten Lage im 
November 1987, als gewaltsame Auseinandersetzun-
gen drohten, nach Einschätzung vieler Beobachter mit 
einem Signal der Friedfertigkeit versucht hat, Schlim-
meres zu verhindern. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Ist denn alles in Ord-
nung?) 

Denn damals wie heute gilt unter Einsichtigen die 
Überzeugung, daß die militante alternative Szene kei-
nesfalls verschwunden wäre, wenn die Hafenstraßen-
Häuser damals sofort geräumt worden wären, im Ge-
genteil. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Ist deswegen alles in Ord-
nung? — Dr. Olderog [CDU/CSU]: Also las-
sen sie sie stehen! Warum kündigen Sie 

denn?) 

— Es ist deswegen nicht alles in Ordnung, Herr 
Hirsch. Die Anliegerschaft könnte aber leicht in an-
dere Gebiete innerhalb und außerhalb der Stadt ein-
sickern. Außerdem wäre die Solidarisierungswelle 
groß. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Frau Kollegin, mit 
welcher Begründung ist denn gekündigt 

worden?) 

Lassen Sie also — das will ich zum Schluß sagen — 
ab von Sprüchen, die einem unzureichend informier-
ten Publikum einreden, mit dem Motto: Kurzen Pro-
zeß machen! sei das Thema erledigt. Formulierungen 
wie „Nest des Terrors" oder „Keimzelle der Gewalt" 
sind mit Angst besetzte Beg riffe. Sie leisten der inne-
ren Sicherheit einen schlechten Dienst, wenn Sie so 
tun, als müsse man nur einen Schlupfwinkel ausräu-
chern, rigoros und sofort. Vielleicht haben Sie — das 
mag sein — den Applaus der Stammtische auf Ihrer 
Seite, aber die Rechtsstaatlichkeit gewiß nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hirsch [FDP]: Was 
wollen Sie denn tun?) 

Vizepräsidentin Renger: Bei 5-Minuten-Reden 
sollte man nicht allzuoft mit Zwischenrufen kommen. 
Wenn dreimal dieselben Zwischenrufe gemacht wer-
den, ist das schon störend. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lüder. 

Lüder (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte drei Vorbemerkun-
gen machen. 

Erstens. Die beiden kritischen Worte, die zu libera-
len Positionen und zu liberalen Persönlichkeiten hier 
gekommen sind, halte ich für unbegründet. Weder, 
lieber Herr Kollege Gerster, war es falsch, daß Dohna-
nyi den Theodor-Heuss-Preis bekommen hat, noch, 
verehrter Kollege Eich — ich muß das ja sagen, Sie  

sind ja Anwalt — , war es richtig, Herrn Vogel hier so 
zu diskriminieren. 

Zweitens. Ich habe nicht verstanden, wie diese For-
mulierung der Aktuellen Stunde auf die Tagesord-
nung kommen konnte, 

(Paterna [SPD]: Das ist mir auch ein 
Rätsel!) 

weil mir der Begriff des Wirtschaftsführers nach dem 
mir vorliegenden Wirtschaftsrecht nicht geläufig ist 
und weil eine Straße auch als Sammelbegriff keine 
terroristischen Anschläge planen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Frau 
Hämmerle [SPD]: Den Titel haben wir nicht 

gemacht!) 

Dieses ist für mich nicht akzeptabel. 

Dritte Vorbemerkung: Herr Eich, ich finde es 
schlimm, wie Sie sich hier mit Themen der Hafen-
straße befaßt haben, ohne auch nur ein Wort zu sagen, 
wenn Sie schon hier von der Hafenstraße sprechen 
und den Wir-Eindruck signalisieren, was Sie, wenn 
Sie hier Wir-Assoziationen zur Hafenstraße bringen, 
tun, um RAF-Verdächtige denen auszuliefern, denen 
sie ausgeliefert gehören. Dieses durfte so hier nicht 
kommen. Deswegen begrüße ich sehr, Herr Senator 
Hackmann, daß Sie deutlich gemacht haben, daß Sie 
mit dem Experiment Hafenstraße ein Ende machen 
wollen. Wir sollten den Senat dabei unterstützen. 

Lassen Sie mich bitte vier Bemerkungen zu dem 
Verlauf der Debatte und zu dem sagen, was wir hier 
besprechen. 

Erstens. Ich meine, wir sollten die Chance dieser 
Debatte nutzen, grundsätzlich die Position des Rechts-
staats in der Bekämpfung terroristischer Gewalt 
— das muß doch eigentlich das Thema sein, das uns 
hier befaßt — zu bekräftigen, und dazu gehört, daß 
unser Staat stets Rechtsstaat war und terroristische 
Gewalt stets und konsequent bekämpft hat und auch 
weiterhin konsequent bekämpfen wird. Dazu gehört 
auch — da habe ich nochmal die Bitte und den Appell 
an die GRÜNEN —, daß alle in diesem Haus vertrete-
nen politischen Richtungen diese Feststellung konse-
quenter Bekämpfung terroristischer Gewalt nicht nur 
verbal unterstreichen, sondern daß auch diejenigen, 
die als Polizisten und Staatsanwälte sich dieser Auf-
gabe unterziehen, von uns allen unterstützt werden in 
ihrer harten Arbeit, dieses durchzusetzen. 

(Such [GRÜNE]: Was wollen Sie uns denn 
damit unterstellen?) 

Zweitens. Der Rechtsstaat darf sich auch durch 
größte Brutalität von Terroristen nicht provozieren las-
sen, die selbst gesetzten Maßstäben und Grenzen 
staatlichen Handelns zu verletzen. Die Stärke des 
Rechtsstaats liegt wesentlich in seiner Kraft, die selbst 
gesetzten Regeln auch bei gröbster Provokation ein-
zuhalten. 

Drittens. Die Bekämpfung der terroristischen Kri-
minalität darf nicht zu einem parteipolitischen Schau-
laufen um die beste Einsatznote mißbraucht werden. 
Deswegen müssen wir den Versuchungen widerste-
hen, die hier heute leider sichtbar geworden sind, 
Glaubenskämpfe darüber auszutragen, welche politi- 
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sehe Konstellation — ob konservativ-liberal in Bonn 
oder sozial-liberal in Hamburg — die besseren Terro-
rismusbekämpfer stellt. 
Viertens. Terrorismusbekämpfung ist Täterbe-

kämpfung. Der Kampf geht gegen den einzelnen, 
nicht gegen undifferenzierte Gruppen. Deswegen be-
daure ich noch einmal die pauschalierende Thematik 
dieser Aktuellen Stunde: Die Hamburger Hafenstraße 
plant terroristische Anschläge? — Nein. Die Hambur-
ger Hafenstraße wird durch unser Strafgesetz nicht 
erfaßt, wohl aber der einzelne Täter, auch die Gruppe 
von Tätern. Pauschalierung führt weg vom rechts-
staatlichen Weg der Terrorismusbekämpfung, und auf 
den sollte diese Debatte wieder zurückführen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Eich. Er hat noch zwei Minuten Redezeit. 

Eich (GRÜNE): Ich habe mich hauptsächlich dage-
gen gerichtet, daß die CDU hier gar nicht den Terro-
rismus, sondern die Hafenstraße bekämpfen will. Ich 
bin durch Ihre Reden bestätigt worden. 

(Zustimmung des Abg. Wüppesahl [frak-
tionslos]) 

Sie haben dadurch, daß Sie sich bemüht haben, eine 
Identität von RAF und Hafenstraße herzustellen, das 
Problem nur zu überhöhen versucht. Dem habe ich 
widersprochen. Ich habe zur Untermauerung dessen 
aus der Presseerklärung der Bewohner der Hafen-
straße zitiert. Daß Ihnen das stinkt, kann ich verste-
hen. Sie möchten lieber, daß diese Menschen mundtot 
sind. 
Meine Sorge hinsichtlich der CDU ist, daß ihre Pro-

paganda auf fruchtbaren Boden fällt, wie sie ja auch 
schon Hamburger Fußballrowdies von ihrer Lieb-
lingsbeschäftigung, dem Malträtieren unserer auslän-
dischen Mitbürger, allsamstaglich abbringt und ge-
gen die störenden Häuser sich richten läßt — ein Pro-
blem, dem sich dann allsamstaglich die Hamburger 
Polizei gegenübersieht. 
Ich warne Sie, Haß zu säen oder ablehnende Hal-

tung gegenüber Fremden oder Andersdenkenden 
— seien sie in der Bevölkerung vorhanden, seien sie 
noch nicht vorhanden — zu schüren und auszunutzen. 
Sie haben im vergangenen DDR-Wahlkampf davon 
profitiert, daß Sie in der DDR vorhandene Ressenti-
ments gegen Polen mit Ihrem Grenzdebakel bedient 
haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist un-
glaublich, was Sie da erzählen! Schlimm!) 

Wenn ich jetzt in der letzten Woche erleben muß, wie 
Sie laut darüber nachdenken, jüdische Menschen an 
der deutschen Grenze abzuweisen, läßt mich das für 
den Wahlkampf Schlimmes befürchten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. Wüp-
pesahl [fraktionslos] — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Unverschämtheit!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der Bundesminister des Innern, Dr. Schäuble, hat 
im Rahmen einer Aktuellen Stunde über die Ereig-
nisse am 1. Mai 1989, die sogenannten Kreuzberger 
Krawalle, hier im Plenum am 10. Mai 1989 unter an-
derem folgendes gesagt: 

Es geht nicht an, wenn rechtsfreie Räume wie 
etwa in der Hafenstraße in Hamburg über Jahre 
hinweg geduldet werden. Wer dies tut, unter-
gräbt das Bewußtsein der Bürger von der frieden

-

stiftenden Verbindlichkeit unserer Rechtsord-
nung. 

(Such [GRÜNE]: Sagen Sie das der Rü

-

stungsindustrie!) 

Mit dem Ergebnis der Durchsuchungen in der Ham-
burger Hafenstraße vom Mai dieses Jahres haben 
diese Worte eine traurige Bestätigung gefunden. Das 
macht deutlich, was geschieht, wenn und wo rechts-
freie Räume geduldet werden. 
Die Funde in der Hafenstraße machen nach dem 

Mord an Alfred Herrhausen, nach dem geplanten An-
schlag auf Bundesminister Kiechle und dem Spreng-
stoffanschlag auf Staatssekretär Neusel deutlich: Die 
Kommandoebene der RAF ist trotz aller in der Vergan-
genheit erfolgten Festnahmen, Verurteilungen, De-
potfunde, Durchsuchungen und Beschlagnahmen 
nicht zerschlagen. Sie ist auch weiter willens und in 
der Lage, schwere Anschläge gegen Repräsentanten 
unseres Staates und unseres Volkes zu begehen. Die 
RAF ist nunmehr bemüht, das aufzubauen, was in 
ihrem abstrusen Jargon eine „starke revolutionäre Be-
wegung auf möglichst breiter Basis" heißt. 

Der offenkundige Bankrott des Sozialismus, den 
wir seit dem vergangenen Jahr mit angesehen haben, 
hat die Lage nicht entspannt — im Gegenteil. Er 
scheint in der Szene zu einer Haltung des „nun erst 
recht" geführt zu haben, wobei die RAF die in der 
gesamten linksextremistischen Szene spürbare Ab-
lehnung der Einigung in Freiheit und der Realisierung 
des europäischen Binnenmarktes für sich ausnutzt. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Ich sage in aller Deutlichkeit: Es muß vor allem in 
den nächsten Monaten mit einer Verschärfung der 
Situation gerechnet werden. 

(Duve [SPD]: Das war wieder ein echter 
Spranger, die Vereinigungsfrage mit der 

RAF in Zusammenhang zu bringen!) 

— Herr Duve, Sie sollten das Thema etwas ernster 
behandeln und auch dem zuhören, was jetzt kommt, 
damit Sie für sich und Ihre Partei die richtigen Konse-
quenzen ziehen können. 

Wir werden nicht nur demonstrativ-agitatorische 
Aktionen zu befürchten haben. Vielmehr sind auch 
weitere Anschläge und Entführungen zur Erfüllung 
von Forderungen der inhaftierten Terroristen nicht 
auszuschließen. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Das ist 
doch wohl unverschämt!)  

Eine neue Strategiediskussion der Sicherheitsbe-
hörden mit entsprechenden Maßnahmen hat die ver-
änderte terroristische Bedrohung aufgenommen. Ich 
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muß aber auch feststellen, daß der freiheitliche Staat 
jene lückenlose Kontrolle nicht garantieren kann 
— und auch nicht wollen kann —, deren es bedürfte, 
um Anschläge von vornherein auszuschließen. Es be-
darf der Aufmerksamkeit der Betroffenen, und es be-
darf vor allem auch der Unterstützung durch die Be-
völkerung bei der Suche nach Terroristen. Die Fahn-
dungserfolge der jüngeren Zeit zeigen, daß es beson-
ders wichtig ist, wenn die Bürger unseres Landes auf-
merksam sind und der Polizei verdächtige Wahrneh-
mungen melden. 

Der Terrorismus zielt auf uns alle: auf unsere frei-
heitliche Ordnung, auf ihre Institutionen und Reprä-
sentanten, auf die Art, wie wir die öffentlichen Dinge 
zivilisiert miteinander regeln, auf das, was manche 
„politische Kultur" nennen. Wir alle sind deshalb ge-
fordert, ihm zu begegnen. 

Auch wenn der freiheitliche Staat gegen terroristi-
sche Bedrohung nicht lückenlos vorgehen kann, so 
muß er doch unterlassen, was ihr Vorschub leistet. 
Dies gilt — ich sagte es eingangs — vor allem für 
rechtsfreie Räume. Der rechtsfreie Raum wird stets 
ein Raum für Rechtsbrecher werden. Die Geltung des 
Rechts duldet keine Lücken. Wo diese Lücken entste-
hen, kommt es leicht zu einer Mißachtung der Rechts-
ordnung. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das erzählen Sie mal 
dem Bundeskanzler!) 

Von dort ist der Weg zum Terror kurz. 

Der Hamburger Senat hat davor die Augen ver-
schlossen, verschließen wollen und hat — gegen den 
ausdrücklichen Rat seiner Fachleute — diesen unseli-
gen Pachtvertrag geschlossen. Es ist anzuerkennen, 
daß Innensenator Hackmann dies heute hier einge-
räumt und die Beendigung dieses schlimmen Projek-
tes angekündigt hat. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Schon lange kün-
digen die das ständig an, aber es passiert 

nichts!) 

Aber, Herr Kollege Hackmann, dieses Projekt hätte 
nie betrieben werden dürfen und hätte schon längst 
beendet werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Zumkley [SPD]: Wie denn? 

Machen Sie mal Vorschläge!) 

Wo Recht gebrochen wird, wo die Spielregeln von 
Demokratie und freiheitlichem Rechtsstaat mißachtet 
werden, 

(Paterna [SPD]: Was ist eigentlich das Aktu-
elle an Ihrer Rede?) 

da ist es die Pflicht des Staates, für die Einhaltung von 
Recht und Gesetz zu sorgen. — Genau das ist das 
Aktuelle. Viele hier benötigen offensichtlich Nachhil-
feunterricht, Herr Kollege Paterna. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Tut der Staat dies nicht, so verletzt er eine seiner 
obersten Pflichten: den inneren Frieden zu bewahren. 
Wo der innere Friede in Gefahr gerät, da genießt der 

Schwache keinen Schutz mehr, da gerät die Freiheit 
in Gefahr. 

Das Eintreten für die Freiheit der Bürger, die Wah-
rung des inneren Friedens, die Abwehr von Gefahren 
ist Aufgabe aller, die für diesen und in unserem Staat 
Verantwortung tragen. Unser Grundgesetz verteilt 
staatliche Gewalt auf viele Träger, um Macht zu be-
grenzen und Freiheit zu sichern. Doch die Träger 
staatlicher Gewalt müssen zusammenarbeiten; jeder 
muß an seinem Platz das Seine tun. Das ist auch das 
Wesen des kooperativen Föderalismus. Das gilt be-
sonders dort, wo Kriminelle Freiheit, Leib und Leben 
des einzelnen bedrohen. 

Ich appelliere an alle, und ich appelliere auch kon-
kret an den Hamburger Senat, 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Aber auch 
an sich selber!) 

sich seinen Verpflichtungen in diesem Zusammen-
hang nicht zu entziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Duve. 

Duve (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Zwei gute Dinge hat diese Aktuelle Stunde 
wahrscheinlich: Das erste ist, daß Herr Spranger nun 
wieder einmal etwas zu tun bekommen hat. 

(Heiterkeit bei der SPD — Lüder [FDP]: Was 
soll denn das? — Dr. Olderog [CDU/CSU]: 
Ein sehr sachlicher Beitrag! — Uldall [CDU/ 

CSU]: Das ist ein guter Einstieg!) 

Das zweite ist, daß diese Debatte auch der deutschen 
Öffentlichkeit zeigt, mit welcher relativen Gelassen-
heit — wenn ich die Eingangsbemerkungen des in-
nenpolitischen Sprechers der Union ausnehme — wir 
heute, verglichen mit den 70er Jahren, über das 
Thema Terrorismus auch dann reden können, wenn 
eine Fraktion es ausschließlich aus ganz durchsichti-
gen Gründen hier ins Plenum bringt. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Wüppesahl 
[fraktionslos]) 

Es war eine gelassene Diskussion. Der Versuch, hier 
durch ganz ungesunde Beiträge, Herr Gerster, „ge-
sundes Volksempfinden" wachzurufen, 

(Uldall [CDU/CSU]: Ein sehr böses Wort!) 

ist nicht gelungen. Er ist mißlungen! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ich habe nur 
die Wahrheit gesagt!) 

In diesem Zusammenhang hören wir dann auch 
Zurufe des verehrten Kollegen Uldall, Zurufe wie „So 
heruntergekommen ist Hamburg!".  — Das ist der Kol-
lege, der überall immer von dem „boomenden Ham-
burg" spricht und natürlich sagt, wie gut es uns heute 
geht. — Aber ungeachtet dessen wird deutlich, daß 
die Hamburger inzwischen selber mit Gelassenheit 
mit diesem Problem umgehen können. Aber — das 
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will ich überhaupt nicht verschweigen — es ist ein 
sehr, sehr ernstes Thema. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Aha!) 

Es betrifft alle großen Städte. Wir können all die Men-
schen, die in unser Leben nicht völlig integrierbar 
sind, nicht mehr so ohne weiteres so behandeln und so 
unterbringen, wie wir es gerne gewollt hätten. Inso-
fern habe ich damals, als ich empfahl, diese Verträge 
so zu machen, selber einen Fehler gemacht. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Aha! Einen sehr 
gravierenden Fehler, totale Verschätzung! — 
Uldall [CDU/CSU]: Das sollte Sie zu größerer 
Bescheidenheit führen! — Dr. Olderog 
[CDU/CSU]: Ja, wer so geirrt hat, sollte be-

scheiden auftreten!) 

Das will ich hier ganz offen auch als Abgeordneter 
sagen. Aber die Versuche, dies ohne rechtsstaatliche 
Mittel zu Ende zu bringen, sind ganz falsch. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das verlangt 
doch niemand!) 

Sie würden jene gefährliche Sympathieszene, die es 
eine Zeitlang in der ganzen Bundesrepublik gegeben 
hat, wieder wachrufen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das verlangt 
niemand!) 

Dieses Projekt in Hamburg war nie ein Modell, weil 
es sich nie eine innere Verfassung gegeben hat. Das 
war der Fehler. Wir haben nie eine innere Verfassung 
verlangt. Es sind vielmehr einzelne Mietverträge ab-
geschlossen worden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist eine tolle 
Definition! — Uldall [CDU/CSU]: Ein Skan-

dal ist das!) 

Heute gibt es gegen die Beendigung des Ganzen auf 
rechtsstaatlichem Wege, die der Senat ja mehrfach 
angekündigt hat, in der Stadt keinen Widerstand 
mehr. Wir alle sind gemeinsam der Meinung: Es muß 
zu einem Ende gefunden werden, weil sich die positi-
ven Kräfte, die es am Anfang da auch gegeben hat, 
einfach überhaupt nicht mehr durchsetzen können. 
Deshalb wäre es ganz gut, wenn die GAL-Fraktion in 
Hamburg oder auch die GRÜNEN einmal eine wirk-
lich eigene Haltung zu dem Vorgang entwickeln wür-
den. Ich glaube nicht, daß es anders geht, als es der 
Senat tut, nämlich zu sagen: streng rechtsstaatlich. So 
kann es und so muß es beendet werden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
rechtsstaatlich, wenn Sie sich auf ein Zivil-

verfahren einlassen!) 

Eines will ich gerne noch sagen: Wie staatliche In-
stanzen mit den Informationen darüber, wo sich Täter 
oder Sympathisanten befinden, eigentlich umgehen, 
das haben wir ja bei der Diskussion erlebt, als wir 
hören mußten, was alles BKA und BND — möglicher-
weise auch das Innenministerium — darüber wußten, 
wo sich in der DDR Täter befanden. Da ist überhaupt 
nichts passiert! Man wußte das, und man hat das völlig 
beiseite gelassen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wir hatten nicht so 
gute Beziehungen zur SED wie Sie!) 

Das heißt, wenn man jetzt einen Stadtplan findet und 
überhaupt keine zurechenbare Person hat, dann 
schreien Sie Zeter und Mordio. 

Ich denke, wir sollten die Gelassenheit von heute 
nachmittag beibehalten. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Wir werden sie in der nächsten Zeit bei vielen The-
men, wo es leicht, aber gefährlich wäre, gesundes 
Volksempfinden zu mobilisieren, gemeinsam brau-
chen. Ich plädiere an uns alle, an alle Fraktionen, daß 
wir dann auch bei ganz anderen Themen so miteinan-
der umgehen, wenn ich an all das denke, was in der 
DDR und sonstwo auf uns zukommt. Lassen wir uns 
durch solche etwas komischen Versuche wie diese 
Aktuelle Stunde heute also nicht erschüttern! 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Das war ein Eiertanz! — Dr. Penner 
[SPD]: Ganz hervorragend! Besser kann man 

es nicht machen!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Echternach. 

(Paterna [SPD]: Er löst das Problem jetzt bau

-

rechtlich!) 

Echternach (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn der Hafenstraße-Skandal der 
letzten acht Jahre überhaupt noch eine Steigerung 
zuläßt, dann wird diese durch die jüngsten Ermittlun-
gen der Bundeskriminalamtes deutlich. Schon vor 
Jahren sprach der höchste Richter in Hamburg von 
rechtsfreien Zuständen in der Hafenstraße. Jetzt 
kommt heraus, daß in diesen Häusern Mordanschläge 
auf den Bundeskanzler, den Bundesjustizminister, 
den Bundesfinanzminister und auch führende Leute 
unserer Wirtschaft kalt geplant und vorbereitet wur-
den. 

(Duve [SPD]: Herr Kollege, woher wissen Sie 
das? — Paterna [SPD]: Sie können ja noch 
nicht einmal verfassungskonform wählen!) 

Der für die öffentliche Sicherheit zuständige Senat 
in Hamburg erklärt lakonisch, daß er auch jetzt nicht 
daran denke, diese Häuser räumen zu lassen. Er zieht 
sich vielmehr weiter auf seine Rolle als Hauseigentü-
mer zurück und versucht seine Rechte über das Miet-
recht wahrzunehmen, wie es seit so vielen Jahren und 
immer in demselben Bemühen geschieht, nämlich 
Zeit und noch einmal Zeit zu gewinnen, um auf keinen 
Fall die linke Szene zu verärgern; 

(Carstensen [Nordstand] [CDU/CSU]: Das ist 
ein Skandal!) 

denn das könnte ja Wählerstimmen kosten. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Die 
gehen sowieso alle zur PDS!) 

Dabei weiß der Senat, daß sich die RAF in der Hafen-
straße festgesetzt hat. Das weiß der Senat nicht erst 
seit einigen Wochen; das weiß er seit fünf Jahren. 

(Such [GRÜNE]: Welche Beweise haben Sie 
denn dafür?) 

Senator Hackmann hat soeben selbst eingeräumt, 
daß er dies dem Senat schon vor dreieinhalb Jahren 
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mitgeteilt hat. Er hat dem Senat sogar noch mehr mit-
geteilt, nämlich daß die RAF-Leute die Hausbewoh-
ner dort für ihre eigenen Ziele einspannen, daß sie 
dort Nachwuchs anwerben und daß die Häuser der 
Hafenstraße Sammelplatz und Treffpunkt für die mili-
tanten „autonomen Kräfte" in Hamburg und weit dar-
über hinaus, die von der Hafenstraße aus ihre Gewalt-
taten planen, sind. Sie, Herr Hackmann, und Herr 
Pawelczyk haben das im Senat vor dreieinhalb Jahren 
zu Protokoll gegeben. 

Die Antwort waren ein halbes Jahr später Mietver-
träge, mit denen diese Bewohner der Hafenstraße 
noch belohnt wurden, zu Mietkonditionen, von denen 
normale Mieter nur träumen können, als wenn man 
mit notorischen Rechtsbrechern ernsthafte Verträge 
abschließen könnte. 

Inzwischen redet auch der Senat vom Scheitern des 
Projekts Hafenstraße. Aber den starken Worten fol-
gen keine Taten. Der Senat lamentiert nur, handelt 
aber nicht. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Was war das denn im 
Mai?) 

Statt dessen flüchtet der Senat in lange Prozeßketten 
um Mietrechtsverträge, um Räumungsklagen, weil 
angeblich die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
nicht gefährdet sei und daher nicht polizeilich ge-
räumt werden könne. Eben hat Herr Hackmann es 
noch einmal gesagt. 

Schon lose Dachziegel gefährden die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, jede Straftat stört die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung; und eine Kette schwer-
ster Verbrechen und geplanter Mordanschläge sollen 
keine Störung und Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung sein? Das kann ja wohl ernst-
haft nicht so sein! 

(Zurufe von der SPD) 

Nein, in Wahrheit ist die Räumung der Hafenstraße 
kein rechtliches Problem, sondern allein ein politi-
sches Problem. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Weil Teile der linken Szene in Hamburg mit der Ha-
fenstraße sympathisieren 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ich auch!) 

und weil der linke Flügel in der SPD die Räumung der 
Hafenstraße nicht will, sucht der Senat eben ständig 
nach Ausflüchten. 

(Dr. Hirsch [FDP] : Sie können doch nicht we-
gen eines Dachziegels ein ganzes Haus 

räumen! Das ist doch Schwachsinn!) 

Ich frage: Wie lange will der Senat die Geduld der 
Bürger noch strapazieren? Wie lange will er das 
Rechtsbewußtsein der rechtstreuen Bürger noch ver-
letzen, die kein Verständnis dafür haben, wenn sie 
selbst wegen einer Verkehrsübertretung zur Verant-
wortung gezogen werden, während hier schwerste 
Straftaten praktisch nicht verfolgt werden? 

Wie lange will der Senat dulden, daß die Häuser in 
der Hafenstraße einer Mörderbande als logistische 
Basis dienen und daß dort weitere Mordpläne ge-
schmiedet werden können? Wie lange will er dulden, 

daß sich die RAF — wie jüngst nach dem Mordan-
schlag auf Staatssekretär Neusel — öffentlich rühmen 
kann, die Häuser an der Hafenstraße stünden dafür, 
daß es möglich sei, gegen den Machtapparat eigene 
Ziele durchzusetzen? 
Wann endlich wird der Senat begreifen, daß das 

Zurückweichen des Rechtsstaates vor Gewalt und 
Terror nichts mit Liberalität zu tun hat — denn Frei-
heit kann es nur auf dem Boden des Rechts geben —, 

(Paterna [SPD]: Eben das ist ja das Problem, 
Sir!)  

sondern nur mit politischer Verantwortungslosigkeit, 
die weitere Gewalt provoziert? Wann endlich wird der 
Senat seine Pflicht tun? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Paterna [SPD]: Und sowas 
wird an deutschen Universitäten promo

-

viert!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

(Dr. Penner [SPD]: Frau Präsidentin, ist der 
jetzt PDS oder noch grün?) 

Wüppesahl (fraktionslos): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Ech-
ternach, aber auch Herr Spranger: Wir haben hier 
keine Bürgerschaftsdebatte, sondern sollten uns be-
mühen, bei den Debattenbeiträgen das Niveau des 
Deutschen Bundestages zu erreichen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wenn von Ihnen beiden hier öffentlich die Auffor-
derung zum Rechtsbruch an den Hamburger Senat 
erfolgt, dann kann das ja wohl nicht das ideale Vorbild 
für die Hafenstraße oder für sonst jemanden in der 
Bundesrepublik Deutschland sein. 

Wir streiten über einen Punkt, der aus einer Durch-
suchung im Mai resultiert. Diese Durchsuchung ist 
inzwischen auch von der Boulevardpresse in Ham-
burg als Flop erster Größenordnung bezeichnet wor-
den; denn das angeblich so fieberhaft gesuchte Terro-
ristenpaar, das seit Monaten nach der Erstürmung ei-
ner Kate im schleswig-holsteinischen Lasbek unterge-
taucht sein soll, saß während dieser Hafenstraßenraz-
zia bei den Eltern in Bad Pyrmont gemütlich beim Kaf-
fee. 
Auch die angeblichen RAF -Dokumentensammlun-

gen, die aufgefunden werden sollten, entpuppten sich 
nachträglich nur noch als Gefangenen-Infos, Zei-
tungsausschnitte und Flugblätter. 

Auf dieser Basis — das betrifft genau die Durchsu-
chung, über deren Folgen wie heute hier streiten — 
sind dann Informationen in die Öffentlichkeit lanciert 
worden. Diese in die Öffentlichkeit lancierten Infor-
mationen stammen zuallererst aus dem „Stern". Ge-
schrieben wurde der Artikel von Herrn Osterkorn, ei-
nem Polizeireporter aus Hamburg, früher beim „Ham-
burger Abendblatt", der sehr gute Kontakte vor allen 
Dingen in rechte Bereiche des Polizeispektrums hat. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das ist der Rechts
-

staat!) 
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Darüber, daß wir über solche Erscheinungsformen  
dann auch noch im Bundestag debattieren müssen,  
haben sich bereits andere Kollegen ausgelassen. Ich  
bedaure das außerordentlich.  

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Dann halten  
Sie doch den Mund!)  

Aber folgende rechtspolitischen Gesichtspunkte  
möchte ich durch das Zitat meines Sprecherkollegen  
bei den „Kritischen Polizistinnen und Polizisten",  
Herrn Manfred Mahr, ins Gedächtnis rufen.  

(Such [GRÜNE]: Der ist jetzt auch bei der  
PDS!)  

Er schrieb, Innensenator Hackmann habe im „Ham-
burger Abendblatt" gesagt, die Wahrscheinlichkeit,  
die beiden Gesuchten zu finden, sei nicht sehr groß,  
und die Wahrscheinlichkeit, daß man brisante Unter-
lagen findet, sei auch gering gewesen. Dann liegt  
natürlich die Schlußfolgerung auf der Hand, daß wie-
der einmal der § 129a als Ausforschungstatbestand  
benutzt wurde, um, wie auch vom Sprecher der Bun-
desanwaltschaft selbst eingeräumt wurde, tief in die  
Struktur der Bewohner einzudringen. Man wußte im  
Vorwege, daß man nichts Substantielles würde finden  
können; denn — das hat der Kollege Eich deutlich  
gemacht — so blöd ist kaum jemand in diesem Lande,  
wenn er permanent durch das Brennglas betrachtet  
wird.  

Sie, Herr Hackmann, der bedauerlicherweise ab  
3. Dezember wieder mein Dienstvorgesetzter sein  
könnte, bringen sich und die ganz SPD in eine hoch-
notpeinliche Situation, wenn Sie hier ständig konze-
dieren, daß die Entscheidung vom November 1987 ein  
Fehler gewesen sei. Das war die Entscheidung von  
Herrn von Dohnanyi, die er nach Telefonaten mit dem  
Bundespräsidenten und in Absprache mit anderen  
Kräften in der Bundesrepublik getroffen hat, eine Ent-
scheidung, die als vorbildlich bezeichnet wurde und  
für die Auszeichnungen erfolgt sind.  

Angesichts dessen stellt sich die SPD heute hin und  
fällt diesen Personen aus ihren eigenen Reihen,  

(Zurufe von der SPD)  

die wirklich einmal zur Befriedung und zur Lösung  
eines Problems vorgegangen sind, in den Rücken!  

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Ihre Ausführungen waren hochnotpeinlich.  

Letzter Satz, Frau Präsidentin: Wenn hier vom  
rechtsfreien Raum in der Hafenstraße gesprochen  
wird, dann ist das natürlich absurd. Dieser Raum steht  
unter permanenter Beobachtung. Rechtsfreie Räume  
gibt es in diesem Land nur zwei: Das sind die Gefäng-
nisanstalten, in denen fast alles möglich ist, und das  
sind unsere Nachrichtendienste. Auch dieses Beispiel  
zeigt wieder einmal, wie die Nachrichtendienste Poli-
tik zu machen versuchen.  

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz]  
[CDU/CSU]: Wir reden vom hirnfreien Wüp-

pesahl!)  

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Kollege  
Olderog.  

Dr. Olderog (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine  
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Pa-
terna, Herr Kollege Duve, Gelassenheit ist gut. Nur  
eines sollten wir nach dem Mord an Alfred Herrhau-
sen und nach dem Attentat auf Herrn Staatssekretär  
Neusel jetzt wirklich nicht tun: die Gefahr, die von der  
RAF ausgeht, insbesondere die, die in der Hafenstraße  
festgestellt worden ist, bagatellisieren.  

(Frau Beer [GRÜNE]: Was ist denn festge

-

stellt worden?)  

Ich habe mich noch einmal vergewissert und Sicher-
heitsexperten gefragt, ob das ernst zu nehmen sei, ob  

das nur eine Gedankenspielerei, eine nicht unmittel-
bar tatbezogene Vorüberlegung, ein theoretisches  
Planspiel gewesen sei oder ob es sich bereits um eine  
konkrete Vorbereitungshandlung gehandelt habe.  
Die Antwort der Sicherheitsexperten: Jawohl, wir ge-
hen nach allen vorliegenden Erkenntnissen davon  
aus, daß dies ganz konkrete Planungen für Mordan-
schläge gegen den Bundeskanzler, gegen eine Reihe  
von Bundesministern und andere gewesen sind, also  
blutiger Ernst, meine Damen und Herren.  

(Paterna [SPD]: Wer war denn das? Mal raus  
mit der Sprache!)  

Ich stimme dem zu, was auch der Kollege Echter-
nach gesagt hat: Wenn man sich dies über die Jahre  
hinweg einmal ansieht — seit 1985 weiß man, daß die  
RAF irgendwo mit drinsteckt —,  

(Such [GRÜNE]: Irgendwo! Ja, irgendwo!)  

so ist dies der bedrückende Höhepunkt einer Chronik  
der Gewalt.  

Ich finde es wirklich bemerkenswert und schon er-
staunlich, wie der Hamburger Senat auf diese Vor-
gänge reagiert. Die Antwort des Rechtsstaates auf  
Straftat und kriminelle Gewalt ist der konsequente  
Einsatz hoheitlicher Mittel. Im Klartext bedeutet das  
die längst überfällige Räumung des Hafenstraßen

-

komplexes, dieser kriminellen Brutstätte. Warum,  
Herr Senator, haben Sie denn gekündigt? Sie haben  
mit der Begründung gekündigt, daß von diesem Kom-
plex Straftaten ausgehen. Genau das wäre auch die  
Voraussetzung eines polizeilichen Einsatzes.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN)  

Meine Damen und Herren, während gegen jeden  
Verkehrstäter unnachsichtig mit hoheitlichen Befug-
nissen vorgegangen wird,  

(Conradi [SPD]: Ja, das haben wir gesehen,  
da gibt es tolle Urteile!)  

bietet der Hamburger Senat diesen Rechtsbrechern  

großzügige Verträge an, beginnt durch seine Beauf-
tragten mit diesen Leuten, deren Drahtzieher längst  
vor ein Strafgericht gehörten, Verhandlungen,  
schließt Verträge wie mit Geschäftspartnern im Wirt-
schaftsleben ab und tut dabei so, als müßte man die-
sen Leuten besonders großzügig entgegenkommen.  
Ich kann das nicht anders verstehen: Das ist die par-
tielle Kapitulation des Rechtsstaates in Hamburg.  

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei  
der SPD)  
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Meine Damen und Herren, wir wissen doch auch, 

(Gansel [SPD]: Geh doch auf Tauchstation, 
Junge!) 

daß in den Dokumenten der RAF dieses Beispiel Ha-
fenstraße als Beweis dafür angeführt wird, daß der 
Kampf gegen diesen Rechtsstaat eben doch nicht aus-
sichtlos ist und daß man nur konsequent vorgehen 
müsse — wie in der Hafenstraße. 

Für mich als Nichthamburger stellt sich auch die 
Frage: Wie kann eigentlich die SPD den Bürgerinnen 
und Bürgern in Hamburg erklären, daß sie als Steuer-
zahler dafür Kosten in einer Größenordnung von 20 
oder 25 Millionen DM tragen müssen? 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ich lade Sie mal ein!) 

Wir beklagen ja manchmal die hohe Zahl von Strafta-
ten und Verbrechen — 4,4 oder 4,5 Millionen Strafta-
ten oder Verbrechen haben wir in der Bundesrepublik 
Deutschland — , und ich frage Sie deshalb: Was be-
deutet dieses jetzt über viele Jahre anhaltende Bei-
spiel Hafenstraße als negatives Symbol für unseren 
Rechtsstaat, für unser Rechtsbewußtsein? 

Ich fordere den Hamburger Senat auf, ich fordere 
insbesondere Sie, Herr Senator, als Innensenator auf, 
von Ihren hoheitlichen Befugnissen pflichtgemäß Ge-
brauch zu machen, insbesondere von § 3 SOG, und 
dieses kriminelle Nest unverzüglich zu räumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Paterna [SPD]: 
Wir machen gelegentlich auch von § 51 Ge-
brauch! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die Op-

position muß zurücktreten!) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Liste der Zu-
satzpunkte aufgeführt: 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Inkraftsetzung von Ver-
einbarungen betreffend den befristeten Aufenthalt von 
Streitkräften der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten 
Staaten von Amerika in Berlin und von sowjetischen Streit-
kräften auf dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet nach Herstellung der Deutschen Einheit 

- Drucksache 11/7915 - 

3. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP: Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des 
Datenschutzes — Drucksache 11/7921 — 

Zugleich soll bei Zusatzpunkt 2 von der Frist für den 
Beginn der Beratung abgewichen werden. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Das Haus ist damit ein-
verstanden; es gibt keinen Widerspruch. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatztagesord-
nungspunkt 2 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Inkraftsetzung von Vereinbarungen be-
treffend den befristeten Aufenthalt von Streit-
kräften der Französischen Republik, der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 

des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten 
von Amerika in Berlin und von sowjetischen 
Streitkräften auf dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet nach Her-
stellung der Deutschen Einheit 

— Drucksache 11/7915 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß Deutsche Einheit (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Interfraktio-
nell ist vereinbart worden, diesen Gesetzentwurf an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es dagegen Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist dies so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung und Zusatzta-
gesordnungspunkt 3 auf: 

2. a) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem 
Vierten Agrarsozialen Ergänzungsgesetz 
(4. ASEG) 
—Drucksachen 11/6469, 11/7064, 11/7233, 
11/7502, 11/7844 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem 
Zweiten Gesetz zur Verbesserung des 
Wahlrechts für die Sozialversicherungs-
wahlen 
—Drucksachen 11/6337, 11/7222, 11/7503, 
11/7845 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Ge-
setz über die Statistik für das Hochschulwe-
sen (Hochschulstatistikgesetz — HStatG) 
—Drucksachen 11/5832, 11/7297, 11/7554, 
11/7846 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

d) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Drit-
ten Gesetz zur Änderung des Abwasserab-
gabengesetzes 
—Drucksachen 11/4942, 11/7231, 11/7505, 
11/7847 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 
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e) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Ge-
setz zur Fortentwicklung der Datenverar-
beitung und des Datenschutzes 
—Drucksachen 11/4306, 11/7235, 11/7504, 
11/7843 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Ge-
setz über Statistiken im Handwerk (Hand-
werkstatistikgesetz — HwStatG) 
—Drucksachen 11/4801, 11/7224, 11/7278, 
11/7506, 11/7849 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

g) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundge-
setzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Ge-
setz zur Verbesserung der Überwachung 
des Außenwirtschaftsverkehrs und zum 
Verbot von Atomwaffen, biologischen und 
chemischen Waffen 
—Drucksachen 11/4609, 11/7221, 11/7507, 
11/7848 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hüsch 

ZP3 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP 

Fortentwicklung der Datenverarbeitung und 
des Datenschutzes 

— Drucksache 11/7921 — 

Bevor wir zur Abstimmung kommen erteile ich dem 
Berichterstatter, Herrn Dr. Hüsch, das Wort. Bitte 
schön, Herr Kollege. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich erstatte den Bericht des Vermitt-
lungsausschusses zunächst zum Gesetzentwurf zur 
Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des Da-
tenschutzes. Der Bericht wird leider etwas ausführli-
cher sein müssen, weil die Motive für die Vorschläge 
des Vermittlungsausschusses nunmehr auch proto-
kollgerecht dargestellt werden müssen. Bekanntlich 
sind die Verhandlungen des Vermittlungsausschusses 
vertraulich, so daß aus diesen Verhandlungen die 
wichtigsten Gesichtspunkte für den Beschluß nicht 
deutlich gemacht werden können, es sei denn, sie 
würden hier vorgetragen. 

Der Vermittlungsausschuß hat über das Anrufungs-
begehren des Bundesrates zum Gesetzentwurf zur 
Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des Da-
tenschutzes am 12. September 1990 beraten. Der Be-
schluß des Vermittlungsausschusses ergibt sich aus 
der Ihnen vorliegenden Drucksache 11/7843. 

Zu Ziff. 1 der Drucksache betreffend § 1 Bundes-
datenschutzgesetz. Hier war der Vermittlungsaus-
schuß der Ansicht, bei der Regelung der Zulässigkeit 
der Erhebung personenbezogener Daten könne der 
private Bereich nicht völlig ausgeklammert werden. 
Dies lege auch die Datenschutzkonvention des 
Europarates nahe, die den Gesetzgeber verpflichte, 
Grundsätze für die Erhebung auch für den nichtöf-
fentlichen Bereich vorzusehen. Der Vermittlungsaus-
schuß hielt es deshalb für sinnvoll, dazu eine Norm in 
das Bundesdatenschutzgesetz aufzunehmen, obwohl 
sich die gleichen Grundsätze bereits aus dem Bürger-
lichen Gesetzbuch ableiten ließen. Dies erforderte in 
§ 1 des Bundesdatenschutzgesetzes die vorgeschla-
gene Ausdehnung des Anwendungsbereichs des Ge-
setzes. 

Korrespondierend dazu schlägt der Vermittlungs-
ausschuß eine Erweiterung des § 28 Abs. 1 Bundes-
datenschutzgesetz vor. Sie besteht in der Regelung, 
daß Daten nach Treu und Glauben und rechtmäßig 
erhoben werden müssen. Der Vermittlungsausschuß 
war dabei der Ansicht, es sei sinnvoll, hier den ein-
schlägigen Wortlaut der Datenschutzkonvention des 
Europarates in das Gesetz zu übernehmen. 

Weiterhin hat es der Vermittlungsausschuß bei § 1 
Bundesdatenschutzgesetz nicht für angemessen ge-
halten, interne Daten der Behörden, aus denen nicht 
übermittelt wird, fast völlig von der gesetzlichen Re-
gelung freizustellen. Er hat sich dabei von der Erwä-
gung leiten lassen, daß künftig alle Akten der Behör-
den den Datenschutzgesetzen unterliegen, und es 
deshalb geboten sei, interne Dateien ebenfalls nach 
den für Akten geltenden Vorschriften zu behandeln. 

Außerdem hat der Vermittlungsausschuß in § 1 
Bundesdatenschutzgesetz die Klarstellung für erfor-
derlich gehalten, daß auch im förmlichen Verwal-
tungsverfahren personenbezogene Daten nach den 
Vorschriften des Gesetzes zu behandeln sind und daß 
das Verwaltungsverfahrensgesetz deshalb insoweit 
zurücktreten muß. 

Der Vorschlag des Vermittlungsausschusses zu § 24 
Bundesdatenschutzgesetz — Sie ersehen das aus Zif-
fer 4 der Vorlage — betrifft die Kompetenzen des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz. Den Ein-
schub „unbeschadet der ihnen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben obliegenden fachlichen Beurteilung und 
Verantwortlichkeit" hat der Vermittlungsausschuß für 
überflüssig gehalten. Es sei auch ohne diesen Ein-
schub klar, daß sich die Kontrollkompetenz des Bun-
desbeauftragten lediglich auf Gegenstände des Da-
tenschutzrechts und nicht auf Fragen der fachlichen 
Aufgabenerfüllung beziehen könne. 

Auch den Zusatz, die Kontrolle von Akten durch 
den Bundesbeauftragten sei auf den Einzelfall be-
schränkt, hat der Ausschuß für entbehrlich gehalten. 
Er ist dabei von der Erwägung ausgegangen, daß der 
Bundesbeauftragte für seine Kontrolle von Akten stets 
eines besonderen Anlasses bedürfe. Ein solcher Anlaß 
sei aber in der Regel auf einen konkreten Einzelfall 
bezogen. 

Ferner hat es der Vermittlungsausschuß nicht für 
angebracht gehalten, der Kontrollkompetenz des 
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Bundesbeauftragten hinsichtlich der Daten, die dem 
Steuergeheimnis unterliegen, ein Widerspruchsrecht 
des Betroffenen entgegenzusetzen. In einem Besteue-
rungsvorgang könnten Daten eines größeren Perso-
nenkreises zusammenkommen. Dann sei es nicht hin-
nehmbar, daß der Widerspruch einer einzigen dieser 
Personen die Datenschutzkontrolle auch hinsichtlich 
aller anderen Beteiligten unterbinden könne. Insofern 
unterscheide sich der Komplex Steuergeheimnis im 
Sachverhalt von den übrigen im Gesetz angesproche-
nen Geheimnissen, hinsichtlich derer es beim Wider-
spruchsrecht bleiben solle. 

Für den nichtöffentlichen Bereich hat der Vermitt-
lungsausschuß außer zu der bereits eingangs ange-
sprochenen Datenerhebung einige weitere Vor-
schläge unterbreitet: 

Zu § 28 Abs. 4 und zu § 29 Abs. 3 Bundesdaten-
schutzgesetz — Sie ersehen das aus den Ziff. 6 d und 
7 b der Ihnen vorliegenden Drucksache — hat er eine 
Verschärfung der Zweckbindung beim Empfänger 
übermittelter Daten vorgeschlagen, um den berech-
tigten Belangen der Betroffenen besser Rechnung zu 
tragen. 

Zu den Strafvorschriften in § 43 Bundesdaten-
schutzgesetz hat der Vermittlungsausschuß neben re-
daktionellen Klarstellungen vorgeschlagen, auch 
denjenigen mit Strafe zu bedrohen, der die Zweckbin-
dung von Daten, die einem Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnis unterliegen, mißachtet. 

Ferner empfiehlt der Vermittlungsausschuß, den 
Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundestages vom 
31. Mai 1990 in Art. 2 (Bundesverfassungsschutzge-
setz), Art. 3 (Gesetz über den Militärischen Abschirm-
dienst) und Art. 4 (Gesetz über den Bundesnachrich-
tendienst) zu ändern. 

Was das Bundesverfassungsschutzgesetz anbe-
langt, so liegen den Vorschlägen des Vermittlungs-
ausschusses folgende Erwägungen zugrunde: 

Der Vermittlungsausschuß ist der Auffassung, daß 
Ehegatten, Verlobte oder Personen, die — von der 
Überprüfung betroffen — in eheähnlicher Gemein-
schaft leben, in eine Sicherheitsüberprüfung nur mit 
ihrer Zustimmung einbezogen werden dürfen. Eine 
solche Einschränkung erschien dem Vermittlungsaus-
schuß im Interesse des Persönlichkeitschutzes dieses 
Personenkreises geboten. 

Bei den Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden 
hat der Vermittlungsausschuß im Interesse einer mög-
lichst klaren Definition des Aufgabenbereiches um-
fassendere und eingehendere Begriffsbestimmungen 
für erforderlich gehalten, als sie noch im Gesetzes-
beschluß des Bundestages vorgesehen waren. Soweit 
die Verfassungsschutzbehörden die Aufgaben haben, 
Informationen über Bestrebungen zu sammeln und 
auszuwerten, die gegen den Bestand des Bundes oder 
eines Landes gerichtet sind, sollen unter solchen Be-
strebungen politisch bestimmte, ziel- und zweckge-
richtete Verhaltensweisen in einem oder für einen 
Personenzusammenschluß verstanden werden, der 
darauf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder eines 
Landes von fremder Herrschaft aufzugeben, ihre 
staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihnen ge-

hörendes Gebiet abzutrennen. Bestrebungen gegen 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes fallen 
dann in den Aufgabenbereich der Verfassungsschutz-
behörden, wenn es sich um politisch bestimmte, ziel- 
und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder 
für einen Personenzusammenschluß handelt, der dar-
auf gerichtet ist, den Bund, Länder oder deren Einrich-
tungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich zu be-
einträchtigen. 

Unter Bestrebungen gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung im Sinne dieser Aufgaben-
normen sollen politisch bestimmte, ziel- und zweck-
gerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen 
Personenzusammenschluß verstanden werden, der 
darauf gerichtet ist, einen der ausdrücklich im einzel-
nen aufgeführten, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung ausmachenden Verfassungsgrund-
sätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen. 

Ich bitte alle Damen und Herren für dieses ausführ-
liche Juristendeutsch um Verständnis. 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt dabei — und 
auch dies dient dazu, den Aufgabenbereich der Ver-
fassungsschutzbehörden möglichst eingehend ge-
setzlich zu umschreiben — , ausdrücklich klarzustel-
len, daß im Sinne dieser Aufgabennormen für einen 
Personenzusammenschluß nur der handelt, der diesen 
Zusammenschluß in seinen Bestrebungen nachdrück-
lich unterstützt. Voraussetzung für das Sammeln und 
Auswerten von Informationen über solche Bestrebun-
gen soll das Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte 
sein. 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt darüber hin-
aus, im Gesetzestext ausdrücklich klarzustellen, daß 
Verhaltensweisen von Einzelpersonen, welche nicht 
in einem oder für einen Personenzusammenschluß 
handeln, Bestrebungen im Sinne dieses Gesetzes nur 
dann sind, wenn sie auf Anwendung von Gewalt ge-
richtet oder auf Grund ihrer Wirkungsweise geeignet 
sind, ein Schutzgut des Bundesverfassungsschutzge-
setzes erheblich zu beschädigen. 

Die Umschreibung dessen, was im Sinne dieser Vor-
schriften zur freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung zählt, folgt der gefestigten Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes, die im wesentlichen 
auf die Verbotsurteile betreffend die Sozialistische 
Reichspartei und die Kommunistische Partei Deutsch-
lands zurückgeht. Die wesentlichen Verfassungs-
grundsätze, die die freiheitliche demokratische 
Grundordnung ausmachen, werden dort ausdrücklich 
aufgezählt. 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt in Ziffer 10 
ferner, eine besondere Vorschrift über die Abgren-
zung der Zuständigkeiten der Verfassungsschutzbe-
hörden in das Gesetz aufzunehmen. Ziel ist dabei, 
entsprechend der Kompetenzverteilung des Grund-
gesetzes im Bereich des Verfassungsschutzes deutlich 
zu machen, wann die Landesbehörden tätig zu wer-
den haben und wann das Bundesamt für Verfassungs-
schutz in einem Lande Informationen im Sinne des § 3 
zu sammeln hat. 

Nach Art. 2 § 9 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses des 
Deutschen Bundestages sind in Dateien gespeicherte 
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Daten über Minderjährige nach zwei Jahren auf die 
Erforderlichkeit der Speicherung zu überprüfen und 
grundsätzlich spätestens nach fünf Jahren zu lö-
schen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt, diese Vorschrift 
im Interesse des Schutzes der Minderjährigen und des 
Schutzes davor, daß Jugendsünden über längere Zeit 
gespeichert werden, ohne daß im Sinne der Aufga-
benerfüllung des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
dieses notwendig wäre, auch auf Daten zu erstrecken, 
die in zu ihrer Person geführten Akten enthalten 
sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt in Ziffer 15 
und 20 seiner Beschlußempfehlung auch im übrigen 
weitergehende ausdrückliche Regelungen für die 
Überprüfung, ob gespeicherte personenbezogene Da-
ten zu berichtigen oder zu löschen sind. 

In Ziffer 17 der Beschlußempfehlung schlägt der 
Vermittlungsausschuß vor, im Interesse desjenigen, 
der vom Bundesamt für Verfassungsschutz Auskunft 
über zu seiner Person gespeicherte Daten begehrt, die 
Erteilung bzw. die Ablehnung der Auskunft enger zu 
regeln, als das der Gesetzesbeschluß des Bundestages 
tat. So soll die Ablehnung einer Auskunft dem Behör-
denleiter oder einem von ihm besonders beauftragten 
Mitarbeiter vorbehalten bleiben. Die Ablehnung der 
Auskunfterteilung soll keiner Begründung bedürfen, 
soweit dadurch der Zweck der Auskunftsverweige-
rung gefährdet würde. Außerdem schlägt der Vermitt-
lungsausschuß vor, daß die Gründe der Auskunftsver-
weigerung aktenkundig zu machen sind. 

Nach dem Gesetzesbeschluß darf das Bundesamt 
für Verfassungsschutz unter bestimmten eng um-
schriebenen Voraussetzungen amtliche Register ein-
sehen, wenn das zur Erfüllung seiner Aufgaben not-
wendig ist. Der Vermittlungsausschuß schlägt im Hin-
blick darauf, daß durch die Einsicht in amtliche Regi-
ster schutzwürdige Belange Dritter beeinträchtigt 
werden könnten, vor, diese Voraussetzungen noch 
enger zu fassen als im Gesetzesbeschluß. Die Einsicht 
in amtliche Register soll danach nur noch für die Spio-
nageabwehr, die Beobachtung von Bestrebungen im 
Geltungsbereich des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf 
gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Be-
lange der Bundesrepublik gefährden, und bei der Be-
obachtung terroristischer Bestrebungen in Betracht 
kommen. 

Die Übermittlung von Daten vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz an Dienststellen der Stationie-
rungsstreitkräfte soll nur in Betracht kommen, soweit 
die Bundesrepublik Deutschland dazu im Rahmen der 
einschlägigen völkerrechtlichen Abkommen ver-
pflichtet ist. 

In Ziffer 21 schlägt der Vermittlungsausschuß vor, 
die Bestimmung im Gesetzesbeschluß, nach welcher 
ausnahmsweise die Einrichtung eines automatisierten 
Abrufverfahrens, d. h. eines automatisierten Verfah-
rens für Übermittlungen von personenbezogenen Da-
ten, zulässig sein sollte, zu streichen ;  On-line-An-

schluß sei kein taugliches Mittel zur Gefahrenabwehr. 
Um zu verhindern, daß sozusagen durch die Hintertür 
solche Anschlüsse auf der Grundlage des § 10 des 
Bundesdatenschutzgesetzes eingerichtet werden, 
wird diese Vorschrift in Ziffer 22 ausdrücklich für un-
anwendbar erklärt. 

Weitere Vorschläge des Vermittlungsausschusses 
zum Bundesverfassungsschutzgesetz enthalten Än-
derungsempfehlungen, die aus den eben dargestell-
ten Änderungsvorschlägen folgen. 

Im Bereich des Gesetzes über den Militärischen 
Abschirmdienst schlägt der Vermittlungsausschuß zu 
§ 1 MADG vor, sich konkret auf die Beschreibung der 
vom Militärischen Abschirmdienst zu erfüllenden 
Aufgaben zu konzentrieren. Im übrigen beschränken 
sich die Änderungsempfehlungen des Vermittlungs-
ausschusses zum MAD-Gesetz auf Anpassungen an 
die Vorschläge, die der Vermittlungsausschuß, wie 
dargestellt, zum Bundesverfassungsschutzgesetz 
macht. Das bezieht sich besonders auf die Mitwirkung 
an der Sicherheitsüberprüfung und auf die Überprü-
fung der Daten über Minderjährige, die in Dateien 
oder zur Person der Minderjährigen geführten Akten 
gespeichert sind. Die Befugnis des Militärischen Ab-
schirmdienstes, amtliche Register einzusehen, soll ge-
genüber dem Gesetzesbeschluß des Deutschen Bun-
destages in gleicher Weise eingeschränkt werden wie 
die des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 

Die Vorschläge des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz über den Bundesnachrichtendienst beschrän-
ken sich auf Folgeänderungen zu den Änderungs-
empfehlungen des Vermittlungsausschusses zum 
Bundesverfassungsschutzgesetz. 

Schließlich hat der Vermittlungsausschuß die Einfü-
gung eines Art. 5 zur Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch vorgeschlagen. Dies findet sich in 
Ziffer 36. Der Vorschlag dient der Berichtigung eines 
Redaktionsversehens. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung, 
Frau Präsidentin, hat der Vermittlungsausschuß be-
schlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Än-
derungsvorschläge gemeinsam abzustimmen ist. 

Ich bitte Sie, den Änderungsvorschlägen des Ver-
mittlungsausschusses zu folgen, und mache gleichzei-
tig darauf aufmerksam, daß ein von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachter Entschlie-
ßungsantrag dem Hause zur Abstimmung vorliegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Berichterstatter 
Dr. Hüsch, wir können jetzt der Reihe nach abstim-
men. Zum Tagesordnungspunkt 2 b hat sich noch der 
Herr Kollege Günther zu Wort gemeldet. Ferner gibt 
es noch den Antrag, den Tagesordnungspunkt 2 f ab-
zusetzen. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich wider-
spreche Ihnen nicht, sondern ich möchte Ihnen nur 
eine kleine Hilfestellung leisten. Zunächst wird ledig-
lich über das Paket der Empfehlungen zum Bundes-
datenschutzgesetz abgestimmt, das alierdings 37 Ele-
mente enthält. Das ist eine einheitliche Abstimmung. 
Dann käme wohl, wenn die Fraktionsgeschäftsführer 
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dem zustimmen, die Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag. 

(Bernrath [SPD]: Ohne Aussprache!) 

Vizepräsidentin Renger: Einverstanden. 
Meine Damen und Herren, wir stimmen jetzt zuerst 

über den Tagesordnungspunkt 2 e ab. Das ist das Da-
tenverarbeitungsgesetz. Wie Sie wissen, hat der Ver-
mittlungsausschuß beschlossen, daß über die Ände-
rungsvorschläge gemeinsam abzustimmen ist. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses auf Drucksache 11/7843? — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Gegen die Stimmen der 
GRÜNEN ist der Vorschlag des Vermittlungsaus-
schusses angenommen. 
Meine Damen und Herren, es folgt die Abstimmung 

über den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP auf Drucksache 11/7921. Wer 
stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei Ablehnung der GRÜNEN ist dieser 
Antrag angenommen. 
Meine Damen und Herren, Frau Kollegin Roitzsch 

hat sich zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Dann melde auch ich 
mich mal!)  

Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich bitte, den 
Punkt 2 f heute abzusetzen, da in der Fraktion der 
CDU/CSU noch Beratungsbedarf besteht. 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Diesem Antrag widerspreche ich 
nachdrücklich. Es gibt überhaupt keinen vernünfti-
gen Grund dafür, diesen Tagesordnungspunkt abzu-
setzen. Sie haben einen sehr guten Vermittlungsvor-
schlag des Vermittlungsausschusses. Sie haben zwar 
noch keine Einigung mit der FDP erzielt; aber das ist 
ja nun kein Grund, hier eine Sache abzusetzen. 
Übermorgen wird sich der Bundesrat damit befas-

sen. Das Gesetz muß in Kraft gesetzt werden, wenn es 
seine Funktion erfüllen soll. Nun seien Sie nicht so 
unfreundlich zu den Handwerkern, und lassen Sie uns 
einmal über den vernünftigen Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses abstimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
wird noch einmal das Wort zur Geschäftsordnung ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann lasse ich über den Antrag, den Tagesord-

nungspunkt 2 f — Handwerkstatistikgesetz — abzu-
setzen, abstimmen. Wer stimmt für diesen Antrag? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? Meine Da-
men und Herren, der Antrag ist angenommen; der 
Tagesordnungspunkt ist abgesetzt. 
Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 2 a: 

Viertes Agrarsoziales Ergänzungsgesetz. Dazu Herr 
Abgeordneter Dr. Hüsch als Berichterstatter. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Der Ver-
mittlungsausschuß hat sich bei der Beschlußempfeh-
lung gemäß Drucksache 11/7844 von folgenden Erwä-
gungen leiten lassen: 

In den Beratungen des Deutschen Bundestages 
wurde die Auffassung vertreten, daß eine Gesamtre-
form des agrarsozialen Sicherungssystems unter Ein-
schluß der Verbesserung der agrarsozialen Siche-
rung der Bäuerinnen notwendig sei. 
Schon vorher hatte der Bundesrat in seiner Stel-

lungnahme zum Regierungsentwurf des Vierten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes sein Bedauern 
darüber zum Ausdruck gebracht, daß die Reform des 
agrarsozialen Sicherungssystems, die eigentlich in 
der 11. Legislaturperiode hätte verwirklicht werden 
sollen, nicht zustande gekommen ist. 

Mit seinem Vorschlag bringt der Vermittlungsaus-
schuß zum Ausdruck, daß es sich bei dem Vierten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetz nur um eine Über-
gangsregelung bis zu der allseits als notwendig ange-
sehenen Gesamtreform handeln soll. 

Aus diesem Grunde schlägt er vor, die Geltungs-
dauer des Gesetzes zu begrenzen. Angesichts der Pro-
bleme, die durch eine umfassende Reform des agrar-
sozialen Sicherungssystems gelöst werden müssen, 
hält er es für ausreichend, wenn die Geltungsdauer 
der Art. 1 und 2 dieses Gesetzes auf vier Jahre be-
grenzt wird. Dies liegt Ihnen zur Beschlußfassung 
vor. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Be-
richterstatter. 

Ich lasse jetzt abstimmen über die Beschlußempfeh-
lung des Vermittlungsausschusses zum Vierten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetz. Wer stimmt für die 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 
auf Drucksache 11/7844 mit den empfohlenen Ände-
rungen? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei Ge-
genstimmen der GRÜNEN ist das angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 2 b: 
Zweites Gesetz zur Verbesserung des Wahlrechts für 
die Sozialversicherungswahlen. Zur Berichterstattung 
hat Herr Abgeordneter Hüsch das Wort. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Vermittlungs-
ausschuß hat sich bei seiner Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 11/7845 von folgenden Erwägungen lei-
ten lassen. Nachdem der Gesetzgeber auf die deut-
sche Staatsangehörigkeit für das aktive Wahlrecht seit 
der Wiederherstellung der Selbstverwaltung unter 
der Geltung des Grundgesetzes verzichtet hat, sieht 
der Vermittlungsausschuß keinen Grund mehr, sie für 
das passive Wahlrecht bei den Sozialversicherungs-
trägern als gesetzliche Voraussetzung beizubehalten. 
Maßgebend war hierbei auch, daß in anderen Berei-
chen, insbesondere bei den kassenärztlichen Vereini-
gungen, den Personalvertretungen und Betriebsräten 
sowie bei den Betriebskrankenkassen, die Ausländer 
ebenfalls sowohl das aktive als auch das passive 
Wahlrecht haben. Bei dieser Lage erschien dem Ver-
mittlungsausschuß die Einschränkung des passiven 
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Wahlrechtes zu Lasten der ausländischen Versicher-
ten und Arbeitgeber nicht mehr vertretbar. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Der Vermittlungsausschuß hat ferner berücksich-
tigt, daß ausländische Mitbürger die Pflichten dieses 
Systems in gleicher Weise wie die deutschen Mitbür-
ger und Arbeitskollegen tragen müssen. Von den Ent-
scheidungen der Selbstverwaltungsgremien sind sie 
ebenso wie die deutschen Versicherten und Arbeitge-
ber betroffen. Ihre Beitragsleistung trägt zur Stabilität 
dieser Systeme bei. 

Schließlich ist der Vermittlungsausschuß der Auf-
fassung, daß der Einführung des passiven Wahlrech-
tes für Ausländer in der Sozialversicherung verfas-
sungsrechtlich nichts entgegensteht. Eben deshalb 
hat der Gesetzgeber derartige Bedenken auch für das 
aktive Wahlrecht in der Sozialversicherung nicht ge-
sehen. Nach Auffassung des Vermittlungsausschus-
ses ist das deshalb berechtigt, weil die Selbstverwal-
tungen der Sozialversicherungsträger streng von den 
kommunalen Selbstverwaltungen zu trennen sind. 
Bei den Kommunalvertretungen geht es um „das 
Volk", wie in Art. 28 Abs. 1 des Grundgesetzes ausge-
führt ist. Hier aber geht es um „Mitglieder" und um 
deren Rechte und Pflichten. 

Namens des Vermittlungsausschusses bitte ich Sie 
pflichtgemäß, der Beschlußempfehlung zu folgen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Be-
richterstatter. 

Das Wort zu einer Erklärung hat Herr Abgeordneter 
Günther. 

Günther (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Für die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion erkläre ich, daß wir die Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses ablehnen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
Wir können dem passiven Wahlrecht für alle Auslän-
der, zudem ohne jede Bedingung, nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus diesem Grunde hätten wir uns eine Lösung vor-
stellen können, das passive Wahlrecht auf EG-Basis 
einzuführen und dabei auf die sonst im EG-Raum übli-
che Gegenseitigkeit zu verzichten. Im Interesse einer 
Einigung im Vermittlungsausschuß wäre uns das aber 
die Sache wert gewesen. Leider hat sich dafür keine 
Mehrheit gefunden. 

(Bernrath [SPD]: Gott sei Dank!) 

Die Alternative, die Wählbarkeit für alle Ausländer zu 
den Gremien der Selbstverwaltungen der Sozialversi-
cherungsträger, war für uns nicht tragbar. 

Wir bedauern, daß gerade in der heutigen Zeit die 
Vorleistung im EG-Raum nicht erbracht werden kann, 
was angesichts der positiven Haltung der EG-Kom-
mission in Sachen deutsche Einheit sicher mehr als 
eine gute Geste unsererseits gewesen wäre. Die Maxi-
malforderung ist aber von uns nicht zu akzeptieren. 
Deshalb lehnen wir den Vorschlag des Vermittlungs-
ausschusses ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlußempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses zu dem Zweiten Gesetz zur Verbes-
serung des Wahlrechts für die Sozialversicherungs-
wahlen. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses auf Drucksache 11/7845 mit 
den empfohlenen Änderungen? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltung der GRÜNEN ist die 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsaussschusses 
abgelehnt. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Dann ist das Gesetz 
kaputt!) 

— Dann geht es halt noch einmal von vorne los. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zu 

Punkt 2 c der Tagesordnung: Hochschulstatistikge-
setz. Herr Berichterstatter Dr. Hüsch, bitte. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Der Be-
schluß des Bundestages verletzte die bundesstaatli-
che Ordnung. Den Bundesländern steht der Vorrang 
in der statistischen Erhebung zu. Der Vermittlungs-
ausschuß will die verfassungsmäßige Lage wiederher-
stellen. Ich empfehle Ihnen die Annahme. 

Vizepräsidentin Renger: Ich lasse über die Be-
schlußempfehlung des Vermittlungsausschusses zum 
Entwurf eines Hochschulstatistikgesetzes abstimmen. 
Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses auf Drucksache 11/7846 mit den 
empfohlenen Änderungen? — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei einer Gegenstimme und bei Enthal-
tung der GRÜNEN ist die Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses angenommen. 
Zu Punkt 2 d der Tagesordnung, dem Dritten Ge-

setz zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes, 
hat Herr Dr. Hüsch als Berichterstatter das Wort. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Der Ver-
mittlungsausschuß ließ sich bei seinen Vorschlägen 
gemäß Drucksache 11/7847 von folgenden Erwägun-
gen leiten. 
Erstens: zu der Beschlußempfehlung Nr. 1 betref-

fend Art. 1 Nr. 3 a, § 9 Abs. 4. Mit dieser Empfehlung 
schlägt der Vermittlungsausschuß eine hinter den 
Steigerungssätzen im Anrufungsbegehren des Bun-
desrates zurückbleibende, teilweise mit dem Geset-
zesbeschluß des Deutschen Bundestages überein-
stimmende, diese aber bis 1999 fortschreibende pro-
gressive Staffelung der Abgabesätze pro Schadeinheit 
vor. Mit diesen niedrigeren Sätzen soll eine unverhält-
nismäßig hohe Belastung der Abgabepflichtigen ver-
mieden werden. Dabei wurde ferner berücksichtigt, 
daß durch die gleichzeitige Erhöhung der Abwasser-
abgabesätze und die Erweiterung der relevanten 
Schadstoffe um Phosphor und Stickstoff in der An-
lage A zu § 3 des Gesetzes eine erhebliche Kumulie-
rung der Belastung der Abgabepflichtigen eintritt, die 
je nach Art der Abwassereinleitung zu einer Steige-
rung bis zum 25fachen der derzeitigen Belastung rei-
chen würde. Um die Kumulierungswirkung nicht 
übermäßig werden zu lassen, hat der Vermittlungs-
ausschuß ferner davon abgesehen, die Schwellen-
werte für Phosphor und Stickstoff gegenüber dem Ge-
setzesbeschluß des Bundestages abzusenken. Hierfür 
war außerdem maßgebend, daß sich der Gesetzgeber 
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mit der Frage einer weiteren Novellierung des Ab-
wasserabgabengesetzes ohnehin noch einmal befas-
sen muß, wenn die Ergebnisse der Erfolgskontrolle 
auf Grund der Entschließung des Deutschen Bundes-
tages vom 31. Mai 1990 vorliegen. Der Vermittlungs-
ausschuß hält es für geboten, daß auf die genannte 
Entschließung auch bei dieser Gelegenheit noch ein-
mal eindringlich hingewiesen wird, was ich hiermit 
auftragsgemäß tue. 
Zweitens: zu der Beschlußempfehlung Nr. 2, Art. 1 

Nr. 5, § 13. Mit dieser Empfehlung wendet sich der 
Vermittlungsausschuß gegen die in dem Gesetzes-
beschluß des Deutschen Bundestages vorgesehene 
erhebliche Verschärfung der Zweckbindung für die 
Verwendung des Aufkommens der Abwasserabgabe. 
Statt dessen schlägt er die Beibehaltung des gelten-
den Rechtszustandes vor. Dieser ist dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Zweckbindung erheblich zurückhal-
tender ausgestaltet ist und damit — in Übereinstim-
mung mit tragenden Grundsätzen unserer Verfas-
sungsstruktur — den Ländern den Spielraum beläßt, 
der auf Grund ihrer unterschiedlichen Strukturen an-
gezeigt ist. Allerdings muß vor Augen bleiben, daß die 
Abwasserabgabe eine Zweckabgabe ist, die nicht in 
die allgemeine Finanzausstattung der Länder hinein-
gehört. 
Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung 

hat der Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die beiden Änderungsvor-
schläge gemeinsam abzustimmen ist. Ich bitte Sie, 
meine Damen und Herren, den Vorschlägen zu fol-
gen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke, Herr Berichterstat-
ter. 
Wir kommen jetzt entsprechend dem Vorschlag des 

Berichterstatters zur gemeinsamen Abstimmung. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses auf Drucksache 11/7847? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei Gegenstimmen der 
GRÜNEN ist der Beschlußempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses entsprochen worden. Die Beschluß-
empfehlung ist angenommen worden. 
Meine Damen und Herren, ich komme jetzt zu Ta-

gesordnungspunkt 2 g: Gesetz zur Verbesserung der 
Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs und 
zum Verbot von Atomwaffen, biologischen und che-
mischen Waffen. Bitte schön, Herr Kollege. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Der Vermittlungsaus-
schuß hat das Anrufungsbegehren des Bundesrates zu 
dem Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des 
Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atom-
waffen, biologischen und chemischen Waffen am 
12. September 1990 ausführlich beraten. Der Be-
schluß des Vermittlungsausschusses ergibt sich aus 
der Ihnen vorliegenden Drucksache 11/7848. 
Bei seinen Vorschlägen zu diesem Gesetz, die weit-

gehend mit dem Entwurf der Bundesregierung über-
einstimmen, hat sich der Vermittlungsausschuß so-
wohl von strafrechtlich-fachlichen, andererseits aber 
stärker noch von allgemeinpolitischen Erwägungen 
leiten lassen. 

Zu den Vorschlägen unter den Ziffern 1 und 2 der 
Ihnen vorliegenden Beschlußempfehlung ist folgen-
des zu bemerken: 

Gegen eine Mindeststrafe von einem Jahr Freiheits-
strafe, auf die der Gesetzesbeschluß die Strafandro-
hung in § 19 Abs. 2 und in § 20 Abs. 1 des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes zurückgeführt hatte — hierbei 
handelt es sich um gewerbsmäßiges oder bandenmä-
ßiges Handeln bei der Entwicklung, dem Handeltrei-
ben, der Ein- und Ausfuhr mit und von Atomwaffen 
und um das Entwickeln, Handeltreiben usw. von und 
mit biologischen und chemischen Waffen —, spricht 
nach der Ansicht des Vermittlungsausschusses der 
hohe Unrechtsgehalt solcher Taten. Die Öffentlich-
keit im In- und Ausland reagiere gegenüber solchen 
Taten gerade auf Grund der Ereignisse der letzten 
Zeit besonders sensibel, und es erscheine angemes-
sen, dem durch ein deutliches Wort des Gesetzgebers, 
in dem er seine Bewertung dieses hohen Unrechtsge-
haltes zum Ausdruck bringt, Rechnung zu tragen. Ins-
besondere sollten sich die Strafandrohungen für die 
hier in Rede stehenden Taten im Mindest- und 
Höchstmaß von denen des § 16 Abs. 1 und 2 des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes des geltenden Rechtes 
nach oben hin unterscheiden, die für sonstige Kriegs-
waffen gelten. 

Durch die vorgeschlagene Androhung einer Min-
deststrafe von zwei Jahren — bei einer Höchststrafe 
von 15 Jahren — wird andererseits die besonders 
hohe Strafdrohung, die im § 19 Abs. 2 a und in § 20 
Abs. 1 a des Gesetzesbeschlusses vorgesehen ist, ent-
behrlich. Diese Strafdrohung betrifft den Fall, daß die 
ABC-Waffe, an deren Entwicklung usw. der Täter be-
teiligt war, zum Einsatz kommt und daß der Täter bei 
der Tat von diesem Einsatz gewußt hat. Die Entbehr-
lichkeit wird um so deutlicher, wenn man bedenkt, 
daß sich die in den zitierten Absätzen genannten sub-
jektiven Voraussetzungen nach Meinung des Ver-
mittlungsausschusses in der Praxis kaum jemals fest-
stellen lassen würden. Der Vorschlag sieht deshalb 
vor, diese Regelungen zu streichen, was eine Herab-
setzung des höchstangedrohten Strafmaßes bedeu-
tete. Die in § 19 Abs. 4 und in § 20 Abs. 3 des Geset-
zesbeschlusses enthaltene sogenannte Wissen-
schaftsklausel stieß auf das Bedenken, daß hierdurch 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit, die — aller-
dings nur bei leichtfertigem Handeln — auch den in 
der Anwendungsforschung tätigen Wissenschaftler 
treffen müsse, wenn er die oben erwähnten besonders 
verwerflichen Straftaten objektiv fördert, zu sehr zu-
rückgenommen würde. Zudem sei der Weg, auf dem 
dies geschehen solle, nicht unbedenklich, da hier-
durch eine objektiv erheblich fördernde Handlung 
durch eine gesetzliche Fiktion — ausgedrückt durch 
das Wort „gilt" — in ihr Gegenteil, nämlich in eine 
unerhebliche Förderung, verkehrt werde. Eine Ein-
schränkung der Wissenschaftsfreiheit, insbesondere 
der Grundlagenforschung, sei mit dem Wegfall der 
sogenannten Wissenschaftsklausel nach Meinung des 
Vermittlungsausschusses nicht verbunden. 

Die Ziffer 3 der Beschlußempfehlung hat geset-
zestechnisch bedingte Folgeänderungen zum Gegen-
stand. 
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Dr. Hüsch 

Die unter Ziffer 4 vorgeschlagene Fassung der In-
krafttretensvorschrift soll ein möglichst baldiges 
Greifen des Gesetzes sicherstellen, nämlich am Tage 
nach der Verkündung, nicht zuletzt unter dem Ein-
druck der zu der Notwendigkeit gerade der neuen 
Strafvorschriften des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
geführten öffentlichen Diskussion. 

Außer den genannten für die Beschlußempfehlung 
des Vermittlungsausschusses maßgebenden Erwä-
gungen spielte auch die allgemeinpolitische Bewer-
tung eine Rolle, daß alles vermieden werden sollte, 
was dem zügigen Abschluß eines Gesetzgebungsver-
fahrens jetzt im Wege stehen könnte, bei dem die 
Weltöffentlichkeit auf einen deutschen Beitrag zur 
Verhinderung von Ereignissen wartet, die wir in die-
sen Wochen mit Bestürzung ansehen müssen. 

Gemäß § 10 Satz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung 
hat der Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über alle vorgeschlagenen Än-
derungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Pflichtgemäß empfehle ich Ihnen die Annahme die-
ses Vorschlages und überreiche der Präsidentin meine 
eigene Erklärung nach § 31 der Geschäftsord-
nung. *) 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Penner [SPD]: Eine völlig korrekte Be-

richterstattung!) 

*) Anlage 2 

Vizepräsidentin Renger: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 

Wir verfahren nach dem Vorschlag des Herrn Be-
richterstatters und stimmen über die Änderungsvor-
schläge gemeinsam ab. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 11/7848? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen die Stimmen der GRÜNEN, des Abgeordneten 
Dr. Hüsch und der Abgeordneten Frau Dr. Wis-
niewski ist diese Beschlußempfehlung angenom-
men. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das begründet 
den geschichtlichen Rang des Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses!) 

Ich darf Ihnen die erfreuliche Mitteilung ma-
chen, daß wir am Ende der Tagesordnung angelangt 
sind. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 20. September 
1990, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.36 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens SPD 19. 09. 90 * 
Frau Beer GRÜNE 19. 09. 90 
Frau Blunck SPD 19. 09. 90 ** 
Büchner (Speyer) SPD 21. 09. 90 * 
Clemens CDU/CSU 21.09.90 
Dr. Dollinger CDU/CSU 19. 09. 90 
Dr. Ehrenberg SPD 19. 09. 90 
Frau Eid GRÜNE 19. 09. 90 
Engelhard FDP 19.09.90 
Frau Faße SPD 19. 09. 90 
Francke (Hamburg) CDU/CSU 19. 09. 90 
Frau Fuchs (Köln) SPD 19. 09. 90 
Dr. Geißler CDU/CSU 19. 09. 90 
Dr. Götz CDU/CSU 19. 09. 90 
Dr. Jahn (Münster) CDU/CSU 19. 09. 90 
Jaunich SPD 19.09.90 
Jung (Düsseldorf) SPD 19. 09. 90 
Kalisch CDU/CSU 21.09.90 
Dr. Klejdzinski SPD 19. 09. 90 ** 
Kolb CDU/CSU 21.09.90 
Dr. Lippelt (Hannover) GRÜNE 19. 09. 90 
Meyer SPD 19.09.90 
Dr. Müller CDU/CSU 21. 09. 90 * 
Niegel CDU/CSU 20. 09. 90 ** 
Paintner FDP 21.09.90 
Rappe (Hildesheim) SPD 19. 09. 90 
Reddemann CDU/CSU 19.09.90 
Schäfer (Mainz) FDP 21. 09. 90 
Schäfer (Offenburg) SPD 21. 09. 90 
Frau Schmidt (Nürnberg) SPD 19. 09. 90 
Schmitz (Baesweiler) CDU/CSU 19. 09. 90 ** 
Schulze (Berlin) CDU/CSU 21. 09. 90 
Dr. Todenhöfer CDU/CSU 19. 09. 90 
Frau Trenz GRÜNE 21. 09. 90 
Wischnewski SPD 21.09.90 
Dr. Wittmann CDU/CSU 19. 09. 90 
Zierer CDU/CSU 19. 09. 90 * 
Dr. Zimmermann CDU/CSU 21. 09. 90 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Dr. Hüsch (CDU/CSU) zur Ab-
stimmung über die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Ver-
mittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Verbesserung 
der Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs 
und zum Verbot von Atomwaffen, biologischen und 
chemischen Waffen (Drucksachen 11/4609, 11/7221, 
11/7507, 11/7848) 

- Tagesordnungspunkt 2 g - 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Ich unterstütze die Absicht der Bundesregierung, 
die Kontrolle der Kriegswaffenexporte wesentlich zu 
verschärfen und sich dazu neben verwaltungsrechtli-
cher Maßnahmen auch strafrechtlicher Bestimmun-
gen zu bedienen. Die Fassung des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes, die vom Vermittlungsausschuß vorge-
schlagen wird, kann ich indes nicht teilen: 

1. Mit dem Gesetz wird erstmalig eine Strafandro-
hung für fahrlässiges/leichtfertiges Fördern zu einer 
Haupttat konstituiert. Die Tatbestandsausformung ist 
sehr weitgehend und unbestimmt. Sie verletzt nach 
meiner Einschätzung Art. 103 GG. 

2. Der Vermittlungsausschuß hat die Strafandro-
hung für besonders schwere Fälle, die im Bundestags-
beschluß verankert waren, zurückgenommen. Dies 
halte ich nicht für gerechtfertigt. 

3. Der Bundestag hat es unternommen, die erlaubte 
und deshalb straffreie wissenschaftliche Tätigkeit ab-
zugrenzen von der unerlaubten und deshalb strafba-
ren Übertragung von Wissen zum Zwecke der Her-
stellung von ABC-Waffen. Der Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses greift diese Absichten nicht auf. Er 
schafft deshalb unangebrachte Unklarheiten. 

4. Die im Bundestagsbeschluß vorgesehene Absen-
kung der Mindeststrafe auf ein Jahr diente dazu, bei 
geringfügigen Tatbeiträgen eine Strafaussetzung zur 
Bewährung ohne besondere Begründungsnotwendig-
keit zu öffnen. Der Beschluß des Vermittlungsaus-
schusses folgt dem nicht. Er schafft damit eine nach 
meiner Auffassung unangemessene Strafandrohung 
namentlich gegenüber in abhängiger Position tätigen 
Mitarbeitern und wird nicht zuletzt zu einer erhebli-
chen Demotivation führen. 

5. Auf Grund des Bundestagsbeschlusses wird die 
Strafandrohung auf alle Deutschen ausgedehnt, 
gleichgültig, wo sie sich in der Welt aufhalten. Hier-
gegen bestanden beachtliche Bedenken. Nach dem 
Verlangen des Bundesrates hat der Vermittlungsaus-
schuß nunmehr darüber hinaus vorgeschlagen, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes festzustellen. Dies führt zu 
einer unerträglichen und nicht mehr von der Sachge-
rechtigkeit und der Angemessenheit der strafrechtli-
chen Androhung überlagerten Belastung derjenigen 
Deutschen, die außerhalb des Gebietes der NATO in 
bislang legaler Weise und z. Zt. im Rahmen von der 
Bundesregierung abgeschlossener völkerrechtlicher 
Vereinbarungen in dem umschriebenen sensiblen Be-
reich tätig sind. Die Fürsorgepflicht wird durch das 
sofortige Inkrafttreten der Strafandrohung ohne 
Chance für die betroffenen Deutschen, sich auf die 
neue Rechtslage einzustellen, schwerwiegend ver-
letzt. 

Die vorgetragenen Bedenken machen es mir un-
möglich, im konkreten Fall bei grundsätzlicher Re-
spektierung der politischen Absichten der Bundesre-
gierung auf diesem Gebiet dem Vermittlungsvor-
schlag zuzustimmen. 
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Anlage 3  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Häuser (SPD) (Drucksache 11/7879 
Frage 1): 

Wie ist sichergestellt, daß die Beschäftigten der Spiegelbehör-
den des Bundes in der DDR rechtzeitig von den zur Zeit laufen-
den und befristeten Ausschreibungen Kenntnis erlangen, insbe-
sondere wie ist sichergestellt, daß die ehemaligen Mitarbeiter,  
die vor dem Beitritt aus politischen Gründen aus den Spiegelbe-
hörden entfernt wurden, von diesen Ausschreibungen erfahren,  
und welche Spiegelbehörden in der DDR der obersten Bundes-
behörden und deren Geschäftsbereiche werden bis Ende des  
Jahres 1990 weitergeführt?  

Einrichtungen oder Teileinrichtungen der öffentli-
chen Verwaltung im Beitrittsgebiet, die bis zum Wirk-
samwerden des Beitritts Aufgaben erfüllt haben, die  
nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes vom  
Bund wahrzunehmen sind, unterstehen den obersten  
Bundesbehörden. So werden alle Ressorts zum 3. Ok-
tober 1990 in Berlin Außenstellen einrichten, bei de-
nen es sich nicht um „Spiegelbehörden" handelt. Die  
Außenstellen werden sich sowohl mit Abwicklungs-
aufgaben als auch mit der Fortführung von Fachauf-
gaben befassen. Es ist davon auszugehen, daß diese  
Außenstellen auf Grund ihrer Aufgabenstellung auch  
über das Ende des Jahres 1990 hinaus weiterbestehen  
werden.  

In diesen Außenstellen werden sowohl Beschäftigte  
aus den bisherigen Behörden der DDR als auch von  
hier entsandte Bundesbedienstete tätig werden. Die  
Außenstellen werden jeweils einem Staatssekretär  
unterstellt und von einem geschäftsleitenden Beam-
ten geleitet.  

Mit dem Beitritt der DDR bestehen grundsätzlich  
die im dortigen vergleichbaren öffentlichen Dienst  
vorhandenen Arbeitsverhältnisse fort. Sie werden in  
übernommenen Einrichtungen im Kompetenzbereich  
des Bundes zu den bisherigen Bedingungen fortge-
führt; in nicht übernommenen Einrichtungen ruhen  
sie vom Tage des Wirksamwerdens des Beitritts an  
und enden, wenn kein neues Arbeitsverhältnis be-
gründet wird. Die Hinweise des BMI zu den Über-
gangsregelungen für Rechtsverhältnisse der Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes im Beitrittsgebiet vom  
10. September 1990 (D III 1 — 220 000/43) enthalten  
keine Regelungen über Ausschreibungen; es ist da-
von auszugehen, daß Ausschreibungen im Rahmen  
der Gesetze und der im Bundesbereich üblichen  
Handhabung unter der Verantwortung der jeweiligen  
Ressorts erfolgen.  

Anlage 4  

Antwort  

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Frage des Ab-
geordneten Jäger (CDU/CSU) (Drucksache 11/7879  
Frage 6) :  

Wie lange wird es nach den Erkenntnissen der Bundesregie-
rung noch dauern, bis die für den Schießbefehl, für die men-
schenrechtswidrigen Strafgesetze und Strafprozesse und für die  
unmenschlichen Zustände in den Haftanstalten der DDR verant-
wortlichen ,Schreibtischtäter' der SED-Führung für ihre Verbre-
chen strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden, und  

wie ist es nach Auffassung der Bundesregierung zu erklären,  
daß diese Strafprozesse in der DDR bis heute nicht stattfinden  
konnten?  

Der Bundesregierung liegen zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine Erkenntnisse über den Stand der 
Strafverfahren gegen Mitglieder der früheren SED-
Führung im Zusammenhang mit dem Erlaß des 
Schießbefehls vor, da die Einleitung und Durchfüh-
rung dieser Verfahren bislang in die Zuständigkeit 
der Strafverfolgungsbehörden der DDR fällt und nach 
der Vereinigung den Justizbehörden der Länder ob-
liegen wird. Aus diesem Grunde entzieht es sich auch 
der Kenntnis der Bundesregierung, ob gegen Mitglie-
der der früheren Führungsspitze der DDR, die für 
rechtsstaatswidrige Strafgesetze, Anordnungen, 
Strafprozesse sowie rechtsstaatswidrige Zustände in 
den Haftanstalten der DDR verantwortlich sind, Er-
mittlungsverfahren eingeleitet worden sind. 

Anlage 5  

Antwort  

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 11/7879 
Fragen 7 und 8) : 

Hat die Bundesregierung oder eine ihr nachgeordnete Be-
hörde die Vernehmungsprotokolle früherer RAF-Mitglieder ver-
öffentlicht, oder wie erklärt sie sich sonst deren Veröffentlichung  

in zahlreichen Medien?  

Hält die Bundesregierung die Herausgabe der Protokolle an  
private Dritte für normal oder strafbar, und was gedenkt sie  
gegebenenfalls zu tun, um in Zukunft eine gleichmäßige Veröf-
fentlichung aller polizeilichen oder staatsanwaltschaftlichen  
Vernehmungsprotokolle bei interessanten Strafverfahren si-
cherzustellen?  

Zu Frage 7:  

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse  
vor, aus welchen Quellen die angesprochenen Presse-
organe ihre Information erhalten haben. Nach den  
Feststellungen des Generalbundesanwalts wurden  
insbesondere in Artikeln des Nachrichtenmagazins  
„Der Spiegel" vom 27. August 1990 und vom 3. Sep-
tember 1990 detailliert Angaben wiedergegeben, die  
das inhaftierte „RAF"-Mitglied Werner Lotze bei sei-
ner Einvernahme in der Zeit zwischen dem 17. und  
20. Juli 1990 gegenüber den vernehmenden Beamten  
gemacht hat. Die für die genannten Veröffentlichun-
gen in Frage kommenden Vernehmungsprotokolle  
wurden innerhalb der Bundesanwaltschaft dem Ge-
neralbundesanwalt, dem Abteilungsleiter II (Staats-
gefährdungsstrafsachen) sowie jedem Ermittlungsre-
ferat der Abteilung II zur Verfügung gestellt. Weitere  
Ablichtungen erhielten von der Bundesanwalt-
schaft:  

— der Sachbearbeiter des Bundeskriminalamtes  

— teilweise (Vernehmungen vom 17., 18. Juli 1990)  
der Sachbearbeiter des Landeskriminalamtes  
Nordrhein-Westfalen  

— der Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshof es  

— der (damalige) Verteidiger des Beschuldigten  
Lotze  
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— die Landesämter für Verfassungschutz in Baden-
Württemberg und Hessen 

— etwa um den 24. August 1990 das Bundesamt für 
Verfassungsschutz. 

An Behörden der DDR, in der die inhaftierten 
„RAF"-Mitglieder festgenommen worden waren, sind 
Vernehmungsprotokolle nicht übermittelt worden; es 
gibt auch keine Erkenntnisse, daß andere Sicherheits-
behörden dies getan hätten. 

Zu Frage 8: 

Der Generalbundesanwalt hat auf Grund der Veröf-
fentlichung von Protokollen über die Vernehmung 
des Beschuldigten Werner Lotze ein Ermittlungsver-
fahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen 
§ 353b StGB eingeleitet. Diese Bestimmung stellt die 
Verletzung von Dienstgeheimnissen und die Verlet-
zung von besonderen Geheimhaltungspflichten unter 
Strafe. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Fragen des 
Abgeordneten Cronenberg (Arnsberg) (FDP) (Druck-
sache 11/7879 Fragen 9 und 10): 

Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkeiten der Treu-
handanstalt in Ost-Berlin ein, den in Artikel 26 Abs. 4 des 
Staatsvertrages mit der DDR über die Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion festgeschriebenen Zielen, wonach das volks-
eigene Vermögen vorrangig für die Strukturanpassung der Wirt-
schaft und für die Sanierung des Staatshaushaltes zu nutzen ist, 
gerecht zu werden, wenn — wie z. B. im Falle der Allianz-Betei-
ligung an der Deutschen Versicherungs-AG (DVAG) — keine 
Erlöse erzielt werden? 

Wann kann die Bundesregierung sich konkret zur Höhe der 
weiterbestehenden Verbindlichkeiten aus dem staatlichen Ver-
sicherungsmonopol der DDR äußern, die von der neu gegründe-
ten DVAG nicht übernommen wurden und die im Rahmen der 
DNI-Eröffnungsbilanz festzustellen sind? 

Zu Frage 9: 

Die von Ihnen erwähnte Aufgabe in Art. 26 Abs. 4 
des Staatsvertrages vom 18. Mai dieses Jahres ist der 
Treuhandanstalt durch das von der Volkskammer er-
lassene Treuhandgesetz übertragen worden. Zu-
gleich ist durch dieses Gesetz der Auftrag der Treu-
handanstalt konkretisiert und erweitert worden. Er 
umfaßt schwerpunktmäßig die Privatisierung und 
Verwertung volkseigenen Vermögens nach markt-
wirtschaftlichen Grundsätzen. Dabei hat die Anstalt 
die Strukturanpassung der Wirtschaft auf dem Gebiet 
der heutigen DDR zu fördern, indem sie die Entwick-
lung sanierungsfähiger Betrieb zu wettbewerbsfähi-
gen Unternehmen und deren Privatisierung voran-
bringt. 

Die Volkskammer hat das Treuhandgesetz am 
17. Juni dieses Jahres, also vor rd. drei Monaten, ver-
abschiedet. Angesichts des sehr umfangreichen Auf-
gabenkataloges ist zum jetzigen Zeitpunkt noch keine 
Aussage über die voraussichtlichen Ergebnisse der 
Bemühungen der Treuhandanstalt, zur Strukturan-
passung der Wirtschaft und zur Sanierung des Staats-
haushaltes beizutragen, möglich. — Im Vordergrund 

muß die Strukturanpassung stehen. Die beste Form 
der Strukturanpassung sieht die Bundesregierung in 
einer möglichst schnellen Privatisierung der Unter-
nehmen. Auf diesem Weg wird die Treuhandanstalt 
auf längere Sicht auch zur Entlastung des Staatshaus-
haltes beitragen. Wie hoch diese Entlastung sein wird, 
kann heute noch nicht gesagt werden. Bei dem außer-
ordentlich hohen Privatisierungspotential der Treu-
handanstalt kann jedenfalls aus dem Ergebnis nur 
einer Transaktion, die Sie in Ihrer Frage erwähnen, 
sicher nicht auf den Umfang künftiger Einnahmen 
geschlossen werden. 

Zu Frage 10: 

Mit dem Einigungsvertrag entsteht die Staatliche 
Versicherung der DDR in Abwicklung als Rechtsträ-
ger der von der DDR im Versicherungsbereich hinter-
lassenen Verbindlichkeiten. Zu den ersten Aufgaben 
der Anstalt werden die Sachverhaltsermittlung und 
die Aufstellung der DM-Eröffnungsbilanz gehören. 
Die Bundesregierung kann sich zur Höhe der Ver-
bindlichkeiten jeweils nach Maßgabe der bei diesen 
Arbeiten gewonnenen Erkenntnisse äußern. Ergän-
zend weise ich darauf hin, daß der Bundesminister der 
Finanzen die Deutsche Versicherungs-AG gebeten 
hat, die notwendigen Vorarbeiten sofort aufzuneh-
men. Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist ent-
sprechend beauftragt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Druck-
sache 11/7879 Fragen 11 und 12): 

Wie ist die Beantwortung meiner Frage nach Hilfen für Bau-
herren von selbstgenutztem Wohneigentum in der DDR (Druck-
sache 11/7761 S. 13) durch die Bundesregierung mit der Erklä-
rung des DDR-Bauministeriums zu vereinbaren, daß als Aus-
gleich für hohe Zinsbelastungen der Eigenheimbauer 100 Mil-
lionen DM im zweiten Halbjahr 1990 zur Verfügung stehen? 

Ist die Erklärung des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister der Finanzen, Carstens, oder die Erklärung des 
DDR-Bauministers Viehweger (Presseinformation vom 24. Au-
gust 1990) zutreffend, und wie will die Bundesregierung in die-
ser Angelegenheit 1991 verfahren? 

Zu Frage 11: 

Es ist richtig, daß der Minister für Bauwesen, 
Städtebau und Wohnungswirtschaft der DDR am 
22. August 1990 „Regelungen zur Förderung des Ei-
genheimbaus im zweiten Halbjahr 1990" erlassen hat, 
die die Vergabe von 100 Millionen DM im zweiten 
Halbjahr 1990 vorsehen. 

Mit Blick hierauf hatte ich in der von Ihnen zitierten 
Antwort auf Ihre schriftlichen Fragen 237 und 238 für 
August 1990 ausgeführt: „Hilfsmaßnahmen der DDR-
Regierung sind bislang rechtswirksam nicht zustande 
gekommen. " Diese Aussage ist auch heute noch zu-
treffend, denn bislang ist nicht geklärt, ob diese Rege-
lungen vom Ministerrat beschlossen wurden und wie 
sie haushaltsmäßig gedeckt werden können. Zwar 
sind im Zentralhaushalt der DDR für Ausgaben des 
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Wohnungsbaus und der Wohnungswirtschaft im 
zweiten Halbjahr 1990 1,2 Milliarden DM veran-
schlagt. Diese Mittel sind jedoch durch Haushaltsver-
merk zweckgebunden für einen nachgewiesenen hö-
heren Finanzbedarf, insbesondere für Preisumstellun-
gen und Strukturveränderungen; sie stehen aber 
nicht für neue Subventionen zur Verfügung. Sie sind 
mit einer Sperre belegt, die nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen aufgehoben wer-
den soll. Bisher konnte vom Bundesminister der Fi-
nanzen nur die Zustimmung zur Entsperrung eines 
Teilbetrags gegeben werden, zumal für den 3. Nach-
tragshaushalt 1990 Mehranforderungen für weitere 
neue Subventionen angemeldet worden sind. Hier-
über wird in den nächsten Tagen zwischen den betei-
ligten Ressorts der Bundesregierung und der Regie-
rung der DDR im Rahmen der Aufstellung des Regie-
rungsentwurfs für den 3. Nachtragshaushalt 1990 ver-
handelt werden. 

Diesen Verhandlungen kann ich hier nicht vor-
greifen. 

Zu Frage 12: 

Wie ich bereits in der Antwort zu Ihrer vorhergehen-
den Frage darlegte, muß noch über die haushaltsmä-
ßige Deckung für die vom Bauminister der DDR vor-
gesehenen Maßnahmen entschieden werden. 

Was das weitere Verfahren der Bundesregierung 
für 1991 betrifft, wiederhole ich meine schriftliche 
Antwort vom 29. August 1990. Damals teilte ich Ihnen 
mit, daß die Bundesregierung prüfen werde, ob ge-
zielte Hilfen notwendig sind. Diese Prüfung erfolgt 
ebenfalls im Rahmen der Haushaltsverhandlungen, 
deren Ergebnis ich nicht vorgreifen kann. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die Fra-
gen des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
11/7879 Fragen 14 und 15): 

Ist die Bundesregierung bereit, Bioöl aus heimischen Produk-
ten nachwachsender Rohstoffe so zu fördern, daß es verstärkt als 
Hydraulik- und Schmieröl zum Einsatz kommt? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Verordnung dafür zu 
sorgen, daß das umweltfreundliche Bioöl überall dort eingesetzt 
wird, wo durch den Betrieb von Maschinen konventionelles Öl 
an Grund und Boden abgegeben wird? 

Zu Frage 14: 

Schmierstoffe auf Pflanzenölbasis spielen insge-
samt gesehen noch keine große Rolle; sie haben der-
zeit nur einen Anteil von ca. 1 % am gesamten 
Schmierstoffverbrauch in der Bundesrepublik 
(1,1 Mio t). In den letzten Jahren nimmt ihr Einsatz 
aber zu, insbesondere in den Bereichen „Ketten-
schmieröle", „Schmierfette" und „Hydraulikflüssig-
keiten". Die Bundesregierung begrüßt diese Entwick-
lung vor allem aus Gründen des Boden- und Gewäs-
serschutzes und wird deshalb auch weiterhin dafür 
sorgen, daß die Umstellung auf Bioöle erleichtert wird. 

Ihre derzeitigen Aktivitäten konzentrieren sich u. a. 
auf: 

— Vergabe des Umweltzeichens für Pflanzenöl

-

Schmierstoffe 
— Förderung eines Forschungsvorhabens zur Ent-

wicklung einer umweltfreundlichen Hydraulik-
flüssigkeit auf Rapsölbasis 

— Finanzierung einer Studie über das Marktpotential 
der Bioöle 

— Prüfung, in welchen Verwaltungsbereichen des 
Bundes (z. B. Bundeswehr, Bundesbahn) die Bio-
schmierstoffe eingesetzt werden können 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung ein Merk-
blatt zur Altölentsorgung herausgegeben, um die 
gleichgewichtige Behandlung von Altölen auf Pflan-
zenölbasis mit solchen auf Mineralölbasis sicherzu-
stellen. 

Zu Frage 15: 

Die Bundesregierung plant nicht, die Verwendung 
von Schmierstoffen auf Pflanzenölbasis in besonders 
umweltsensiblen Bereichen vorzuschreiben. Ein sol-
ches Gebot verstieße gegen das Grundrecht der Be-
rufsfreiheit, weil es zum Schutz der Umwelt nicht 
zwingend erforderlich ist. Genau so wäre ein Verbot, 
Mineralöle als Schmiermittel zu verwenden, nicht zu-
lässig. Es wäre aber denkbar, bestimmte Mindestnor-
men, etwa für die Ungiftigkeit und die biologische 
Abbaubarkeit von Schmiermitteln, zu erlassen und 
damit auch der Mineralölindustrie Gelegenheit zur 
Entwicklung von abbaubaren Schmierstoffen zu ge-
ben. Die Entwicklung solcher allgemein akzeptierter 
Normen bedarf noch intensiver Forschungsarbeit. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
11/7879 Frage 16): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Absatzlage der bun-
desdeutschen Imker, und was wird sie unternehmen, um zu ver-
hindern, daß aus der DDR zu Dumping-Preisen auf den Markt 
geworfener Honig die Existenz bundesdeutscher, insbesondere 
auch bayerischer Imker gefährdet? 

Die derzeitige Situation der bundesdeutschen Im-
kerei ist gekennzeichnet durch eine sehr hohe dies-
jährige Ernte bei den hellen Honigsorten (Blütenho-
nig) und einen — witterungsbedingt — fast völligen 
Ausfall der Ernte an Waldhonig. Insgesamt wird die 
Ernte 1990 auf ca. 25 000 t geschätzt. Hinzu kommen 
beträchtliche Überhangbestände aus der letztjährigen 
Honigernte, die mit 29 000 t einen bis dahin unbe-
kannten Umfang eingenommen hat. 

Ursache für die starke Zunahme der letztjährigen 
Honigernten (Durchschnitt der Jahre 1984 bis 1988: 
15 000 t) ist u. a. die starke Ausweitung des Rapsan-
baues. Dadurch steigt der Anteil der hellen Honige, 
die preislich deutlich unter den dunklen Honigsorten 
gehandelt werden, an der Erzeugung. Die Gesamter- 
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löse aus der Honigerzeugung sind dementsprechend 
rückläufig. 

Das größere Angebot ist nur zu deutlich niedrigeren 
Preisen zu vermarkten. So erhält der Erzeuger z. Z. 
etwa 3,00 DM je kg für hellen Honig und ca. 7,50 DM 
je kg für Waldhonig; im Vergleich zum Vorjahr be-
deutet dies einen Preisrückgang um etwa 1,50 DM bis 
2,00 DM je kg. 

Die Nachfrage nach Honig bewegt sich mit etwa 
1,6 kg pro Kopf der Bevölkerung auf einem stabilen 
Niveau. 

Honigkäufe westdeutscher Unternehmen in der 
DDR zu teilweise sehr niedrigen Preisen sind mir be-
kannt. Andererseits wird in der Bundesrepublik 
Deutschland erzeugter Honig in der DDR angeboten. 
Nähere Angaben über die jeweilige Menge liegen mir 
nicht vor. Ich gehe jedoch davon aus, daß sich partielle 
Verwerfungen mit fortschreitender Annäherung der 
Produktionsverhältnisse glätten. 

Die besonders schwierige Situation der bayerischen 
Imker, insbesondere bedingt durch ihren marktfernen 
Standort, ist mir bekannt. Eine Chance der Imker liegt 
im Direktabsatz. Weitere Anstrengungen auf diesem 
Gebiet können neue Käuferschichten erschließen. 
Auch ein deutlicher Hinweis auf die herausragende 
Qualität des deutschen Honigs sollte bei der Konzep-
tion neuer Verkaufsstrategien nicht fehlen. 

In Anbetracht der — unabhängig von der Entwick-
lung in der DDR — angespannten Situation bei der 
Bienenhaltung und Vermarktung des Honigs haben 
COPA und COGECA einen Soforthilfeplan zur Erhal-
tung der Bienenzucht sowie eine Reihe längerfristig 
wirksamer Maßnahmen zur Förderung des Honigab-
satzes auf EG-Ebene gefordert. 

Bei dem in Kürze in meinem Hause stattfindenden 
Gespräch mit Vertretern der Honigwirtschaft wird 
sich die Gelegenheit eines ausführlichen Meinungs-
austausches über die Situation der deutschen Imkerei 
ergeben. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 11/7879 
Frage 17): 

In welchem Umfang und über welche Institute werden im 
Auftrag der für Gesundheitsfragen zuständigen Ministerien ge-
genwärtig und in den nächsten Monaten Erhebungen zur Siche-
rung der „Gesundheitsdaten" der DDR-Bevölkerung ge-
macht? 

Umfassende Erhebungen zur Sicherung der „Ge-
sundheitsdaten" der DDR-Bevölkerung sind von den 
für Gesundheitsfragen zuständigen Ministerien bis-
her nicht in Auftrag gegeben worden. 

Um einen ersten Überblick über die Gesundheitssi-
tuation der Bürger der bisherigen DDR zu erhalten, 
hat das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit an das Zentralinstitut für die 
Kassenärztliche Versorgung in Köln den Auftrag er-

teilt, in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Epide-
miologie und Gesundheitsforschung GmbH in Berlin 
(Ost) in Ergänzung des Vorhabens „Dringliche Ge-
sundheitsprobleme der Bevölkerung in der Bundesre-
publik Deutschland" entsprechende Aussagen über 
die Verbreitung von Krankheiten in dem Gebiet der 
heutigen DDR zu erstellen. Dafür sollen jedoch keine 
neuen Erhebungen vorgenommen werden, sondern 
auf vorhandene Daten zurückgegriffen werden. Es ist 
zu erwarten, daß die Ergebnisse dieses Projekts bis 
Ende des Jahres vorliegen werden. 

Weiter ist darauf hinzuweisen, daß im Rahmen der 
sogenannten Bundesstudie des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zur Er-
fassung des Mißbrauchsverhaltens, auch Daten in der 
DDR erhoben werden. Die Bundesstudie erfaßt 15 000 
Bürger der DDR in der Altersgruppe 2-39 Jahre. Die 
Erhebung in der Bundesrepublik führt Infratest durch, 
die Erhebung in der DDR wird von dem Institut 
USUMA geleitet. Das USUMA-Institut ist ein neues 
Institut, das vom Gesundheitsministerium der DDR 
vorgeschlagen wurde und als äußerst qualifiziert gilt. 
Die Projektleitung der Gesamtstudie liegt bei dem 
Institut für Therapieforschung (IfT) München. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
11/7879 Frage 19): 

Trifft es zu, daß Bundeserziehungsgeld und Landeserzie-
hungsgeld Aussiedlern, die noch keinen Vertriebenenausweis 
erhalten haben, nur bis zum Ende des sechsten Lebensmonats 
des Kindes bezahlt wird, und wie vereinbart sich eine entspre-
chende Regelung mit der Tatsache, daß die Ausstellung von 
Vertriebenenausweisen in der Regel mindestens ein bis einein-
halb Jahre dauert? 

Aussiedler erhalten Erziehungsgeld über den 6. Le-
bensmonat ihres Kindes hinaus, wenn sie entweder 
den Vertriebenenausweis A oder B oder eine Beschei-
nigung der Vertriebenenbehörde vorlegen, daß der 
Vertriebenenausweis aller Voraussicht nach in abseh-
barer Zeit erteilt werden wird. Für den Fall, daß die 
Erteilung des Vertriebenenausweises längere Zeit 
dauert, ist also der Bezug von Erziehungsgeld nicht 
ausgeschlossen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Richter (FDP) (Drucksache 
11/7879 Fragen 22 und 23): 

Wie hoch war der Anteil an verspäteten Intercity-Zügen in den 
letzten drei Monaten? 

Wo lagen die Ursachen für die Verspätungen, und auf welche 
Weise soll Abhilfe geschaffen werden? 
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Zu Frage 22: 

Rund 35 % der Züge im EC-/IC-Verkehr kamen ver-
spätet im Endbahnhof an. 

Zu Frage 23: 

Die Verspätungen im EC-/IC-Verkehr wurden im 
wesentlichen verursacht durch 
— eine Vielzahl im Vorgriff auf den Fahrplan 1991 

durchgeführter Baumaßnahmen, 
— Übertragen von Verspätungen — mit hohem An-

teil von Zügen aus dem Ausland — auf wartende 
Anschlußzüge und 

— eine durch Erdrutsch bedingte Sperrung der 
Strecke Münster (Westfalen)—Lünen, mit der 
Folge, daß alle Züge von und nach Hamburg über 
Hamm umgeleitet werden müssen und dadurch im 
Durschnitt ca. 4 Minuten verspätet werden. Diese 
Verspätung überträgt sich ins gesamte IC-Netz. 

Spätestens mit dem Jahresfahrplan 1991/92 erwar-
tet die Deutsche Bundesbahn eine deutliche Verbes-
serung der Pünktlichkeit. Bis zu diesem Zeitpunkt 
wird im Zusammenhang mit der Inbetriebnahme der 
Neubaustrecken Hannover—Fulda und Mannheim—
Stuttgart eine Entspannung des EC-/IC-Fahrplans 
eintreten, der Umfang der Bauarbeiten wird abneh-
men und die Strecke Münster (Westfalen)—Lünen wird 
dem Betrieb wieder zur Verfügung stehen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/7879 Frage 24): 

Wann wird der Bericht des Vorstandes der Deutschen Bundes-
bahn zur Neuordnung des Gepäck- und Expreßgutverkehrs vor-
liegen, und welche Konsequenzen werden ggf. im Hinblick auf 
die konkreten Verantwortlichkeiten sowie die geplanten Ab-
hilfemaßnahmen ergriffen? 

Die Bundesregierung erwartet, daß der angefor-
derte Bericht unverzüglich eingeht. Erst nach Vorlie-
gen und Prüfung des Berichtes kann entschieden wer-
den, ob und gegebenenfalls welche Konsequenzen im 
Hinblick auf die konkreten Verantwortlichkeiten und 
die geplanten Abhilfemaßnahmen gezogen werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gröbl auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Garbe (DIE GRÜNEN) (Drucksa-
che 11/7879 Fragen 25 und 26): 

Inwieweit trifft es zu, daß die Bundesregierung bestimmte 
Dioxin-Richtwerte zur Bodensanierung aus dem Maßnahmen-
katalog des Bundesgesundheits- und Umweltbundesamtes 
(Stand: März 1990) revidieren will? 

Aus welchen Gründen soll insbesondere der Richtwert von 
5 ng/kg TE für uneingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung 
gestrichen werden? 

Zu Frage 25: 

Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung die Emp-
fehlungen des Bundesgesundheits- und Umweltbun-
desamtes über Maßnahmen zur Bodensanierung, die 
sich an bestimmten in Toxizitätseinheiten ausge-
drückten Richtwerten für Dioxingehalte in Böden 
orientieren, revidieren will. Die Umweltministerkon-
ferenz nahm den Bericht über die empfohlenen Maß-
nahmen, der nach dem Dioxinsymposium in Karlsruhe 
vom 15. —18. Januar 1990 vom Umweltbundesamt 
und Bundesgesundheitsamt gemeinsam erstellt 
wurde, zustimmend zur Kenntnis. Sie hat gleichzeitig 
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Dioxine" einge-
setzt, die u. a. die Aufgabe hat, die Validierung der 
diesen Richtwerten zugrunde liegenden Ableitungen 
und die notwendige Konsensbildung zwischen Wis-
senschaft und Behörden weiter zu verstärken. Für die 
im Herbst stattfindende nächste Umweltministerkon-
ferenz wird dazu von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Dioxine'' ein Bericht erwartet. Außerdem beabsichti-
gen Umweltbundesamt und Bundesgesundheitsamt 
gemeinsam zu dem Thema „Richt- und Grenzwerte 
bei Dioxinbelastungen" eine fachöffentliche Anhö-
rung durchzuführen. 

Zu Frage 26: 

Eine Streichung ist nicht beabsichtigt. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gröbl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Drucksache 
11/7879 Fragen 27 und 28): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Tatsache, daß einige Bundesländer Bodenschutzgesetze vorle-
gen, nachdem der Bund hier bisher untätig geblieben ist, und 
wie will die Bundesregierung eine bundeseinheitliche Regelung 
des Bodenschutzes sicherstellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit, gesetz-
liche Regelungen zum Bodenschutz insbesondere zur Auswei-
sung von Bodenbelastungsgebieten, zu Melde- und Auskunfts-
pflichten, zur Abwehr von Gefahren, zur Behebung von Schä-
den und zur Bodenüberwachung einzuführen, und wann wird 
sie einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen? 

Zu Frage 27: 

Die Landesregierung Baden-Württemberg hat im 
Juni 1990 den Anhörungsentwurf eines Landes-
bodenschutzgesetzes vorgelegt, dessen wesentliche 
Regelungsinhalte im Rahmen einer Bund/Länder-
arbeitsgruppe unter Vorsitz des BMU entwickelt wor-
den sind. Eine vergleichbare Initiative ist von Schles-
wig-Holstein beabsichtigt. 

Zur Erörterung der mit einer eigenständigen Bo-
denschutzregelung verbundenen Fragen hat der Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit im Juni 1989 eine Klausurtagung mit Ver-
tretern der Länder und unter rechtswissenschaftlicher 
Begleitung durchgeführt. Aus der Sicht des Verwal-
tungsvollzuges ergab sich dabei ein bundeseinheitli-
cher Regelungsbedarf vorrangig für den Umgang mit 
flächenhaften Bodenkontaminationen über 
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— die Absicherung des Bodens als eigenständiges 
Schutzgut 

— eine allgemeine Sorgfaltspflicht im Umgang mit 
dem Boden 

— die Ausweisung von Bodenbelastungsgebieten, 
soweit konkrete Rechtsfolgen wie Nutzungsvor-
schriften, Sanierungs- oder Überwachungsmaß-
nahmen damit verbunden werden können 

— Ermächtigungsnormen für untergesetzliche Rege-
lungen mit dem Ziel der Festlegung bundesein-
heitlicher Bodenwerte, von Nutzungsbeschrän-
kungen, der generellen Untersuchung der Boden-
qualität sowie spezieller Überwachungsmaßnah-
men für belastete Böden. 

In Abstimmung mit den Ländern hat die Bundesre-
gierung zwei Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, 
mit denen unter anderem die Verteilung der Gesetz-
gebungskompetenzen auf dem Gebiet des Boden-
schutzrechts sowie die Möglichkeiten und Grenzen 
bundesrechtlicher Ansätze zur Bodensanierung ver-
tieft bearbeitet werden sollen. Die Ergebnisse werden 
Anfang 1991 vorliegen. Über das weitere Vorgehen 
wird sodann zu entscheiden sein. 

Zu Frage 28: 

Hierzu darf ich auf die in meiner Antwort zur 
Frage 27 aufgeführten Rechtsgutachten verweisen, 
die der Bundesregierung zur abschließenden Mei-
nungsbildung dienen werden. Als Bezugspunkte 
rechtlicher Regelungen im Bodenschutz zeichnen sich 
jedoch bereits ab: 

— Der Verankerung des Bodenschutzes als eigen-
ständigem Rechtsgut kann im Rahmen einer bun-
deseinheitlichen Regelung besonderer Nachdruck 
verliehen werden. 

— Eine bundeseinheitliche Regelung vermag für 
Normsetzung, -interpretation und -anwendung 
einheitliche Maßstäbe zu schaffen. 

— Als Regelungsinhalte kommen vor allem 

— Ziele des Bodenschutzes 

— Gegenstand des Bodenschutzes 

— Grundsätze des Bodenschutzes 

— allgemeine Verhaltenspflichten 

— Ermächtigung zur Festlegung von Grenzwer-
ten 

in Betracht. 

Anlage 16 

Antwort 

der Staatsministerin Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Frage des Abgeordneten Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/7879 Frage 31): 

Ist im Rahmen von Umschulungs- oder sonstigen Maßnahmen 
die Möglichkeit gegeben, aus Mitteln der 12 Milliarden-Finanz-
hilfe den sowjetischen Soldaten oder ihren Angehörigen wäh-
rend ihres noch drei bis vier Jahre dauernden Aufenthalts bei 
uns Sprachunterricht in Deutsch anzubieten? 

In dem deutsch/sowjetischen Abkommen „über ei-
nige überleitende Maßnahmen" (Überleitungsab-
kommen) werden DM 200 Millionen für Ausbildungs- 
und Umschulungsmaßnahmen bereitgestellt. Mit die-
sen Mitteln kann selbstverständlich auch Sprachun-
terricht in Deutsch während des Aufenthaltes in der 
DDR finanziert werden, wenn die sowjetische Seite 
dies wünscht. 

Die sowjetische Seite drängte in den Vertragsver-
handlungen allerdings auf Ausbildungs- und Um-
schulungsmaßnahmen für die in Reserve entlassene 
Mitglieder der Streitkräfte auf dem Gebiet der UdSSR. 
Gleichwohl wurde die Möglichkeit für Umschulungs-
maßnahmen auch auf dem Gebiet der DDR offenge-
halten. Im übrigen sollen die Maßnahmen an beste-
hende Programme und Projekte der Zusammenarbeit, 
in erster Linie an das vorgesehene Wohnungsbaupro-
gramm, anknüpfen. Das Überleitungsabkommen 
trägt diesen Vorstellungen Rechnung. 

Anlage 17 

Antwort 

der Staatsministerin Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Frage des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksa-
che 11/7879 Frage 37): 

Wie ist der Stand der Verhandlungen der Bundesregierung 
über einen Generalvertrag mit der CSFR, und wird die Bundes-
regierung darauf drängen, daß mit der CSFR, mit Polen und mit 
Ungarn ein vergleichbarer Vertrag wie der mit der Sowjetunion 
abgeschlossen wird? 

Die Bundesregierung ist mit Polen, mit der CSFR 
und mit Ungarn im Gespräch über die Gestaltung der 
Beziehungen nach der Veränderung der Lage in Eu-
ropa und nach Herstellung der deutschen Einheit. 

Mit Polen ist verabredet, daß in Anknüpfung an die 
Gemeinsame Erklärung des Bundeskanzlers und Mi-
nisterpräsident Mazowieckies vom November 1989 
nach Herstellung der deutschen Einheit ein umfassen-
der Vertrag verhandelt werden soll. 

Ob und in welcher Form mit anderen mitteleuropäi-
schen Staaten besondere Absprachen über die sich 
intensiv entwickelnden bilateralen Beziehungen not-
wendig oder nützlich sind, bedarf noch weiterer Über-
legungen, und zwar zunächst innerhalb der Bundes-
regierung. Unser Ziel, und sicher auch das Ziel unse-
rer Partner ist, die bilateralen Beziehungen mit allen 
mitteleuropäischen Staaten und auf allen Gebieten 
auszudehnen und zu vertiefen. 
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